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Hamburg: "Noske, Zörgiebel,

Mediziner gegen 
Kampfstoffe CS und CN

Auf einer Expertenanhörung der baye­
rischen SPD-Landtagsfraktion Anfang 
Juni hat der Münchner Toxikologe Dr. 
Max Daunderer ebenso wie andere 
Mediziner den Einsatz der Kampfstof­
fe CS und CN durch die Polizei scharf 
verurteilt. Die CSU hatte ein gemein­
sames Landtagshearing abgelehnt. 
Daunderer, der ein einschlägiges To­
xikologie-Handbuch veröffentlicht 
hat, ist ein international anerkannter 
Fachmann in der Diagnostik und The­
rapie von Vergiftungen. Er wies bei 
dem Hearing darauf hin, daß die che­
mischen Kampfstoffe CS und CN für 
den Kriegsfall entwickelt worden 
sind. Bekanntlich wurde CS 1964 erst­
mals von den Amerikanern in Süd­
vietnam angewandt. Die Einführung in 
Bayern wurde nach einer für die Pres­
se inszenierten Vorführung am 7.7.81 
auf dem Gelände der ehemaligen SS- 
Kaserne in Dachau beschlossen (vgl. 
PB vom 15.8.81, S. 37). Nach dem CS- 
Einsatz bei den Osterdemonstrationen 
in Wackersdorf hat Daunderer 42 
schwerkranke Patienten behandelt, 
die u.a. Hautverbrennungen 1. und 2. 
Grades erlitten hatten. Alle Patienten 
hätten über Atemnot, Übelkeit und 
Hautveränderungen geklagt. Als Spät­
folge sei Hautkrebs bei wiederholter 
Berührung "eher wahrscheinlich". Als 
"unfaßbar und fürchterlichen Ein­
griff' bezeichnete er, daß die Polizei 
bei Ärzten in Wackersdorf Wasservor­
räte zum Ausspülen der Augen be­
schlagnahmte. - (elf)

Zur Landtagswahl — 
Aktionen für Wahlrecht

Hannover. Wie schon in der letzten 
Ausgabe berichtet, bildete sich zu den 
niedersächsischen Landtagswahlen 
ein großes Bündnis, um die Forderung 
nach rechtlicher Gleichstellung der 
Ausländer zu stärken.

Bereits am 6. Juni hatten BWK, 
DIDF, GIM, KPD, SAG und Volksfront 
eine gemeinsame Veranstaltung 
durchgeführt. Sie nutzte dazu, die Ge­
sichtspunkte "Ausländerfeindlichkeit 
-Arbeiterfeindlichkeit" und "Beseiti­
gung jeglicher Sondergesetzgebung" 
zu stärken. Differenzen gab es unter 
den 60 Teilnehmern um die Frage 
"Doppelte Staatsbürgerschaft" und 
um die Berücksichtigung der sozialen 
Interessen (z.B. Beseitigung unterer 
Lohngruppen).

Die Demonstration zum Landtag am
14.6. (vor dem Wahltag) mit bis zu 500 
Teilnehmern fand große Beachtung. 
Eine Delegation überbrachte nach ei­
ner Zwischenkundgebung in Nähe des 
Landtags eine Resolution der auslän­
dischen Organisationen. Die GRÜNEN 
wollen diese in den nächsten Landtag 
einbringen. Mit einem internationalen 
Kulturfest wurde die Aktion abge­
schlossen.
Auszug aus dem Brief an den Landtag: 

"Obwohl Sie also von uns keinerlei 
Mandat haben, greift dieser Staat und 
auch die Landesregierung und Landtag 
in viele Bereiche unseres Lebens der­
art weitreichend ein, wie es den ele­
mentarsten Maßstäben der Menschen­
würde widerspricht...

Wir wissen allerdings auch, daß wir, 
selbst wenn wir Sie wählen dürften, 
unter Ihnen keine große Auswahl hät­
ten! Zu unverhohlen haben die großen 
Parteien die Vertreibung von uns

"Wahlrecht ohne Bedingungen!"

Ausländern als angebliches Mittel zur 
Lösung der Arbeitslosigkeit propa­
giert, und dies durch zahlreiche ge­
setzliche Maßnahmen eingeleitet. Zu 
offen wird die Ausländerfeindlichkeit 
auch in der Öffentlichkeit geschürt, 
zu offen dem Treiben von rassisti­
schen und neofaschistischen Gruppen, 
die uns bedrohen und angreifen, zuge­
schaut. .. Wir fordern: Aktives und 
passives Wahlrecht für Ausländer - 
ohne Bedingungen; Entscheidungs­
recht für Ausländer in allen Angele­
genheiten, die ihr Leben betreffen; 
Gleiche Rechte für Ausländer und 
Deutsche." — (ard)

Scheels 
deutscher Dreh

Der Krach, den die im Bundestag ge­
haltene I7.-Juni-Rede des früheren 
Außenministers ("Ostverträge") und 
Bundespräsidenten Scheel bei der äu­
ßersten Rechten hervorrief, könnte 
den Eindruck erwecken, als habe 
Scheel den bundesdeutschen Anspruch 
auf die Einverleibung der DDR aufge­
geben. Die "Welt" etwa empörte sich: 
"Von der Einheit reden", die Revan­
chistenverbände krakeelten: "Tritt 
der ehemalige Bundespräsident noch 
für die deutsche Einheit ein?" Das Ge­
lärme gehört zum Täuschungsmanö­
ver. Scheel strickt an der gleichen 
Masche wie von Weizsäcker: deutsche 
Einheit in und durch eine europäische 
Friedensordnung. "... die Schaffung 
einer solchen europäischen Friedens­
ordnung wäre selbst schon die Ver­
wirklichung des Ziels der deutschen 
Einheit." Läßt sich aber — und wie —
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die DDR nach "Europa" locken? 
Scheel versucht’s so: Man müsse aner­
kennen, daß die DDR ihr eigenes Wer­
tesystem habe (Marx war ein "kluger 
Deutscher" in der Tradition des "deut­
schen Humanismus" und könne allein 
schon deswegen nicht nur Falsches ge­
sagt haben). Man dürfe nicht verlan­
gen, daß die DDR ihr Wertesystem 
einfach aufzugeben habe; auch wir 
hätten, ebenso wie die DDR über ih­
res, über unser Wertesystem nachzu­
denken. "... wäre eine Entwicklung 
ganz unvorstellbar, an deren Ende bei­
de Seiten auf der Grundlage ihres un­
terschiedlichen Werteverständnisses 
vor sich selbst und vor der Welt vorn 
anderen mit Achtung denken und spre­
chen?" Also: Die DDR könne, wenn sie 
sich nur in den Rahmen "Europas" 
stellt, einen - natürlich gemäßigten 
— Sozialismus beibehalten, und von 
der BRD hätte sie dann nur Achtung 
zu erwarten. So Scheel. Was er indes 
nicht sagte: daß das "Wiedervereini­
gungsgebot" des Grundgesetzes ge­
strichen werden soll, d.h. er rückte 
vom Rechtsanspruch der BRD auf die 
DDR nicht mit einer Silbe ab. Das sagt 
über den Rest der Rede alles, -(scc)

IGM-Vorstand brütet Tarifei = 
Flexibilisierung geschlüpft

Der IGM-Vorstand hat über die Tarif­
bewegung 1987, die Fortsetzung des 
Kampfs um die 35-Stunden-Woche, 
beraten. Das Handelsblatt vom 19.6. 
86 faßte diesbezügliche Äußerungen 
von Hans Janßen so zusammen: "... 
auch künftig solle es ein tarifvertrag­
lich gesichertes Normalarbeitsver­
hältnis geben, bei dem die Dauer, 
nämlich 35 Stunden, und die Bezah­
lung verbindlich festgelegt seien. Die 
Verteilung dieser Arbeitszeit inner­
halb der Woche könne sich dann nach 
den Wünschen der Arbeitnehmer und 
den Mitbestimmungsrechten der Be­
triebsräte richten. Keinesfalls stünde 

stützte die revanchistischen Vorhaben der "Sudetendeutschen" durch die Ver­
anstaltung eines Pfingstgottesdienstes auf dem Treffen der Sudetendeutschen 
am 18. Mai und versprach den Anwesenden Rückhalt durch die Kirche bei ihrem 
Vorhaben, den "Riss" zur CSSR zu ketten. - (uld)

dabei der freie Samstag oder der 
Acht-Stunden-Tag zur Disposition. 
Abgelehnt werde auch ein ’Jahresar- 
beitszeitkonto’, das in der Praxis die 
Einführung von Saisonarbeit bedeute^ 
Möglich sei ein um einen Freitag oder 
Montag verlängertes Wochenende ... 
Die jetzt mögliche Bandbreite der Ar­
beitszeit zwischen 37 und 40 Stunden 
... muß nach der Vorstellung der IG 
Metall entfallen". Als ob es nur die 
Vorstellungen der IG Metall gäbe! Die 
Kapitalisten lassen keine Gelegenheit 
aus, flexiblere Arbeitszeiten zum Ta­
rifziel 1987 zu erklären. Sie meinen 
damit einen Arbeitszeitmix, kurze 
Arbeitszeiten, Teilzeit, ebenso wie 
längere, bei einer Verlängerung der 
betrieblichen Produktionszeiten in die 
Nacht und ins Wochenende.

Der DGB-Hauptvorstand hat im 
April in einer Stellungnahme zur Fle­
xibilisierung erklärt, diese sei ein 
blankes Unternehmerinteresse, und 
die Unternehmerbehauptung, sie 
schaffe dem Arbeitnehmer Zeitsouve­
ränität, sei im Regelfall falsch. Die 
IGM setzt sich von dieser kritischen 
Position ab und will sich mit den Kapi­
talisten vor allem darüber streiten, 
daß Flexibilisierung auch den Be­
schäftigten nütze. Die konkreten Ent­
scheidungen über die Form der Flexi­
bilisierung sollen betrieblich fallen. 
Dort haben aber die Kapitalisten alle 
Druckmittel, um klarzustellen, daß 
den Beschäftigten nützt, was für "ihr" 
Unternehmen gut ist. — Bei dem Ver­
such, einen Weg aufzutun, wie man 
Arbeitszeitverkürzungen und Flexi- 
Forderungen der Kapitalisten zusam­
menbringen kann, demontiert der 
IGM-Vorstand auch das Ziel "Arbeits­
plätze schaffen". Je stärker Arbeits­
zeiten individuell flexibel festgelegt 
werden, desto besser die Rationalisie­
rungsmöglichkeiten, desto geringer 
der Druck für und die Kontrolle über 
Neueinstellungen. — (rok)
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Wahlen

Das Landtagswahlergebnis in Niedersachsen 

ist ein Erfolg für die Reaktion

Nachdem die Wahl vorbei ist, scheint 
außer Spesen nichts gewesen, alles 
beim Alten und die ganze Aufregung 
umsonst. Der Schein trügt, die Par­
teien haben in dieser Wahl ihre Kon­
zeptionen getestet. Das Wahlergebnis 
wird Konsequenzen haben, weil sich 
CDU und FDP unter schwierigen Aus­
gangsbedingungen durchsetzten:

Die SPD erwartete sich ein gutes 
Ergebnis. Das Kabinett Kohl stand 
nach der § 116-Kampagne als Arbeit­
geberausschuß da. Die allgemein-poli­
tische Zuordnung der CDU/FDP-Poli- 
tik wurde für viele unterstrichen wenn 
nicht durch eigene, so doch über Be­
kanntenkreis und Familie unmittelba­
re persönliche Erfahrungen mit der 
Sozialpolitik der Regierung. Schließ­
lich war der Landtagswahlkampf nicht 
nur richtungsmäßig mit der Bundespo­
litik verbunden. Da fast alle wichtigen 
Gesetze durch den Bundesrat müssen, 
hätte ein SPD-Sieg die Handlungsfrei­
heit der Regierung empfindlich einge­
engt. Schließlich hatte die ganz aufs 
Großagrarische abgestimmte Agrar­
politik der Regierung die Bauern ver­
bittert, so daß sie nicht wie sonst mei­
stens dem Ruf des bürgerlichen La­
gers folgen wollten.

Dazu traten Ereignisse, die die le­
bensbedrohende Gefährlichkeit im­
perialistischer Politik sichtbar mach­
ten. Die BRD war in die Libyen-Ag­
gression der USA voll integriert und 
erschien als verfügbare Reserve des 
US-Imperialismus. Der Reaktor-Un­
fall in Tschernobyl bewies, daß der 
blinde Glaube in den technisch-wis­
senschaftlichen Fortschritt gerade 

der technisch-wissenschaftlichen 
Grundlage entbehrt. Diese Ereignisse 
wurden allgemein als günstig für die 
Grünen beurteilt, denen man dramati­
sche Stimmengewinne vorhersagte.

Von der breitesten Öffentlichkeit 
wurde erwartet, daß eine Mehrheit für 
SPD und Grüne zur Ablösung von Al­
brecht führen würde, daß dies wiede­
rum zu einer Krise der Regierung Kohl 
führen müsse, so daß dann mit den 
Bundestagswahlen 1987 ein Ende der 
Wende gegeben sei. Solche Überlegun­
gen gaben gewiß mehr die Hoffnungen 
breiter Massen wider als die Pläne der 
SPD. Gleichwohl hätte diese auf sol­
che Hoffnungen in gewissem Maße 
eingehen müssen. Mit dem Wahlergeb­
nis ist aber die politische Wirkung sol­
cher Hoffnungen weitgehend dahin. 
Eine Ablösung der Regierung Kohl/ 
Genscher auf diesem Wege erwartet 
dieselbe breiteste Öffentlichkeit 
jetzt nicht mehr.

Konsequenzen der SPD
Die SPD kann jetzt ihre Politik offen 
darlegen. Prompt sagt Brandt, nun sei 
die SPD so zu stärken, daß an ihr vor­
bei keine Regierung gebildet werden 
könne. Der Schleiertanz ist also vor­
bei, die große Kopulation auf Grundla­
ge von Recht und Ordnung steht an. 
Den Boden hierfür hat die SPD pro­
grammatisch bereitet. Das vom Go­
desberger Programm vorgeschriebene 
Ziel - Verbesserung der materiellen 
Lage der werktätigen Massen durch 
Wirtschaftswachstum — ist dahin. Im 
neuen Programm spricht sie sich noch 
für die Linderung der Armut aus. Vor­

aussetzung selbst hierfür bleibt aber 
der internationale Wirtschaftserfolg 
der BRD. Konsequent erkennt die SPD 
in ihrer Wirtschaftspolitik den An­
spruch des Unternehmers auf günstige 
Verwertungsbedingungen an. Daß die 
Hamburger SPD jetzt Koalitionsange­
bote von der FDP kriegt, ist davon die 
Folge. Gerade SPD-Bürgermeister 
Dohnany geht immer klarer auf die 
angebotsorientierte Theorie zu, in der 
niedrige, unter der Armutsgrenze lie­
gende Löhne als Voraussetzung volks­
wirtschaftlichen Erfolges behandelt 
werden. Freilich sind diese Entwick­
lungen in der betroffenen Öffentlich­
keit noch nicht angekommen. Der ab­
gelaufene Wahlkampf hat jedoch ge­
zeigt, daß die SPD sorgfältig auf Ab­
grenzung zu den Grün-Alternativen 
achtete. Die SPD hat in praktisch kei­
ner Frage sich um eine einheitliche 
Position mit den Grünen bemüht, 
nicht in der Steuerpolitik, nicht in der 
Arbeitszeitpolitik und schon gar nicht 
in der Energie- und Umweltpolitik. 
Auf keinem Gebiet gibt es bis jetzt ei­
ne beschließbare, in Gesetze zu gie­
ßende Übereinstimmung von SPD und 
Grünen. So kann eine Koalition nicht 
entstehen, sondern bloß eine Steigbü­
gelhalter-Rolle für die Grünen. Der 
niedersächsische Landtagswahlkampf 
hat deswegen nicht nur die numeri­
sche Mehrheit für die von vielen ge­
wünschte rot-grüne Koalition ver­
fehlt. Diese ist viel eher numerisch 
nicht zustande gekommen, weil in­
haltlich nichts in dieser Richtung zu­
stande kam.

BRD plant den Bau von weit­
reichenden Lenkflugkörpern

Gemeinsam mit Großbritannien und 
den USA läßt die BRD zwei Konsor­
tien gegenwärtig den Bau eines Lenk­
flugkörpers planen, der von Flugzeu­
gen aus abgeschossen werden kann und 
eine Reichweite von 600 Kilometern 
haben soll. Das Projekt hat die Be­
zeichnung "Long Range Standoff Mis­
sile (LRSOM)". Die Beteiligung der 
BRD war erst möglich, nachdem 1984 
die WEU die letzten Rüstungsbe­
schränkungen für die BRD aufgehoben 
hat. Das Verteidigungsministerium 
bestreitet dies zwar, aber genauso wie 
die "Cruise Missile" fallen auch die 
LRSOM in den Bereich der ballisti­
schen Raketen. Das Ministerium 
spricht dagegen verharmlosend von 
Entwicklung "moderner konventionel­
ler Munition". Mit den neuen Lenk­
flugkörpern wären die Luftwaffen der 
beteiligten Länder in der Lage, von 

Flugzeugen aus Ziele hunderte Kilo­
meter weiter anzugreifen, ohne selbst 
in den Wirkungsbereich der gegneri­
schen Luftabwehr zu kommen. Die 
zwei mit der Sache befaßten Konsor­
tien sind Boeing, MBB und British 
Aerospace bzw. General Dynamics, 
Dornier und Huntington. (FAZ, 
11.6.86 -jok)

Stoltenbergs Haushalts­
sperre: rüstungsbedingt 

Angeblich wegen Mehrausgaben zur 
Unterstützung der Bauern gegen die 
Schäden aus dem Reaktorunfall in 
Tschnerobyl — in der Presse wird von 
500 Mio. DM gesprochen, die die Bun­
desregierung laut Atomgesetz zu zah­
len habe - sowie wegen höherer Zah­
lungen an die EG hat Finanzminister 
Stoltenberg am 18. Juni eine Haus­
haltssperre nach § 41 Bundeshaus­
haltsordnung angeordnet. Damit wer­
den 2% der Verwaltungsausgaben und 
3% der nicht gesetzlich vorgeschrie­

benen Zuschüsse und Zuwendungen 
der Ministerien gesperrt, zusammen 1 
Mrd. DM. Die bürgerliche Presse hat 
die Maßnahme begrüßt - Stoltenberg 
trete wieder einmal dem Anspruchs­
denken entgegen und beuge zudem 
frühzeitig Neigungen im Kabinett zu 
Wahlgeschenken vor. Von wegen 
Wahlgeschenke! Erst zwei Wochen 
vorher hatte der Finanzausschuß des 
Bundestags 3,3 Mrd. DM für neue 
MRCA-Tornados bewilligt. Stolten­
berg spart für Rüstung. - (rül)

Kooperation von VW und 
Ford in Südamerika

VW und Ford verhandeln über eine "in­
dustrielle Kooperation" in Argenti­
nien und Brasilien, um Rationalisie­
rungen und öffentliche Subventionen 
durchzusetzen. Beide behaupten in ih­
ren Bilanzen Verluste für 1985 und 
stellen sich gegen Forderungen der 
brasilianischen und argentinischen 
Regierungen, mehr Investitionen und
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Otto Wolff von Amerongen und der alte und voraussichtlich neue niedersächsi­
sche Ministerpräsident Albrecht

Der Erfolg der Bürgerlichen
Der bürgerliche Wahlkampf münzte 
die Wirtschaftsbelebung der letzten 
Jahre bis auf den letzten Pfennig ins 
Politische um. Das wissenschaftlich- 
technische Risiko der Energie zu be­
zahlbaren Preisen und das soziale und 
politische Risiko des überschüssigen 
Angebotes an Arbeitskräften sei zu 
tragen. Es sei zu bejahen, weil es die 
Grundlage für das Gedeihen der Wirt­
schaft bilde. CDU und FDP suchten 
die inhaltliche Konfrontation mit der 
Kritik aus der Arbeiterbewegung und 
aus dem grün-alternativen Bereich. 
Sie suchten eine Mehrheit, um diese 
Kritik politisch wirkungslos zu ma­
chen. Vor diesem Hintergrund gibt die 
Hetze gegen die Grünen einen Sinn, 
die als Kindermörder, Gewalttäter, 
Gefahr für die ganze Gesellschaft wie 
für jeden einzelnen hingestellt wur­
den. Weil die bürgerliche Propaganda 

die Wirtschaftsprosperität konse­
quent mit der reaktionären Politik 
verbindet, erscheint alles existenzge­
fährdend, was gegen diese Politik 
wirkt. Besonders geschickt nutzt das 
bürgerliche Lager die Möglichkeiten 
der Zwei-Parteien-Konstellation. Die 
FDP tritt als Garant gegen eine wegen 
vielen christlichen Arbeiterstimmen 
fürs Sozialreformerische anfällige 
CDU auf. Sie steht für reichhaltiges 
flexibles Arbeitskräfteangebot und 
für Steuerbegünstigungen. Dieses hat 
dann auch gelangt, um der CDU einen 
hauchzarten sozialen Anstrich und die 
FDP über die fünf Prozent zu bringen.

Zur Situation der Grünen
Die Grünen machten sich Hoffnungen 
auf Zulauf v.a. aus Kreisen der Selb­
ständigen und auf Kosten der FDP. 
Die außerparlamentarische sozialisti­
sche und anarchistische Linke machte 

sich große Hoffnungen auf einen Sieg 
der Rot-Grünen. Die DKP, die ihre 
Kandidatur zu den Bundestagswahlen 
bereits abgemeldet hat, rief in Nie­
dersachsen - obwohl kandidierend - 
kaum verhüllt auf, rot-grün und also 
nützlich zu wählen. Im großen und 
ganzen wirkte in der Linken die Ten­
denz zum Rückzug aus der Wahlaus­
einandersetzung fort. Die Wirkungen 
auf die Parteipolitik der Grünen wur­
de aber erstmals sehr deutlich. Die 
bürgerliche Öffentlichkeit hat vor­
weggenommen, was sie mit einer grü­
nen Partei machen würde, die sich als 
Plattform sozialistischer Kritik be­
greift: Sie würde sie fix und fertig ma­
chen, weil der eigene Anhang der Grü­
nen vielleicht Kompromisse und Tak­
tieren mit revolutionären Richtungen 
und sozialen Interessen der Arbeiter­
klasse duldet, niemals jedoch bereit 
wäre, sich vermittelt durch Parteipo­
litik für solche Interessen vorspannen 
zu lassen. Instinktiv reagiert die Par­
tei und sucht Vertrauen bei dem Wohl­
anstand zu bilden, der sie wählt. So 
sagte Schily laut taz im Kommentar 
zum Wahlergebnis, es "sei der CDU- 
Kampagne 'nichts entgegengesetzt' 
worden. Die Grünen seien kaum in die 
Printmedien gekommen, es sei ihnen 
'allgemein in der Medienstrategie 
nicht allzuviel gelungen'. Für einen 
Wahlkampf brauche man eben einen 
hauptamtlichen Apparat von politi­
schen Leuten, die von den technischen 
Aufgaben entlastet sind." Die grüne 
Partei wird von Richtungen, die ihre 
Basis im Proletariat haben, bean­
sprucht. Prompt beginnt man sich in­
nerhalb der Grünen vor Einwirkungen 
der Basis zu sichern und stärkt den 
Parteiapparat, der Wohlanstand ver­
bürgt. Wenn, sobald und soweit jedoch 
die Grünen ihren Charakter als Basis­
bewegung und damit ihre Distanz zu 
den Institutionen der bürgerlichen Ge-

Neueinstellungen vorzunehmen. VW 
und Ford beherrschen 40% bzw. 23% 
des brasilianischen und 16% bzw. 15% 
des argentinischen Automobilmark­
tes. VW-Sprecher 0. Witzei drohte 
mit beträchtlichen Konsequenzen für 
die Ökonomien beider Länder. — (sie)

BRD aggressivste Export­
macht im Maschinenbau

Die westdeutschen Imperialisten sind 
die weltweit aggressivsten Exporteu­
re von Produkten des Maschinenbaus 
und der chemischen Industrie. Das 
geht aus einer neuen Untersuchung 
der OECD hervor, über die jetzt das 
"Institut der deutschen Wirtschaft" 
des BDI berichtet hat. Die OECD hat­
te für 1984 die Industriegüterexporte 
aller Imperialisten auf den Weltmärk­
ten untersucht. Bei zehn dieser insge­
samt 35 Industriewarengruppen waren 
westdeutsche Kapitalisten die welt­
weit größten Exporteure, bei 14 Pro­
dukten an zweiter Stelle. Mit Abstand 

größte Exportmacht sind die west­
deutschen Imperialisten bei Produk­
ten der Chemieindustrie und des Ma­
schinenbaus sowie bei allen verarbei­
teten Produkten zusammengenom­
men. Für die Lohnabhängigen in der 
BRD ist dieser Triumph ihrer Ausbeu­
ter auf dem Weltmarkt ein doppelter 
Schaden: einer, den sie schon erlitten 
haben durch räuberischen Lohnabbau 
und Arbeitshetze in den letzten Jah­
ren, und einer, der ihnen bevorsteht, 
weil die Kapitalisten die bei diesem 
Vormarsch einkassierten Profite nut­
zen werden, um Antreiberei und Lohn­
senkung weiter voranzutreiben. — (rül)

.. . und immer noch 
"Vertreibungsschäden” 

Anfang Juni trafen in Bonn Vertreter 
der Bundestagsfraktion von CDU/CSU 
und der Vertriebenenverbände zusam­
men. Sprecher der Vertriebenen be­
schwerten sich, daß der Präsident des 
Bundesausgleichsamtes angeordnet 

habe, Vermögensschäden von "Aus­
siedlern" aus Osteuropa ab 1. Juli 
nicht mehr als "Vertreibungsschäden" 
anzuerkennen. Das will die Union so­
fort korrigieren. Noch in diesem Mo­
nat wird die Fraktion einen Gesetz­
entwurf im Bundestag einbringen, um 
auch künftig solche Leute in Osteuro­
pa, die "deutsch" fühlen, mit den fi­
nanziellen Vorteilen des Lastenaus­
gleichsgesetzes zur Übersiedlung 
nach Westen zu bewegen. "Im Mittel­
punkt der weiteren Aussprache stan­
den Fragen des Bauernverbandes der 
Vertriebenen im Zusammenhang mit 
der Wahrung der Eigentumsrechte in 
den Gebieten jenseits von Oder und 
Neiße", berichtet der "Deutsche Ost­
dienst". Dregger sagte den Vertriebe­
nen eine sorgfältige Dokumentation 
aller "Eigentumsrechte Vertriebe­
ner" durch die Bundesregierung zu. 
Das Versprechen auf Beute soll dem 
BRD-Revanchismus auch in Zukunft 
treue Anhänger sichern. - (rül)
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derpolitik in Niedersachsen" heraus, um, so das Vorwort, dazu beizutragen, "daß die staatlich betriebene Ausländer­
feindlichkeit als Arbeiterfeindlichkeit begriffen und bekämpft wird".

Seilschaft verlieren, werden sie poli­
tisch überflüssig, sind sie als FDP be­
reits vorhanden. Auch diese Tenden­
zen in der grünen Partei würden ge­
schwächt, wären die Grünen gezwun­
gen, sich mit Organisationen und einer 
Politik auseinanderzusetzen, die vom 
Interessenstandpunkt des Proletaria­
tes aus die Gesellschaft kritisiert.
Auswirkungen des Wahlergeb­
nisses auf den Klassen kampf

Das bürgerliche Lager ist ideologisch 
gefestigt, weil es für eine Politik, die 
in der Armut breiter Massen die Vor­
aussetzung für den Wohlstand sieht, 
eine parlamentarische Mehrheit bil­
den konnte. Die Ausbreitung einer so 
offen menschenverachtenden Ideolo­
gie schafft dem Faschismus ein ver­
breitertes Agitationsfeld. Die Verbin­
dungen von Konservativen und Faschi­
sten nehmen zu. Die Sozialdemokratie 

ordnet ihre Kritik dem Interesse an 
der Konkurrenzfähigkeit des BRD- 
Kapitalismus unter. Sie hat einen er­
folgreichen Wahlkampf geführt, ohne 
der Gesellschaftskritik, die sich bei 
den Grün-Alternativen und in der Ar­
beiterbewegung findet, inhaltlich 
auch nur einen Millimeter entgegen­
kommen zu müssen. Die Auswirkun­
gen auf die Klassenkampf sind schon 
zu spüren. Eilfertig hat IGM-Janzen 
erklärt, man setze sich zwar das Ziel, 
die Arbeitszeitverkürzung auf 37,5 
Stunden für alle durchzusetzen, sei 
aber im Gegenzug zu weiterer Flexi­
bilisierung bereit...

Wer sich auf die Interessen der Ar­
beiterklasse bezieht, sollte nach die­
sen Wahlen zugeben, daß es heute 
nicht denkbar und nicht erfolgver­
sprechend ist, die Bildung einer prole­
tarischen Klassenpartei aus den Grü­
nen heraus oder womöglich in den 

Grünen oder gar aus der SPD heraus, 
ganz zu schweigen in der SPD, voran­
zubringen. Nicht einmal Inhalte, die 
für proletarische Politik wesentlich 
sind, können so transportiert werden. 
Fast niemand spricht davon, daß ohne 
die politische Entrechtung der Arbei­
ter ausländischer Nationalität, und 
d.h. der Arbeiterklasse, eine offen 
bürgerliche Mehrheit parlamentarisch 
gar nicht aufkäme, und merkwürdig 
matt bleibt die Kritik am aufkommen­
den Faschismus. Wie könnte aber auch 
die Theorie vom Herrenvolk schlag­
kräftig kritisiert werden, wenn nicht 
kritisiert, sondern als fast selbstver­
ständlich hingenommen wird, daß die 
bürgerliche Gesellschaft die schwer­
sten Arbeiten, denen sie systematisch 
den Ruch der Verächtlichkeit an­
hängt, Arbeiter verrichten läßt, die 
sie der politischen Rechte beraubt 
hat. — (jöd, maf, scc)

Neuer Auslieferungsversuch 
trotz anerkanntem Asyl

Laut "Türkei-Information" hat das 
Bundesinnenministerium am 12.6. den 
türkischen Antifaschisten S. Yagiz 
festgenommen und hält ihn in der JVA 
Flensburg in Auslieferungshaft. Die 
"Türkei-Information" schreibt: "S. 
Yagiz ... genießt in Schweden politi­
sches Asyl. Als er am Donnerstag, 
dem 12.6., mit drei weiteren Freunden 
die deutsch-dänische Grenze bei Pad­
borg überqueren wollte, wurde er von 
Beamten des Bundesgrenzschutzes 
festgenommen. Einzige 'Grundlage’ 
dieser Festnahme ist ein Festnahme­
ersuchen der türkischen Polizei, das 
diese 1983 über Interpol ausgeschrie­
ben hatte." S. Yagiz, der in der Türkei 
vor 1980 Mitglied der revolutionären 
Organisation Devrimci Yol war und 
deshalb mehrfach gefoltert, wurde, ist 
im Besitz eines Internationalen 
Flüchtlingspasses gemäß der Genfer 

Konvention. Offenbar will die Bundes­
regierung ihn dennoch an die türkische 
Junta ausliefern. Die "Türkei-Infor­
mation" ruft dazu auf, in Protestte­
legrammen an das Justiz-, Innen- und 
Außenministerium in Bonn die soforti­
ge Freilassung von S. Yagiz zu verlan­
gen. (Quelle: "Türkei-Information", 
c/o G. Kurban, Hindenburgstr. 49, 
3012 Langenhagen 1. - (rül)

VW/SEAT: 
Einverleibung perfekt

Nach der Übernahme von 51% der An­
teile hat VW jetzt Geschäftsführung 
und Vorstand des spanischen Automo­
bilkonzerns SEAT neu gebildet und pa­
ritätisch bzw. mehrheitlich mit Leu­
ten aus der eigenen Konzernführung 
besetzt. VW hat für die Mehrheitsbe­
teiligung, die noch 1986 auf 75% und 
bis 1990 auf 100% erweitert werden 
kann, ca. 1,3 Mrd. DM bezahlt - ein 
Spottgeld angesichts der Tatsache, 
daß eines der beiden großen Werke ge­

rade erst modernisiert worden ist und 
daß die spanische Regierung 3 Mrd. 
DM Altschulden von SEAT übernom­
men hat. Mit der Einverleibung er­
obert VW einen neuen Markt und 
steigt in großem Maßstab in die Klein­
wagenproduktion ein. Die lohne sich, 
so der Vorstand, heutzutage nur noch 
in Spanien - aufgrund des niedrigen 
Lohnniveaus. VW will ca. 10% der SE- 
AT-Arbeiter entlassen und die Pro­
duktionskapazitäten von 300000 auf 
400000 PKW steigern, —(scc)

Sozial wählen: "Versicher­
tengemeinschaf ten" gewinnen

Bei den Wahlen zu den Selbstverwal­
tungsorganen haben die Listen der so­
genannten "Versicherten-Wähler- 
gemeinschaften" erneut bei den mei­
sten Kassen die Mehrheit der Sitze in 
den Selbstverwaltungsorganen ge­
wonnen. Das geht aus einer Übersicht 
über die Wahlergebnisse hervor, die 
das "Handelsblatt" am 19. Juni ver-
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Anti-AKW-Demonstrationen
Große Koalition zur 

"Inneren Sicherheit"

Am 1. Juli will die Bundesregierung 
weitere Finanzmittel für die per­
sonelle und materielle Aufrüstung von 
Polizei und Bundesgrenzschutz be­
schließen. Für den BGS sollen zu­
sätzlich drei große Transporthub­
schrauber, mehrere Sanitätsfahr­
zeuge und Wasserwerfer angeschafft 
werden.

Nach den Demonstrationen in Brok­
dorf und Wackersdorf am 7.6.86 hat 
die CDU/CSU die Diskussion zur "In­
neren Sicherheit" verstärkt und zu­
sammen mit der FDP eine Reihe von 
Verschärfungen durchgesetzt. In 
einem Interview in der "Bild" vom
14.6. sprach sich der bayerische Mini­
sterpräsident Strauß dafür aus, den 
Druck auf die FDP zu den Bundestags­
wahlen zu erhöhen, um endlich eine 
Verschärfung des Landfriedensbruch- 
Paragraphen und des Vermummungs­
verbotes durchzusetzen.

Bereits am 12.6. verurteilten die 
bei Bundesinnenminister Zimmer­
mann versammelten Innenminister 
der Länder einmütig die "Gewaltta­
ten" "gewalttätiger Demonstranten" 
bei den Demonstrationen in Brokdorf 
und Wackersdorf. Eine Verständigung 
über rechtliche und polizeiliche Kon­
sequenzen soll nicht erzielt worden 
sein. Die SPD-Innenminister von Hes­
sen und Nordrhein-Westfalen, Winter­
stein und Schnoor, hielten die vorhan­
denen Rechtsmittel, die Ausrüstung 
und personelle Stärke der Polizeien 
für ausreichend. Aus der Ecke der SPD 
kam Zustimmung für die Verbesserung 
des "polizeitaktischen Einsatzes" und 
der "schnelleren und schärferen Be­
strafung der Gewalttäter". Während 

die CDU den Einsatz von CS-Gas für 
geeigneter hält, wollen sich die SPD- 
Innenminister mit CN-Gas begnügen. 
Zu einer Störung der Großen Koalition 
in Sachen Innere Sicherheit wäre es 
allenfalls im Vorfeld der Innenmini­
sterkonferenzgekommen, Hessens In­
nenminister Winterfeld hatte erwo­
gen, dem Treffen fernzubleiben, weil 
es eine Wahlkampfveranstaltung der 
Union sei.

Am 13.6.86 tagten hohe Beamte aus 
den Justizministerien der Länder. 
Bundesjustizminister Engelhard kün­
digte eine verschärfte Gangart der 
Justiz an: Festgenommene sollen 
schneller einem Staatsanwalt und ei­
nem Richter zugeführt werden und 
härter bestraft werden. Wie bereits in 
Wackersdorf praktiziert, sollen 
Staatsanwälte und Richter "vor Ort" 
die Ermittlungen für diese Art 
Schnellverfahren einleiten.

Die Reaktion will die verschärfte 
Unterdrückung der politischen Oppo­
sition. Der Bayernkurier prägt für die 
"gewalttätigen Demonstranten" den 
Begriff von "Terroristen neuer Art". 
Zimmermann veröffentlicht zur rech­
ten Zeit seinen Verfassungsschutzbe­
richt, und Möllemann ruft schließlich 
nach dem Einsatz der "Anti-Terror- 
Gruppe" GSG 9. Gezielt gegen die 
Grünen schreibt der Bayernkurier, daß 
insbesondere das gewaltdeckende 
Umfeld besorgniserregend sei, und 
fordert, daß, wer die "Gewalttäter" 
schütze, ihr Tun rechtfertige, wer 
Verständnis zeige, der mache sich 
mitschuldig und müsse bestraft wer­
den. Stoltenberg hatte zuvor mit sei­
ner baskischen Parallele die Grünen 
ins Visier genommen und damit unver­
hohlen Verbotsdrohungen gegen diese 
ausgestoßen.

Vorstandssprecher Beckmann von 
den Grünen wirft Bund und Ländern 
vor, sie verfolgten die Strategie, die

Demonstrationsfreiheit auszuhöhlen. 
Der Einsatz von Reizgas mache deut­
lich — so Beckmann —, daß die Regie­
rungen bereit seien, Grundrechte ge­
genüber den Interessen der Atomener­
gie in den Hintergrund zu rücken. Der 
Druck der Reaktion scheint zu wir­
ken, denn Beckmann äußerte auch, 
daß die Anti-Kernkraftbewegung ihre 
Aktionsformen öffentlich beraten sol­
len, und dazu gehöre, daß sie sich "im 
Vorfeld" von jenen Gruppen distanzie­
re, die Gewalttätigkeiten wollten. Bei 
den Bonner Friedensdemonstrationen 
sei es gelungen, die "Gewalttäter" zu 
isolieren. Es müßten Möglichkeiten 
geprüft werden, der "Gewaltfalle" der 
Polizei zu entkommen.

Gleichzeitig haben die Grünen eine 
Große Anfrage im Bundestag "Polizei­
terror gegen Gegner der Atomener­
gie" eingebracht und verlangen eine 
Bundestagsdebatte. Eine Kritik des 
Energieprogramms würde die Kritik 
der staatlichen Unterdrückungsmaß­
nahmen stärken.
Quellenhinweis: Bayernkurier vom 
14.6.86; TAZ, FAZ, Die Welt, 9.- 
19.6.86 - (sie)

Katholische Kirche
Lohn und Arbeitsbedingungen 

höheren Profiten anpassen!

Das Zentralkomitee der deutschen 
Katholiken (ZdK) hat die kirchliche 
Behauptung, daß die Beschäftigten 
mit ihrer Eigensucht das entscheiden­
de Hemmnis für die Wiedereinstellung 
der Arbeitslosen seien, ausgeweitet. 
Am 9. Juni stellte J. Stingl, Ex-Ar­
beitsamtspräsident, eine Erklärung 
des ZdK vor: "Abbau der Arbeitslosig­
keit. Thesen des ZdK zur Gestaltung 
der Arbeitsgesellschaft".

öffentlicht. Danach errangen bei der 
Bundesversicherungsanstalt für An­
gestellte die Listen einer "BfA-Ge- 
meinschaft", DAG-Fraktion und eine 
Liste von DAK, ULA, Beamtenbund 
und christlichen Gewerkschaften zu­
sammen 27 Sitze gegenüber 11 Sitzen 
für Listen der DGB-Gewerkschaften. 
Bei der Barmer Ersatzkasse gewann 
die "Interessengemeinschaft von Mit­
gliedern der BEK" mit 34 Sitzen die 
absolute Mehrheit, Listen der 
DGB-Gewerkschaften dagegen nur 14 
Sitze (vorher 12). Bei der DAK 
gewannen ebenfalls sogenannte 
"Arbeitnehmervereinigungen" die 
Mehrheit der Sitze. Bei der Techni­
kerkrankenkasse gewannen solche 
Vereinigungen ebenfalls die Mehrheit, 
die DGB-Listen fielen von sieben auf 
fünf Sitze. Für ihre Kostendämp­
fungsprogramme hat die Reaktion da­
mit in den Selbstverwaltungsorganen 
der Kassen nur wenig Widerstand zu 
erwarten, - (rül)

Am 20. Juni haben die Regierungsparteien das neue Schwerbehindertengesetz 
verabschiedet. Damit treten einschneidende Verschlechterungen in Kraft. U.a. 
entfällt in den ersten sechs Monaten nach Einstellung jeder Kündigungsschutz. 
Dies, so Blüm höhnisch im Bundestag, werde "Einstellungshemmnisse" bei den 
Kapitalisten beseitigen. In Wirklichkeit wird damit der Druck auf Schwerbehin­
derte verschärft. Die anfangs geplante Überprüfung aller Behindertenbeschei­
de hat die Regierung nach zahlreichen Protesten gestrichen. - (rül)
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Das Zentralkomitee der deutschen 
Katholiken nimmt die Gewerkschaf­
ten ins Gebet. In getreuer Nachfolge 
der Arbeitgeberverbände wiederholt 
das ZdK deren Verdrehung: Die Löhne 
"sind jahrelang so stark gestiegen, daß 
Arbeit in den Betrieben durch Sachka­
pital ersetzt wurde". Lohnabbau sei 
das Gebot der Stunde und auch der ka­
tholischen Soziallehre: "Arbeitgeber 
upd Gewerkschaften tragen für eine 
Änderung dieser Entwicklung ent­
scheidende Mitverantwortung. Maß­
volle Tarifabschlüsse und Verminde­
rung der Lohnnebenkosten müssen zu 
einer Stabilisierung der Arbeitskosten 
führen, damit der Schattenwirtschaft 
entgegengewirkt werden kann und 
mehr Spielraum für Investitionen ent­
steht."

Als Hebel dafür, daß die Kapitali­
sten die Ausbeutung der Arbeitskräfte 
steigern und höhere Profite erzielen 
können, will das ZdK die Arbeitszeit­
verkürzung genutzt sehen, anders 
würden die Kapitalisten keinen ein­
stellen können: "Zur Einstellung neuer 
Arbeitskräfte kann Arbeitszeitver­
kürzung nur beitragen, wenn die gera­
de Erwerbstätigen einen teilweisen 
Einkommensverzicht leisten. Aus der 
Sicht der christlichen Soziallehre 
müssen wir an die Tarifparteien ap­
pellieren, diese ökonomischen Bedin­
gungen im Kampf um Einkommen aus 
Arbeit und Kapital in Solidarität mit 
den Arbeitssuchenden zu beachten."

Das ZdK wendet sich gegen die ge­
werkschaftlichen Anstrengungen, ta­
riflich und gesetzlich garantierte Ar­
beitsbedingungen für alle Lohnabhän­
gigen bzw. für alle Beschäftigten ei­
ner Branche gegen die Angriffe der 
Kapitalisten zu sichern, indem es be­
hauptet: "Unterschiedliche Gestal­
tung der tariflichen und betrieblichen 
Arbeitszeiten schaffen neue Möglich­
keiten, die Bedürfnisse des arbeiten­
den Menschen mit betrieblichen Er­
fordernissen abzustimmen und zu­
sätzliche Arbeitsplätze zu schaffen." 
Gegen überbetriebliche Tarifverein­
barungen verlangt das ZdK "neue For­
men der Zusammenarbeit von Kapital 
und Arbeit auf Unternehmensebene". 
Das Ziel dabei sind "vielfältige, auf 
die Lage der einzelnen Betriebe abge­
stimmte Regelungen". Als Beispiele 
folgen: mehr Teilzeitarbeit, Auftei­
lung vorhandener Arbeitsplätze, 
Übernahme von Auszubildenden 
"nicht gleich zur vollen Arbeitszeit" 
und ähnliche Vorschläge zur Beleg­
schaftsaufspaltung.

Wenn die Gewerkschaften ihr Vor­
gehen weiter von der sozialdemokra­
tischen Strategie der Arbeitsplatz­
schaffung und -Sicherung bestimmen 
lassen, werden sie gegen die Flexibili­
sierungsstrategie der Kapitalisten und 
deren christliche Absicherung kaum 
standhalten können.
Quellenhinweis: Dokumentation des 
ZdK, Abbau der Arbeitslosigkeit ... 
- (gba)

Neue Heimat-Untersuchungsausschuß

Entweder Pleite der Neuen Heimat und leere
DGB-Kassen oder Knast für die Funktionäre

"Ein Wahlkampfhit der Reaktion für 
1987 und später wird angerührt", 
schrieben wir in den Pölitischen Be­
richten 3/86. So wird es kommen; aber 
knüppeldicker, als wir mutmaßten. 
Unter dem Druck von Banken, Presse 
und Regierungskoalition hatten sich 
DGB und Neue Heimat auf Bund- 
Länder-Gespräche zur Abwendung ei­
nes Konkurses unter dem "neutralen" 
Vorsitz von Bundesbauminister 
Schneider (CSU) im April eingelassen. 
Die Reaktion jubelte und versprach 
sich Steuerung und propagandistische 
Nutzung eines qualvollen Siechtums 
der Neuen Heimat mit verheerenden 
Folgen für andere gemeinwirtschaft­
liche Unternehmungen und Streikkas­
sen des DGB. Heute wissen wir, daß 
DGB und Neue Heimat die Reaktion 
für’s erste geschickt verladen haben. 
In aller Stille wurden vorher alle An­
teile von Vermögens- und Treuhand­
gesellschaften der Einzelgewerk­
schaften und des DGB an der Neuen 
Heimat auf die Beteiligunsgesell- 

schaft für Gemeinwirtschaft un<^ ^ie 
Vermögens- und Treuhandgesellschaft 
des DGB mbH übertragen un<^ die 
Streikkassen zunächst aus der Schuß­
linie gezogen (1). Mit abgeschlossenen 
Notverkäufen von 63709 Mietsozial­
wohnungen per 26.3.86 konnten über 
1,6 Mrd. DM erlöst werden, genug, um 
die bis Anfang 1987 gestundeten kurz­
fristigen Zins- und Darlehenstilgun­
gen aus dem Kreis von ca. 2 Mrd. DM 
Schulden des gemeinnützigen Zweiges 
und ca. 15,1 Mrd. der ehern, privaten 
NH-Töchter Städtebau und Internatio­
nal abzulösen und die Konkursgefahr 
zu bannen. (2)

Kohl, Strauß und Lambsdorff befah­

len den Regierungsparteien den ideo­
logischen, politischen und juristischen 
Großangriff. Nach einer Großen An­
frage an Bundesbauminister Schneider 
folgte am 4.6. ein schroffer CDU/ 
CSU/FDP-Antrag auf Einsetzung ei­
nes Untersuchungsausschusses, der 
am 5.6. im Bundestag beschlossen 
wurde. Der Ausschuß soll nicht nur der 
ideologischen Beerdigung gemeinnüt­
zigen Wirtschaftens und der Verhet­
zung des DGB dienen. Er soll direkt 
Empfehlungen für eine "faktische" 
Haftung des DGB und der Einzelge­
werkschaften erarbeiten, um im Zu­
sammenspiel mit den Banken nach 
1987 besser den Konkursknüppel 
schwingen zu können; dazu sollen 
durch genaue Vernehmungen bis hin­
unter zu einfachen Mitarbeitern der 
Neuen Heimat liegengebliebene 
Strafverfahren aufgearbeitet und 
neue vorbereitet werden. Heuchle­
risch wird an einem wunden Punkt der 
DGB-Sanierungsbemühungen bei der 
Neuen Heimat angesetzt. Unter dem

Druck der Reaktion wurde der Perso­
nalbestand der Neuen Heimat von 
4982 in 1980 auf 3500 in 1986 durch 
Frühpensionierungen usw. verringert; 
muß die Neue Heimat weiterschrump­
fen, sind Massenentlassungen im Nor­
den zu befürchten. "Rabiater Perso­
nalabbau", schreien CDU/CSU/FDP 
scheinheilig und drohen gleichzeitig 
all jenen Beschäftigten mit Strafpara­
graphen, die sich an der Demontage 
der Neuen Heimat nicht freiwillig be­
teiligen wollen.

"Sittenwidrige Verschleuderung von 
Vermögenswerten und Verschleppung" 
eines Konkurses, schreien sie und set­
zen heuchlerisch an einem anderen
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Bundestagsvorwahlkampf 
gegen DGB und Neue Heimat 

Gerster (CDU/CSU):" Die Neue 
Heimat steht ... für den größten 
Wirtschafts- und Sozialskandal in 
der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland ... Heute präsentiert 
die Neue Heimat ein 17-Milliarden- 
loch und versucht, sich durch rabia­
ten Personalabbau und durch Not­
verkäufe aus der Verantwortung für 
Mieter und Mitarbeiter zu stehlen, 
Notverkäufe, die rechtlich höchst 
bedenklich sind ... Verkauft die 
Neue Heimat weiter Wohnungen un­
ter dem Verkehrswert an Anleger, 
machen sich möglicherweise Ver­
käufer wie Käufer strafbar ... Ver­
schleuderung von Vermögenswerten 
und sittenwidrige Verschleppung ei­
nes drohenden Konkurses.

Der Mieter weint, der Bonze lacht, 
Genosse Filz dies möglich macht. 
Auf dem letzten Gewerkschaftstag 
(1980) waren wir noch alle guter 
Hoffnung ... Damals verließ der 
neue Vorsitzende des DGB, Breit, 
den Gewerkschaftstag mit der Be­
merkung, er wolle mit einem großen 
Besen lücken- und schonungslos auf­
klären. Heute, vier Jahre später, 
wissen wir leider, daß von den Ver­
antwortlichen keine Aufklärung zu 
erwarten ist. Sowohl beim Ham­
burger Untersuchungsausschuß wur­
de abgeblockt, wie auch gegenüber 
der Bundesregierung abgeblockt 
wird;... werden die Funktionäre da­
rauf eingeschworen, nur ja nicht an 
das Thema Neue Heimat zu rühren.

An diesem Punkt können wir nicht 
weiter tatenlos Zusehen.”

Dr. Sperling (SPD): "Betroffen 
von dem, was bei der Neuen Heimat 
geschehen ist, sind zuallererst die 
Mieter. Betroffen sind auch die Steu­
erzahler ... und mit ihnen die Kassen 
von Bund, Ländern und Gemeinden. Es 
klingt ein wenig aberwitzig, aber den­
noch stimmt es: Für die öffentlichen 
Kassen wäre es billiger, beim Kauf der 
Wohnungen der Neuen Heimat so zu 
helfen, daß diese Wohnungen auch in 
Zukunft gemeinnützig und sozial ge­
bunden bleiben. Das wäre billiger, als 
die Wohnungen durch beliebige Erwer­
ber unter Verlust der Preis- und Bele­
gungsbindungen aufkaufen zu lassen. 
Denn unser Steuerrecht läßt Verluste 
aus Vermietung und Verpachtung und 
darüber hinaus eine Steuersparspeku­
lation für diejenigen zu, die das Er­
werbermodell nutzen. Das hat das 
Land Nordrhein-Westfalen beim Kauf 
von 2400 Wohnungen in Konkurrenz zu 
einem Immobilienhändler ausprobiert. 
Je stärker man einen Konkurs be­
fürchten muß, desto mehr ist schnel­
les Handeln geboten, um das nicht er­
leben zu müssen.
(Lachen bei der CDU/CSU und FDP) 
Denn bei einem Konkurs wären die öf­
fentlichen Kassen noch einmal be­
troffen, weil die Bürgschaften und 
Darlehen sämtlich nachrangig gesi­
chert sind.”

Dr. Müller (Bremen): Das "wich­
tige bei dieser Frage ist natürlich, daß 
dieser Neue-Heimat-Skandal ein 
wirklich gigantisches Ausmaß an 
Wirtschaftskriminalität aufgedeckt 
hat und weiter aufdecken wird ...
Wir werden uns bei dem Antrag der

NH-Mieter: Keine Rede von ihren 
Wohnraumansprüchen und Rechten

CDU (auf Einsetzung eines Untersu­
chungsausschusses, d.Verf.) aber 
enthalten, weil wir einen eigenen 
Antrag zur Untersuchung haben. Er 
unterscheidet sich in einem Punkt 
ganz entscheidend - das fehlt mir 
bei Ihnen von der CDU den Ban­
ken. Ich glaube, daß hier selbstver­
ständlich im Bereich der Kreditver­
gabe ebenfalls eine Aufsichtspflicht 
verletzt worden ist__ Mir geht es
darum, alles aufzudecken, was pas­
siert ist, gerade um die Gewerk­
schaften aus der Situation herauszu­
holen, daß sie ständig mit Hilfe der 
Neuen Heimat ...diskreditiert wer­
den können.”
Quellenhinweis: Protokoll der Sit­
zung des Bundestages vom 5.6.1986, 
Drucksache 10/16957.

wunden Punkt der Sanierungsbemü­
hungen an. Zunächst wurden vorwie­
gend Wohnungen en bloc an die ge­
werkschaftseigene BG-Immobilienge- 
sellschaft verkauft. Insgesamt 21365. 
Es waren Mietsozialwohnungen aus 
den Beständen der 50er und 60er Jahre 
mit hohem Anteil an Lohnabhängigen 
in unteren Lohngruppen und Rent­
nern. An Mietverträgen, Kündigungs­
schutz, Nachwirkung öffentlicher 
Bindungen und gewerkschaftspoliti­
schem Zugriff für die betroffenen 
Mieter änderte sich erstmal nichts. 
Diesen Ausweg hat die Reaktion letz­
ten Winter durch Kreditsperre ver­
legt. Eher zögernd wurden 10506 
Mietsozialwohnungen an ehemalige 
Mieter verkauft, für die sich auch erst 
mal nichts verschlechterte. Sodann 
wurde 1985 zeitweilig auf en-bloc- 
Verkäufe an andere gemeinnützige 
Wohnungsunternehmen mit Hilfe von 
Ländern und Gemeinden gesetzt. Es 
konnten aber nur 5832 Wohnungen in 

München, Wiesbaden, Frankfurt und 
Nordrhein-Westfalen abgesetzt wer­
den; auch für die davon betroffenen 
Mieter änderte sich zunächst erst mal 
nichts. Allerdings betrafen diese Ver­
käufe zur Abwendung eines Konkurses 
Regionen, in denen der Mietsozial­
wohnungsbesitz der Neuen Heimat 
noch überwiegend wirtschaftlich ver­
waltet werden kann. Überschuldet und 
mit erheblichen Wohnungsleerständen 
steht die Neue Heimat hingegen in 
Schleswig-Holstein, Hamburg, Bre­
men, Niedersachsen und großen Teilen 
NRWs da. CDU- und SPD-Landesre­
gierungen versuchten, sich hier teil­
weise zum "Nulltarif” aus der ver­
meintlichen Konkursmasse zu bedie­
nen. Zunehmend setzten daher DGB 
und Neue Heimat auf en-bloc-Verkäu- 
fe an private Miethaie zu Dumping- 
Preisen zur vorläufigen Abwendung 
eines Konkurses. 26006 Mietsozial­
wohnungen gingen so über den Laden­
tisch (3). Gerade die Propagandisten 

eines ungezügelten Wohnungsmarktes 
rufen die hierdurch verunsicherten 
Sozialmieter zu Zeugen auf, um DGB- 
und Neue Heimat-Vorständler, Auf­
sichtsräte und Mitarbeiter notfalls 
vor dem Kadi weichzukochen und die 
Streikkassen wieder zu öffnen.

SPD und Grüne haben dem Unter­
suchungsausschuß zugestimmt. Die 
SPD hat sich längst vom gemeinnützi­
gen Wirtschaften verabschiedet. Sie 
bietet Mithilfe bei der Auflösung der 
Neuen Heimat an, will nur möglichst 
unbeschadet heraus. Bei den Grünen 
scheinen Kräfte an Gewicht verloren 
zu haben, die sich für Erhalt und Ver­
größerung des Bestandes preis- und 
standardgebundener Wohnungen und 
für umfassendere Schutzrechte bei 
Eigentumsumwandlung und Kündigun­
gen ausgesprochen haben.
Quellenhinweis: (1) Antwort der Bun­
desregierung auf die Große Anfrage, 
Bt-Drs. 10/5452, S.14; (2) a.a.O., S. 2, 
7; (3) a.a.O., S. 5 - (ped)
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Reaktivierung der WEU

Koordination europäischer Militäraktionen 

außerhalb des NATO-Operationsgebietes

Vom 2. bis 5. Juni fand in Paris die 
diesjährige parlamentarische Ver­
sammlung der Westeuropäischen 
Union (WEU) statt. Die WEU-Parla- 
mentarier, entsandt aus den nationa­
len Parlamenten der Mitgliedsländer, 
faßten auf Grundlage von Berichten 
eine Reihe von Empfehlungen an den 
Ministerrat der WEU. Es ging insge­
samt um eine Bilanzierung der Bemü­
hungen um die "Wiederbelebung" der 
WEU. Im Oktober 1984 hatten Gen­
scher und Cheysson aus Frankreich die 
"Wiederbelebung" dieser Organisation 
eingeleitet, indem sich erstmals wie­
der die Außen- und Verteidigugsmini- 
ster der sieben Mitgliedsländer zu Be­
ratung über gemeinsame Schritte tra­
fen. Inzwischen haben sich diese Tref­
fen wiederholt; das letzte fand Ende 
April in Venedig statt.

Alle Mitgliedsländer der WEU (Bel­
gien, Niederlande, Luxemburg, Frank­
reich, Italien, Großbritannien, BRD) 
sind EG-Mitglieder, darüber hinaus 
(bis auf Frankreich) integriert in die 
NATO-Kommandostruktur. Welche 
Bedeutung hat darüberhinausdasMili- 
tärbündnis WEU für die europäischen 
Imperialisten?

Der Versammlung lag der Bericht 
"Sicherheit "und Terrorismus" vor, in 
dem die Notwendigkeit eines europäi­
schen Militärbündnisses begründet 
wird: "Doch hat es sich oft gezeigt, 
daß Krisen, die außerhalb Europas 
entstehen, höchst nachteilig für die 
Beziehungen zwischen WEU-Mit- 
gliedsländern sein können und daß 
weder Konsultationen zwischen Re­
gierungsvertretern in der NATO noch 
solche, die manchmal im Zusammen­
hang der europäischen politischen Zu­
sammenarbeit abgehalten werden, 
völlig in der Lage sind, den Platz von 
Konsultationen einzunehmen, welche 
in der WEU abgehalten werden könn­
ten. Die ersten wären in Wirklichkeit 
hauptsächlich Konsultationen zwi­
schen den USA und ihren Verbündeten 
und könnten einen wahren europä­
ischen Konsens nicht erreichen, wenn 
ein solcher notwendig wäre. Die zwei­
ten schließen praktisch von den Kon­
sultationen Schritte aus, die unter­
nommen werden müssen, um gemein­
same Entscheidungen unter Rück­
griff auf Streitkräfte zu ergreifen." 
Da in der NATO nichts geht ohne die 
USA und in der EG nicht über Militäri­
sches beschlossen werden kann, brau­
chen die europäische Imperialisten 
also die WEU. Außerdem ist das Ope­
rationsgebiet für die WEU im Gegen­
satz zur NATO keinen territorialen 
Beschränkungen unterworfen.

Wie weit die europäischen "Sicher- 
heits"interessen gehen, zeigen die 

Beispiele aus dem Bericht, in denen 
Mitgliedsländer außerhalb der NATO 
militärisch tätig geworden sind. Zum 
Schutze ihrer Übersee-Territorien 
schickten Großbritannien und Frank­
reich Truppen zu den Malwinen bzw. 
nach Kanakry. Aufgrund eines Ab­
kommens entsandte Frankreich Ar­
mee-Einheiten in den Tschad, wo sie 
südlich der libyschen Grenze zum Ein­
satz kamen. Schließlich unterhalten 
die Niederlande, Belgien und Italien 
im Rahmen der UN Militäreinheiten 
außerhalb Europas. Die WEU-Ver- 
sammlung verlangt bei all diesen eu­
ropäischen Interventionen eine besse­
re Koordination zwischen den WEU- 
Ländern, um dem kriegführenden Mit­
glied eine bessere Unterstützung zu­
kommen zu lassen und um militärische 
Fehler zu vermeiden, wie sie Frank­
reich nach Auffassung des Berichter­

Links: Britische Truppen im Malwinen-Krieg; rechts: Lufttransportgeschwader 
61 der Bundeswehr im Äthiopieneinsatz. Über die WEU will die BRD auch an 
Militäraktionen beteiligt sein.

statters im Tschad beging. Als Instru­
ment europäischer Kriegskoordina­
tion empfiehlt die Versammlung, in 
Krisenfällen den Artikel VIII des 
WEU-Vertrages anzuwenden. Danach 
kann ein Mitgliedsland das Zusam­
mentreten des WEU-Rates, also der 
Außen- und Verteidungsminister, er­
wirken, wenn der Frieden oder die Si­
cherheit gefährdet ist. Konkret soll­
ten also zukünftige Operationen 
wenn nicht geplant so doch zumindest 
abgesprochen werden von den WEU- 
Außen- und Verteidigungsministern, 
damit alle "Gefahren, wo immer sie 
auf dem Erdball auftauchen," zur An­
wendung gemeinsamer europäischer 
Maßnahmen führen können.

Neben den bekannten Gefahren aus 
den unterdrückten Ländern und den 
Ländern des Warschauer Paktes hat 

die Versammlung jetzt die Gefahr des 
“internationalen Terrorismus" ent­
deckt. Die Bekämpfung des Terroris­
mus soll nicht mehr nur Sache der je­
weiligen Innenministerien sein. Die 
Versammlung erklärt ausdrücklich die 
WEU für zuständig, da der “internati­
onale Terrorismus“ eine militärische 
Bedrohung der westlichen Sicherheit 
darstelle. Damit werden Kriegsaktio­
nen wie der US-Angriff auf Libyen zu 
direkten WEU-Aufgaben gemacht.

Unter dem Stichwort "Reaktivie­
rung der WEU" ist auch über eine mög­
liche Erweiterung der WEU beraten 
worden. Die Versammlung ist aber der 
Meinung, daß die Gewinnung europä­
ischer Schlagkraft Priorität hat ge­
genüber einer Vergrößerung der WEU. 
Insbesondere bei Dänemark und Grie­
chenland sei Vorsicht geboten, weil 
sie sich z.B. anläßlich der EG-Erklä­
rung vom 14. April gegenüber Syrien 
und Libyen gegen eine Verurteilung 
dieser Länder stellten. Bei Spanien 
und Portugal, das einen Aufnahme­
antrag gestellt hat, soll die Sache 
wohlwollend geprüft werden.

Außerdem sprach sich die Ver-

Fl LTG bl

Sammlung für eine forcierte Aufrü­
stung der konventionellen Fähigkeiten 
aus im Rahmen der bestehenen An­
griffsplanungen der NATO. Die euro­
päische Rüstungskooperation, insbe­
sondere im Weltraum- und Flugzeug­
bereich, soll intensiviert werden. Die 
WEU-Agentur für Rüstungskoopera­
tion erhielt den Auftrag,'die Möglich­
keiten eines europäischen Marktes für 
zivile und militärische Computer und 
eines europäischen Computernetz­
werks zu prüfen. Schließlich soll Ka­
nada mehr in das Eureka-Projekt und 
die europäische Weltraumforschung 
eingebunden werden.
Quellenhinweis: Dokumente und Pro­
tokolle der 32. Sitzung der Versamm­
lung der WEU in Paris vom 2. - 5.6.86; 
Brüsseler Vertrag i.d. Fassung v. 
23.10.54; FAZ, 6.6.86 - (jok,anw)
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Dokumentiert

Versammlung der 
Westeuropäischen Union 

32. ordentliche Sitzung (Erster Teil)

Empfehlung
über Sicherheit und Terrorismus - die Bedeutung von 

Krisen in anderen Teilen der Welt für Europa

Die Versammlung,

(i) Erwägend, daß Artikel VIII des geänderten Brüsseler 
Vertrages eine wesentliche Grundlage für die europä­
ische Zusammenarbeit in außenpolitischen Angelegen­
heiten ist;
(ii) Erwägend, daß in bestimmten Gebieten keine westli­
che Organisation in der Lage ist, den Platz des WEU-Ra- 
tes bei der Anwendung dieses Artikels des Vertrages ein­
zunehmen;
(iii) Die Tatsache bedauernd, daß die sieben Regierungen 
noch keinen Gebrauch vom WEU-Rat gemacht haben, um 
die Angelegenheiten zu überprüfen, die eine Bedrohung 
des internationalen Friedens und der internationalen Sta­
bilität begründen;
(iv) Erinnernd indessen an ihre Empfehlung 396 betref­
fend den Bündnismechanismus für den Umgang mit Ent­
wicklungen außerhalb des NATO-Territoriums, und seine 
Überzeugung wiederholend, "daß im Falle solcher Ent­
wicklungen, die die Verbündeten gemeinsam als direkt 
bedrohlich für die vitalen Interessen des Bündnisses er­
kennen, die schnelle Unterstützung aller Verbündeten in­
nerhalb des Territoriums zur Verfügung stehen muß, um 
die Aufmärsche der Vereinigten Staaten außerhalb des 
Territoriums zu unterstützen;
(v) Daran erinnernd, daß die Erklärung von Rom die Be­
rufung des WEU-Rates bekräftigt, eine aktive Rolle bei 
der Anwendung des Artikel VIII zu spielen;
(vi) Daran erinnernd, daß die Beziehungen zwischen ver­
schiedenen Mitgliedsländern und Ländern außerhalb Eu­
ropas fortwährenden Meinungsaustausch zwischen den 
WEU-Ländern erfordern;
(vii) Erwägend, daß die Fortsetzung des Krieges zwischen 
Iran und Irak eine ernste Bedrohung des internationalen 
Friedens und der internationalen Sicherheit ist;
(viii) Erwägend, daß das Wiederausbrechen des interna­
tionalen Terrorismus ebenfalls eine ernste Bedrohung des 
internationalen Friedens und der internationalen Sicher­
heit ist und die westliche Gesellschaft ernstlich in Unord­
nung bringen könnte, wenn effektive Gegenmaßnahmen 
nicht ergriffen werden;
(ix) Die Tatsache begrüßend, daß die internationale Ge­
meinschaft begonnen hat, die Herausforderung des Ter­
rorismus anzunehmen, jedoch das Fehlen jeder bedeuten­
den Vereinbarung über die für diesen Zweck zu gebrau­
chenden Mittel und die Folgen dieser Uneinigkeit bedau­
ernd, erwägend, wie notwendig es ist, über die zu gebrau­
chenden Mittel einig zu sein;
(x) Bedauernd, daß keine effektiven koordinierten Maß­
nahmen, weder präventive noch repressive, gegen die 
terroristischen Aktionen vor der Aktion der Vereinigten 
Staaten gegen Libyen ergriffen wurden, erinnernd,daßdie 
Mitglieder der Versammlung politischen und diplomati­
schen Kanälen zur Lösung des Problems des internationa­
len Terrorismus den Vorzug geben, während sie keine an­
deren geeigneten Maßnahmen ausschließt, wenn es sich 
als unmöglich erweist, durch Verhandlungen zum 
Erfolg zu kommen;
(xi) Als einen bescheidenen Schritt vorwärts begrüßend 

die Ziele, die von den Zwölf am 27. Januar und am 14. und 
22. April 1986 bekanntgegeben wurden, und die ent­
schlossenendiplomatischen und juristischen Maßnahmen, 
die auf dem Gipfel von Tokio am 5. Mai 1986 vereinbart 
wurden;
(xii) Erwägend, daß nur die Koordination von Maßnah­
men, die von den fraglichen Staaten ergriffen werden, 
der Situation, die durch den internationalen Terrorismus 
hervorgebracht wurde, begegnen kann;
(xiii) Daran erinnernd, daß diese Koordination umso 
mehr notwendig ist, nachdem Libyen zwei Raketen auf 
die Insel Lampedusa abgeschossen hat, was einen wahren 
Kriegsakt gegen ein Mitgliedsland der WEU darstellt,

empfiehlt, daß der Rat

I.i. Den Artikel VIII des abgeänderten Brüsseler Vertra­
ges effektiv anwendet, wie er es bei der Übernahme des 
Paragraphen 8 der Erklärung von Rom im Oktober 1984 
plante und, im besonderen, jedesmal Zusammentritt, 
wenn Krisen außerhalb des Gebietes des Nordatlantik­
paktes ein solches Handeln verlangen, und wenn immer 
Beratungen unter den Zwölf unwahrscheinlich erschei­
nen, der Situation zu begegnen;
2. Die Entwicklungen im Krieg zwischen Irak und Iran 
aufmerksam verfolgt und:
(a) sich für die Rückkehr zu einem gerechten dauer­
haften Frieden einsetzt;
(b) jede Verletzung des Kriegsvölkerrechts von beiden 
Seiten aufs schärfste öffentlich anprangert;
(c) die Handlungen der Mitgliedsländer vereinigt, um 
jeder Ausweitung des Krieges vorzubeugen und die 
Sicherheit der Schiffahrt im Golf zu gewährleisten;
3. Bekräftigt, daß die Entwicklung des internationalen 
Terrorismus die Anwendung des Artikels VIII des abgeän­
derten Brüsseler Vertrages ins Spiel bringt und, in diesem 
Zusammenhang:
(a) internationale Beratungen für Antiterroristen- 
Aktionen betreibt und effektiv daran teilnimmt;
(b) systematisch die in den Zwölf-Mächte-Erklärungen 
vom 27. Januar und vom 14. und 22. April 1986 aufge­
führten Entscheidungen anwendet;
(c) eine Charta abfaßt, welche die Prinzipien darlegt, 
denen ihre Unterzeichner sich verpflichten würden, im 
Falle terroristischer Aktion zu folgen;
(d) die präventiven und repressiven Maßnahmen ko­
ordiniert, welche Mitgliedsstaaten genötigt sind, we­
gen der Entwicklung terroristischer Operationen zu 
ergreifen;
(e) die von Mitgliedsländern ergriffenen Maßnahmen 
vereinigt, wie die effektive Abschreckung jedes Lan­
des von der Gewährung von Unterstützung und Ermuti­
gung für Organisationen, die Terrorismus ausüben;
(f) eine Vereinbarung sucht zwischen Mitgliedslän­
dern, daß ihre Gerichte sich nicht mit der Begründung, 
daß der Akt (oder die Akte) des Terrorismus aus politi­
schen Gründen ausgeführt wurde, weigern werden, 
Auslieferungsanträgen für überführte Terroristen 
zuzustimmen.
II. Für dieses Zwecke billigt die Versammlung den Aufruf 
zum Handelnden ihr Präsident an den Rat richtete, und 
empfiehlt, daß der Rat die entsprechenden WEU-Agentu- 
ren anhält, ohne Verzögerung über die verschiedenen 
Aspekte der Bedrohung zu berichten, die der internatio­
nale Terrorismus für das westliche Verteidigungssystem, 
Individuen und die öffentlichen Freiheiten darstellt, und 
die Maßnahmen festlegt, die die Mitgliedsländer ergrei­
fen sollten, um dem Terrorismus effektiv entgegenzutre­
ten.
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Südafrika/Azania

10. Jahrestag des Soweto-Aufstandes — 

Imperialisten gegen Boykott und Sanktionen

Ausnahmezustand heißt Ver­
hängung des Kriegsrechts

Am 12.6., vier Tage vor dem 10. Jah­
restag der Aufstandsbewegung von 
Soweto, verhängte das Rassisten­
regime in Pretoria erneut den Ausnah­
mezustand. Botha begründete in einer 
Fernsehansprache diesen Schritt als 
Schutz gegen erwartete "terroristi­
sche” Gewaltaktionen des ANC zum 
Jahrestag von Soweto; ein Geheimdo­
kument der SACP (South Africa Com­
munist Party), die bekanntlich die 
Führung im ANC innehabe, gäbe dar­
über Aufschluß. "Schwarze Revolutio­
näre erfreuen sich nicht spontaner 
Unterstützung von Seiten der Schwar­
zen und deshalb müssen sie zu gewalt­
samen Methoden greifen." (The Wall­
street Journal, 13.6.) Die Panikmache 
der Regierung bewirkte einen An­
sturm der weißen Bevölkerung auf die 
Waffengeschäfte des Landes. Der 
Ausnahmezustand, der diesmal lan­
desweit verhängt worden ist, kam 
nicht ganz unerwartet. Seit der offi­
ziellen Aufhebung des acht Monate 
dauernden letzten Ausnahmezustan­
des am 7.3.86 gab es täglich Übergrif­
fe der südafrikanischen Polizei und 
der Sicherheitskräfte, die mit Unter­
stützung rechter Gruppen die Schwar­
zen in den townships terrorisierten. 
Der Hauptgrund für die erneute Aus­
rufung des Ausnahmezustandes wird 
darin gesehen, daß die Führung der or­
ganisierten Widerstandsbewegung ge­
troffen werden sollte. Trotz Unter­
tauchens von Hunderten von Aktivi­
sten gelang dem Rassistenregime 
noch am 12.6. die Inhaftierung führen­
der Bürgerrechtskämpfer, Apartheid- 
Gegner und Gewerkschafter aus einer 
Vielzahl von Organisationen, die den 
den 10. Jahrestag von Soweto vor­
bereiteten. In Pretoria, Johannesburg 
und Durban stürmte und durchsuchte 
die Polizei auch kirchliche Gebäude, 
in denen Oppositionsorganisationen 
Büros unterhalten. Inzwischen sollen 
über 3 000 Aktivisten inhaftiert sein, 
darunter der Präsident von AZAPO, 
Saths Cooper. Hinzu kommt, daß Bo­
tha zwei Ergänzungen der ohnehin be­
reits rigorosen Sicherheitsgesetz­
gebung durch das Parlament in Kap­
stadt zu bringen suchte, was jedoch an 
der Weigerung der indischen und far­
bigen Abgeordneten scheiterte: Die 
Verfügung, wonach der Minister für 
"Ruhe und Ordnung" Personen bis zu 
180 Tagen in Polizeigewahrsam set­
zen und Teile des Landes zu Unruhe­
gebieten erklären kann, bedarf jedoch 
nur seiner Unterschrift. Straßensper­
ren der Polizei und der Sicherheits­
kräfte blockieren die Zufahrtsstraßen 
der Townships, Armeekolonnen sind 

überall präsent. Die Financial Times 
berichtet von sieben getöteten 
Schwarzen pro Tag, eine Verdoppe­
lung der Todesrate seit 12.6.

Zu den Ausnahmeverfügungen gehö­
ren rigorose Presserestriktionen, die 
noch einschneidender sind als die Be­
stimmungen vom letzten Jahr. Ab so­
fort dürfen keine "subversiven oder 
demoralisierenden Äußerungen oder 
Ausschreitungen" fotografiert, zitiert 
oder gefilmt werden. Jeder Verstoß 
gegen diese Reglementation wird mit 
Gefängnisstrafen bis zu zehn Jahren 
und/oder einer Geldstrafe bis zu um­
gerechnet 17 000 DM geahndet.

Landesweite organisierte 
Arbeitsniederlegung

Im Vorfeld des 16.6. waren politische 
Aktivitäten jeder Art verboten wor­
den. Erlaubt wurden nur Gottesdien­
ste. Friedensnobelpreisträger Tutu, 
der am 13.6. überraschend von Botha 
empfangen worden war (beide stimm­
ten überein, "Südafrikaner, Anti­
kommunisten und Christen" zu sein, 
Times, 14.6.), hielt unbehelligt den 
Gottesdienst in einer Kirche in Johan­

Ein Jahr nach dem Soweto-Aufstand - Trauerfeier für die von dem 
Rassistenregime Ermordeten

nesburg. 90% aller Schwarzen folgten 
dem Aufruf der Organisationen 
AZAPO, UDF, CUSA, COSATU und 
anderer und blieben am 16.6. der Ar­
beit fern. Im Vergleich zu 1976 zeigt 
die landesweite Befolgung der Ar­
beitsniederlegung eine neue politische 
Qualität. Die Pendlerzüge und Busse 
trafen völlig leer in Kapstadt, Durban 
und anderen Städten ein. Das Bus­
unternehmen Putco, das täglich 
670000 schwarze Arbeiter befördert, 
stellte seinen Betrieb ein. Zahlreiche 

ausländische Unternehmen erklärten 
den Montag zum bezahlten Ferientag 
oder verzichteten auf Strafmaßnah­
men gegen Streikende. Alle Schulen 
des Landes blieben geschlossen.

Seit dem 18.6. unterbrechen Hun­
derte von Schwarzen in den Super­
märkten von Johannesburg ihre Ar­
beit, um gegen die Verhaftungen zu 
protestieren. Eine bekannte Manager­
gruppe sandte eine Protestnote an den 
Minister für Law and Order: Allzu­
viele Gewerkschaftsführer seien ein­
gesperrt, es fehlten die für die Ver­
handlungen mit dem weißen Manage­
ment notwendigen schwarzen Funk­
tionäre.
Commonwealth und UNO-Kon- 
ferenz verurteilen Westmächte
Ebenfalls am 12.6. erfolgte die Ver­
öffentlichung des Berichtes der Com­
monwealth-Kommission über Südafri­
ka. Die Kommission war im Oktober 
1985 mit dem Auftrag gebildet wor­
den, "praktikable Wege für die Evolu­
tion eines Dialoges mit der schwarzen 
Bevölkerungsmehrheit in Südafrika" 
zu finden. Der Bericht kommt zu ei­
nem vernichtenden Urteil über die 
Apartheid; der Regierung wird der 
Wille zu grundlegenden Reformen ab­
gesprochen. Die Kommission läßt kei­
nen Zweifel daran, daß Sanktionen 
notwendig sind, um die südafrikani­

sche Regierung zur Demontage der 
Apartheid zu zwingen. Im anderen 
Fall werde sich die Frustration der Ju­
gend so steigern, daß es "zu einem 
Guerillakrieg wie in Asien" kommen 
werde. In diesem Fall würde die ge­
samte wirtschaftliche Struktur des 
Landes zerstört (Handelsblatt, 20.6.).

Offensichtlich richtet sich dieser 
Bericht direkt an Frau Thatcher, die 
sich bisher der Verhängung von Sank­
tionen mit der Begründung wider­
setzt, erstens, derartige Maßnahmen
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seien noch in keinem Fall erfolgreich 
gewesen (siehe Rhodesien). Zweitens 
würden in Südafrika die "Schwarzen 
härter als die Weißen getroffen, und 
drittens würden in Großbritannien 
mehr als 100000 Arbeitsplätze ge­
fährdet. Die Entscheidung über wei­
tergehende Maßnahmen soll auf einer 
Gipfelkonferenz des Commonwealth 
am 2. bis 5. August in London fallen.

Der Premierminister Australiens 
legte Großbritannien "in seinem eige­
nen Interesse" Sanktionen nahe; Präsi­
dent Kaunda von Sambia drohte mit 
dem Austritt aus dem Common­
wealth, falls keine entscheidenden 
Maßnahmen gegen Südafrika in Lon­
don zustande kämen; Kanada hat eine 
Reihe abgestufter Sanktionen gegen 
Südafrika bekanntgegeben, u.a. einen 
Importboykott südafrikanischer Pro­
dukte; auf der OAU-Konferenz im Ju­
li will Robert Mugabe den Aufbau ei­
ner panafrikanischen Kampftruppe 
gegen Südafrika vorschlagen.

Auf der fünftägigen "Weltkonferenz 
über Sanktionen gegen das rassisti­
sche Südafrika" in Paris hat Oliver 
Tambo (ANC) die Bundesregierung, 
und andere westliche Regierungen 
wegen ihrer Ablehnung von Sanktio­
nen scharf angegriffen. Bezeichnen­
derweise blieben BRD, Großbritan­
nien und USA der Konferenz fern; 
Frankreich und Japan nahmen als Be­
obachter teil. In seiner Eigenschaft als 
gegenwärtiger Vorsitzender der OAU 
verlangte der senegalesische Präsi­
dent Abdou Diouf die sofortige Ver­
hängung obligatorischer und umfas­
sender Wirtschaftssanktionen, ferner 
rief er zu einem Hilfsprogramm für 
die "Frontstaaten" sowie für den 
ANC, PACund SW APO auf.

Als Vorsitzender der Blockfreien 
verlangte R. Gandhi gleichfalls ob­
ligatorische Sanktionen. Er nannte 
den kleinen Reformversuch Pretorias 
ein "diabolisches Machwerk" und for­
derte die totale Zerstörung der Apart­
heid.

EG: Kein Verzicht auf 
Handelspartner Südafrika

Aufgrund des anhaltenden westdeut­
schen und britischen Widerstandes ge­
gen Sanktionen hat die EG konkrete 
Maßnahmen auf den Den Haager Gi­
pfel Ende Juni verschoben. Es ist da­
mit zu rechnen, daß keine einschnei­
denden Sanktionen und Boykottmaß­
nahmen beschlossen werden; jedes 
Mitgliedsland der EG unterhält Han­
delsbeziehungen zu Südafrika. Weit­
reichende Sanktionsbeschlüsse sind 
bisher nur von Irland und Dänemark 
gefaßt worden. Die Niederlande, die 
seit 25 Jahren die Apartheid verbal 
verurteilt, wünscht keine durchgrei­
fenden Sanktionen, hauptsächlich we­
gen des starken Engagement des 
Royal Dutch-Shell-Konzerns und der 
Bedeutung des Hafens von Rotterdem 
für den Rohölexport nach Südafrika. 

Belgiens Unternehmen haben über 
Zaire traditionelle Beziehungen zu 
Südafrika. Der Diamentenmarkt von 
Antwerpen ist Hauptumschlagsplatz 
für De Beers Diamenten. Portugal und 
Griechenland fürchten einen Exodus 
der Europäer aus Südafrika; 700000 
Portugiesen und 130000 Griechen 
würden bei einer Rückkehr die Länder 
"belasten". Einem Vorschlag der BRD, 
Großbritanniens und Frankreichs von 
wenig wirkungsvollen Maßnahmen 
wird sich die Mehrzahl der übrigen 
EG-Staaten nicht widersetzen.

USA und BRD: kein Verzicht 
auf das Bollwerk Südafrika

Die USA haben sich vorerst geschickt 
aus der Affäre gezogen. Am 19.6. 
wurden im Kongreß die bisher schärf­
sten Sanktionsforderungen erhoben. 
Das Repräsentantenhaus verlangte 
ohne Gegenstimmen den Abbruch al­
ler Wirtschaftsbeziehungen: ein um­
fassendes Handelsembargo sowie 
Rückzug sämtlicher US-Unterneh- 
men. Bekanntlich wird der Senat die­
sen weitreichenden Maßnahmen nicht 
zustimmen, das Veto Reagans ist 
ebenfalls sicher. Bezeichnenderweise 
verhinderten am selben Tag die USA 
im Verein mit Großbritannien durch 
ein Veto im Sicherheitsrat der Ver­
einten Nationen eine Resolution für 
begrenzte Wirtschaftssanktionen.

Während die größten Minenhäuser 
wie Anglo-Ameriean Corp. und Gold 
Fields aufgrund anhaltender "Traum­
ergebnisse" im Bergbau ihr Investi­
tionsprogramm mit Tempo weiter 
ausbauen, wächst die Sorge der Impe­
rialisten um die weitere politische 
Entwicklung im Land. Harry S. Oppen­
heimer, ehemaliger Vorsitzender der 
Anglo-American und der De Beers 
Consolidated, nennt als Ursachen für 
die "Gewalttätigkeit unter den städti­
schen Schwarzen" unerfüllte Hoffnun­
gen, wirtschaftliche Rezession und 
Arbeitslosigkeit". Sanktionen und 
Boykotts erscheinen ihm zur Beruhi­
gung der Lage denkbar ungeeignet. 
Die von Oppenheimer vorgeschlagene 
Marschroute lautet: Abbau der Re­
striktionen des Arbeitsmarktes für 
Schwarze, Aufbau eines föderativen 
politischen Systems entlang von Grup­
penrechten im "multirassischen" 
Staatsgebiet, Staatsbürgerschaft für 
alle bei Sicherung der "Minderheiten­
rechte" der Weißen.

Der Kurs Oppenheimers, den Gen­
scher implizit teilt und dem auch F.J. 
Strauß folgen könnte, scheint für die 
Bundesregierung konsensfähig. Am
19.6. setzten sich die Koalitionsfrak­
tionen gegen Sanktionsforderungen der 
SPD und der Grünen mit ihrer Ent­
schließung durch, den Dialog fortzu­
setzen, "mit sämtlichen politisch re­
levanten Kräften in Südafrika, von der 
Regierung und der sie tragenden na­
tionalen Partei über die weiße parla­
mentarische Opposition bis zu den

Elende Wohnverhältnisse für die ju­
gendlichen Farmarbeiter auf einer 
Farm der Weißen in Südafrika - 
Genscher: "Den Schwarzen in Süd­
afrika geht es besser als sonstwo in 
Afrika"

Kirchen, den Gewerkschaften und den 
authentischen Führern der schwarzen 
Mehrheit". Genscher formulierte das 
allgemeine Unbehagen: Der Kom­
munismus habe nur dann eine Chance, 
wenn aus den Rassenunruhen Rassen­
krieg werde.
Quellenhinweis: Europa-Archiv, Han­
delsblatt, Financial Times, FAZ, FR, 
NZZ, Times, Herald Tribüne, TAZ, 
verseh. Ausg. — (and)

Namibia
Befreiungsorganisationen 

schließen Bündnis

Repräsentanten von 16 verschiedenen 
politischen Gruppen, Kirchen und Or­
ganisationen haben Ende April ein 
Treffen in Ai-Gams (das ist der Nama- 
Name für Windhoek) durchgeführt, um 
zu beraten, wie sie gemeinsam gegen 
die fortdauernde Besetzung Namibias 
durch Südafrika vorgehen können. Sie 
beschlossen einstimmig eine Erklä­
rung, in der sie das Recht des namibi­
schen Volkes auf Selbstbestimmung 
und Unabhängigkeit und die Einhal­
tung der Resolution Nr. 435 des Si­
cherheitsrates der UN fordern, die 
allgemeine Wahlen unter internatio­
naler Kontrolle vorsieht. Die Vertre­
ter verpflichteten sich, "die namibi­
sche Bevölkerung zu mobilisieren und 
problembewußt zu machen, damit sie 
sich dem Status quo widersetzt; eine 
Kampagne konstruktiver Schritte 
durchzuführen, die auf die unverzügli­
che und bedingungslose Durchführung 
der Resolution 435 abzielt; auf die Be­
seitigung der sogenannten Übergangs­
regierung und die Einrichtung einer 
international anerkannten und demo­
kratisch gewählten Regierung hinzu­
arbeiten, die das namibische Volk 
wahrhaft vertritt; die Kampagne ge-
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gen die Zwangseinziehung zum Mili­
tärdienst fortzusetzen". Um für diese 
Ziele besser gemeinsam vorgehen zu 
können, richteten die Organisationen 
einen Ausschuß ein, der ihre Tätigkei­
ten koordinieren soll. Die Erklärung 
von Ai-Gams unterzeichneten sieben 
Parteien und Befreiungsorganisatio­
nen der politischen Opposition, darun- 
er die SWAPO, die SWANU, der Da- 
mara-Rat und der Mbanderu-Rat, 
außerdem die Nationale Studentenor­
ganisation Namibias, die Stimme der 
Frauen Namibias sowie alle dem Na­
mibischen Rat der Kirchen angehö­
renden christlichen Kirchen und Ver­
eine.

Die Zusammenkunft richtete sich 
vor allem gegen das Vorhaben der Re­
gierung Botha., die im letzten Jahr 
eingesetzte "Übergangsregierung" im 
August dieses Jahres zur offiziellen 
Regierung Namibias zu deklarieren. 
Die "Übergangsregierung" unterstützt 
die Bemühungen Südafrikas, durch 
Zwangsrekrutierungen unter der na­
mibischen Jugend die "Südwestafrika­
nischen Gebietsstreitkräfte" zu 
schaffen, die sie als Grundstein einer 
"namibischen" Armee bezeichnet, die 
aber tatsächlich unter südafrikani­
schem Oberkommando steht. Daß sich 
alle Oppositionsparteien auf ein ge­
meinsames Vorgehen gegen den Auf­
bau dieser Truppe geeinigt haben, ist 
ein bedeutender Fortschritt.

Obwohl die Übergangsregierung 
kurz vordem Treffen ein Verbot aller 
politischen Versammlungen verhängt 
hat, das bis zum August gelten soll, 
konnte das Treffen stattfinden. 
Quellenhinweis: SWAPO-Informati- 
onsbulletm, Mai 1986, Nr. 19; Namibi- 
an vom 9.5.86 - (uld)

USA-Telefonarbeiterstreik
Beide Seiten loben 

den Abschluß

Nach 17 Tagen Streik der 155000 Te­
lefonarbeiter von AT&T (American 
Telephone and Telegraph) sind die Ta­
rifverhandlungen zu einem abstim­
mungsfähigen Tarifvertrag für die 
nächsten drei Jahre gekommen. Die 
Zustimmung der Gewerkschaftsmit­
glieder soll bis Ende Juni eingeholt 
sein. Der Streik wird jedoch bis zur 
Abstimmungsentscheidung aufrecht­
erhalten. Die Führung der Gewerk­
schaft CWA (Communication Workers 
of America) lobt ihre Standhaftigkeit, 
keinen Konzessionen zugestimmt zu 
haben. Die AT&T-Kapitalisten wer­
den in der Wirtschaftspresse gelobt 
für Konzessionen, die sie durchge­
setzt haben.

AT&T hat die Erhöhung der Löhne 
und Sozialleistungen auf 10,2% über 
drei Jahre festschreiben können. Das 
hatten die Kapitalisten am Tag vor 
Streikbeginn angeboten. Kosten wird 

sie das 745 Mio. Dollar (AT&T-Ge- 
winne 1985: 1,156 Mrd. Dollar, im er­
sten Vierteljahr 1986: 550 Mio. Dol­
lar). AT&T hat die Streichung des au­
tomatischen Inflationsausgleichs und 
von Akkordprämien durchgesetzt. Für 
Techniker wird es drei statt einer 
Lohngruppe geben. In der untersten 
Gruppe erhalten sie 40% weniger 
Lohn. Etwa 3000 Techniker sollen nun 
pro forma entlassen werden; sie kön­
nen sich zu dem niedrigeren Lohn wie­
der einstellen lassen.

Die Gewerkschaftsführung stellt als 
positiv in den Mittelpunkt einen Drei­
jahresplan zur Sicherung der Arbeits­
plätze. 1985 hat AT&T 24000 Be­
schäftigteentlassen, und weitere Ra­
tionalisierung steht bevor. Nach dem 
Plan werden 21 Mio. Dollar in einen 
Fonds eingezahlt, der paritätisch mit 
AT&T- und Gewerkschaftsvertretern 
besetzt ist. Arbeiter erhalten aus die­
sem Fonds Mittel für eine einjährige 
Umschulung. Bei Besetzung einer 
Stelle kommen sie in die erste Wahl. 
Die Gewerkschaft soll rechtzeitig 
über Rationalisierungs- und Entlas­
sungsmaßnahmen informiert werden 
und darf die Einstellungspolitik über­
prüfen.

In der US-Tarifpolitik ist das nach 
der Automobilindustrie der zweite In­
dustriebereich, in dem eine Abma­
chung zur Sicherung der Arbeitsplätze 
getroffen wird — auf Kosten des Lohn­
niveaus —, in der die Gewerkschaft ein 
Mitspracherecht hat. Die Kapitalisten 
hoffen nun, daß in sieben weiteren re­
gionalen Telefon-Firmen mit insge­
samt etwa 350000 Beschäftigten die­
ser Tarifvertrag ebenfalls durchge­
setzt werden kann. Es handelt sich da­
bei um die Nachfolger der Bell Tele­
phone Co., die der AT&T-Konzern 
aufgrund höchstrichterlichen Urteils 
aufteilen mußte (AT&T behielt den 
Ferngesprächsbereich).

Wirtschaftsexperten sehen die Zu­
geständnisse der AT&T-Kapitalisten 
als minimal an. Z.B. hatte AT&T bis­
lang schon ein Ums.chulungspro- 
gramm. Neu ist die Mitsprache der 
Gewerkschaft nach "europäischem" 
Muster. Sie rechnen vor, daß AT&T 
mit diesem Abschluß und einer durch­
schnittlichen Steigerung der Produk­
tivität von derzeit 5% pro Jahr in der 
Lage sein wird, über die nächsten drei 
Jahre die Lohnkosten erheblich zu 
drücken. Sie fragen allerdings gleich, 
ob das Erreichte genug sei, um AT&T 
gegen die Konkurrenz in den USA im 
überregionalen Telefongeschäft und 
im Anlagenbau, die nicht gewerk­
schaftlich organisiert ist, sowie gegen 
die Japaner zu feien. Die heftige Kon­
kurrenz im Ferngesprächsgeschäft ist 
eine Folge der von der Reagan-Regie­
rung betriebenen Aufhebung der 
staatlichen Regulierung des Nach­
richtensektors.
Quellenhinweis: Business Week, 30.6. 
1986; New York Times, 18.6.1986; 
AFL-CIO-News, 7.6.1986 -(her)

Frankreich
Streiks im 

öffentlichen Dienst

In den letzten beiden Wochen haben 
die französischen Gewerkschaften zu 
einer Reihe von 24-Stunden-Streiks 
und Demonstrationen aufgerufen, um 
gegen diverse Pläne der konservativen 
Chirac-Regierung gegen die Be­
schäftigten zu protestieren. Am 11.6. 
fand der Streik bei der RATP (Pariser 
Metro- und Busbetriebe) statt, zu dem

— bis auf eine — alle dort ver­
tretenen Gewerkschaften gemeinsam 
aufgerufen hatten, zum erstenmal 
seit 1977. Der Streik wurde ein­
heitlichbefolgt, nur 5% des normalen 
Verkehrs war zu verzeichnen. Der 
Protest richtete sich gegen die

Fernsehjournalisten streiken gegen 
Privatisierung von TF 1.

Einsparungspläne der Regierung, d.h. 
die Abschaffung von 200 Arbeits­
plätzen, Einsparungen im Budget von 
280 Mio. FF, außerdem wurde die 
Aufhebung des Lohnstopps gefordert. 
Für Unruhe hatte vorher schon die 
Absetzung des RATP-Präsidenten 
Quin gesorgt, der Mitglied der Parti 
Communiste ist und die Einsparungs­
pläne der Regierung nicht tragen 
wollte. Da der Streik vom 11.6. vorher 
bekannt war, wurde in den Medien 
dagegen gehetzt mit Warnungen, daß 
Paris in einem Verkehrschaos versin­
ken würde; über Fernsehen und Radio 
wurde die Bevölkerung dazu aufge­
fordert, einen Tag Urlaub zu nehmen 
und zu Hause zu bleiben. Tatsächlich 
sind auch viele zu Hause geblieben. 
Die Medien konnten nicht leugnen, 
daß der Streik zu 90 bis 100% befolgt 
wurde.

Die Streikaktionen wurden am 12.6. 
bei der SNCF (Eisenbahn) und der EDF 
(Elektrizitätsgesellschaft) fort­
gesetzt, um auch hier gegen Perso­
nalreduzierung und Lohnstopp zu pro­
testieren. Ein weiterer Schwerpunkt­
tag war der 17.6. Unter dem Aufruf 
der Gewerkschaften CGT, CFDT und
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FO nahmen in Paris viele tausend 
Beamte (20000 nach Angaben der 
Veranstalter, 5 000 nach Angaben der 
Polizei) an einer Demonstration "ge­
gen Sozialabbau, für einen echten öf­
fentlichen Dienst" teil. Arbeitsnie­
derlegungen gab es vor allem im Be­
reich der Post, bei den Finanzämtern 
sowie bei einigen wichtigen staat­
lichen Werften (La Seyne, La Ciotat, 
Dunkerque).

Von Seiten der Regierung wurde 
nicht mit der — auch bei uns üblichen 
- Hetze gegen Streiks im öf­

fentlichen Dienst gespart, in dem 
doch die sichersten Arbeitsplätze zu 
finden seien, außerdem sei die Bevöl­
kerung der Leidtragende bei Streiks 
etc. Gemeinsam richteten sich die 
Streiks gegen den für 1986 angeordne­
ten Lohnstopp im öffentlichen Dienst 
sowie gegen den bereits vollzogenen 
massiven Personalabbau (10000 
1985/86) und gegen Pläne einer weite­
ren drastischen Reduzierung des Per­
sonals 1987- Für den Bereich der Post 
sind darüber hinaus verschiedene Pri­
vatisierungsmaßnahmen geplant, die 
die Auflösung des Post- und Kommu­
nikationsmonopols des Staates bedeu­
ten würden. Dies veranlaßte die 
rechts-sozialdemokratische FO so­
gleich, die Forderung nach der Erhal­
tung des öffentlichen Dienstes noch 
vor Lohnforderungen zu setzen.

Teil der großen Privatisierungskam­
pagne sind die Pläne der Privatisie­
rung des Staatssenders "TF 1", gegen 
die die Fernsehangestellten am 20.6. 
streikten. Allgemein werden die 
Streiks als Auftakt gesehen für weite­
re Aktionen gegen die Regierung im 
Herbst. Dabei stellen die Gewerk­
schaften nicht immer einheitliche 
Forderungen auf, ihre Bereitschaft, 
mit Regierung oder Kapitalisten zu 
einer Verständigung zu kommen, ist je 
nach politischem Standpunkt unter­
schiedlich ausgeprägt.
Quellenhinweis: verschiedene Ausga­
ben Le Monde, Le Figaro, Les Echos, 
La Tribüne. - (sur)

Philippinen
Kündigt die Aquino-Regierung 

die US-Basen?

1991 laufen die noch von der Marcos- 
Diktatur mit den USA geschlossenen 
Verträge über die US-Marinebasis 
Subic Bay und den US-Luftwaf- 
fenstützpunkt Clark Air Base, beide 
nahe der Hauptstadt Manila gelegen, 
ab. Die beiden Stützpunkte sind die 
größten US-Stützpunkte im Pazifik 
und nach Auffassung des Pentagon 
unerläßlich für die Kontrolle der 
Region; Alternativen dazu gebe es 
nicht.

Noch vor einem Jahr war die jetzige 
philippinische Präsidentin Aquino als 
entschiedene Gegnerin von US-Stütz- 

punkten aufgetreten und hatte die 
Räumung der Stützpunkte bis späte­
stens 1991 gefordert. Sie konnte sich 
dabei auf die breite Bewegung gegen 
die US-Basen beziehen, die politisch 
von der KP der Philippinen bis zu libe­
ralen Bürgerrechtsgruppen und kirch­
lichen Gruppen reicht und deren For­
derungen allgemeine Unterstützung 
finden. Schließlich sind die US-Basen 
handfester Ausdruck der fortgesetz­
ten kolonialen Beherrschung durch die 
USA. Im Verlauf des Präsident­
schaftswahlkampfs dagegen hatte 
Frau Aquino ihren Standpunkt revi­
diert und davon gesprochen, daß nach 
1991 "die Optionen offen" seien. Ver­
schiedene Ereignisse der letzten Mo­
nate haben jedoch bewirkt, daß die 
Diskussion über die US-Stützpunkte 
zugenommen hat. Die philippinische 
Regierung ist gezwungen, nach ersten 
vieldeutigen Erklärungen über ihre 
"blockfreie" Außenpolitik ihre außen­
politischen Ziele zu präzisieren. Dazu 
gehört u.a. die Frage der mit Atom­
waffen bestückten US-Stützpunkte, 
zumal in der pazifischen Region eine 
Front für eine kernwaffenfreie Zone 
im Entstehen ist. Die Regierung Aqui­

Brasilien

Das "Proalcool-Programm" für den Profit 

der Zucker- und Automobilindustrie

Die Regierung Sarney hat Teilpläne 
des "Proälcool-Programms", die 
Gewinnung von Alkohol aus Zucker­
rohr und seine Verwendung als Ben­
zinersatz, vorläufig gestoppt. Den­
noch sollen 1986 weitere staatliche 
Zuschüsse in Höhe von umgerechnet 
700 Mio. US-$ an die Zucker- und 
Automobilindustrie, an Speditions­
und Taxiunternehmen und an Käufer 
von Alkoholfahrzeugen aus den be­
sitzenden und den Mittelklassen 

Der "gute Stern", beim "Proälcool-Programm" führend und staatlich gut 
subventioniert, auf einer Zuckerrohrplantage

no ist offenbar über die Zukunft der 
US-Stützpunkte zerstritten. Einige 
Regierungsmitglieder, so die vom 
Marcos-Regime übernommenen und 
als US-Proteges geltenden Militärs 
Enrile und Ramos, verlangen eindeuti­
ge Zusagen für eine Verlängerung der 
Verträge. Andere wie der Vorsitzende 
des Präsidialausschusses für Men­
schenrechte, Diokno, fordern die um­
gehende Kündigung der Verträge.

Zweitens hat Frau Aquino eine Ver­
fassungskommission berufen, die ihre 
Arbeit in einigen Wochen abgeschlos­
sen haben soll und die u.a. die Aufnah­
me einer Klausel über eine "kernwaf­
fenfreie Zone" oder generell des Ver­
bots ausländischer Militärstützpunkte 
berät. Schließlich ist vor wenigen 
Wochen der größte Streik der philippi­
nischen Zivilbeschäftigten auf den 
US-Basen zuende gegangen. Dieser 
Streik für höhere Löhne und bessere 
Arbeitsbedingungen hat auch den For­
derungen nach Kündigung der Stütz­
punkte Auftrieb gegeben.

Quellenhinweis: Far Eastern Ec. 
Review, div. Ausgaben; Liberation, 
Zeitschrift der NDF, div. Aus­
gaben — (wom) 

fließen.
Die Kritik am Alkohol-Programm 

und seinen Folgen hat in den letzten 
Jahren zugenommen und gewinnt an 
Breite. Gewerkschaften, insbesondere 
die Landarbeitergewerkschaft, linke 
Parteien, die Ökologiebewegung und 
auch Teile des nicht geförderten 
nationalen Kapitals haben ihre Kritik 
verschärft. Noch vor Jahren unter der 
Militärregierung galt die Kritik als 
Verstoß gegen Gesetze zur "Nationa-
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mokratischen Kurs der "Modernisierung Spaniens" und gegen seine Kosten für 
die Werktätigen bei einem Verlust von 1,5 Mio. Stimmen mit 184 Parlaments­
sitzen knapp behaupten können. Zweitstärkste Partei ist das Parteienbündnis 
"Volkskoalition" des ehemaligen Franco-Ministers Fraga. Das "demokratisch­
soziale Zentrum" des früheren Ministerpräsidenten Soares wird 19 Parlaments­
sitze gegenüber zwei der bisherigen Soares-Gruppierung UCD erhalten. Die 
Liste der "Vereinigten Linken" erhielt knapp unter fünf Prozent. (Bild: links: 
Fraga, rechts: Gonzales) - (ehe)

Italien: Urabstimmung 
über Tarifforderungen

Bei der ersten Urabstimmung in der 
italienischen Metallindustrie nach 
dem Krieg haben Anfang Juni 77,6% 
für die Forderungsplattform der Ge­
werkschaften gestimmt. 79,3% der 
Beschäftigten haben an der Abstim­
mung teilgenommen. Die Gewerk­
schaften hatten zur Urabstimmung 
aufgerufen, weil die Kapitalisten ihr 
Vertretungsrecht in Zweifel zogen, 
zugleich wohl auch, um der innerge­
werkschaftlichen Opposition gegen 
die überaus maßvollen Forderungen zu 
begegnen. Gefordert werden jetzt 
u.a. für die dreijährige Laufzeit 
110000 Lire (160 DM)-mehr auf den 
Ecklohn (für die oberen Lohngruppen 

soll es überproportionale Erhöhungen 
geben) und eine Arbeitszeitverkür­
zung auf 38 Wochenstunden. - (ulg)

Frankreich will Aus­
länderrecht verschärfen

Die französische Regierung hat einen 
Gesetzentwurf verabschiedet und 
dem Parlament vorgelegt, der eine 
Verschärfung von Aufenthalts- und 
Einreisebestimmungen für Ausländer 
vorsieht. Nicht mehr die Justizbehör­
den, sondern Polizei und Verwaltung 
sollen entscheiden, wer ausgewiesen 
wird. Einreisen darf nur, wer nachwei­
sen kann, daß er "Mittel für seine Exi­
stenz" besitzt. Wer "eine Bedrohung 
für die öffentliche Ordnung" dar­
stellt, kann nun leichter ausgewiesen 
werden. — (sur)

Murdoch will
Gewerkschaftsgelder

Der britische Pressekapitalist Rupert 
Murdoch versucht erneut, Gewerk­
schaftskonten beschlagnahmen zu las­
sen.,Auf die Ablehnung seines "letzten 
Angebots" von 50 Mio. Pfund Abfin­
dung für 5700 Entlassene und Überlas­
sung der alten Druckerei in der Londo­
ner Innenstadt reagierte Murdoch mit 
Anträgen auf Beschlagnahmung des 
Gewerkschaftsvermögens der SOGAT 
und der NGA, weil diese weiterhin zu 
Streikposten vor der neuen Druckerei 
im Londoner Stadtteil Wapping aufru­
fen. Murdoch wird nervös, nach fast 
sechs Monaten Streik bricht die Moral 
unter den Beschäftigten in seiner "Fe­
stung" (Bild) zusammen. Selbst die 
Journalisten der "Sun", die der Bild­

zeitung ähnelt, stimmten für Streik; 
nur mit 10% Lohnerhöhung konnte 
Murdoch das vermeiden. Weiterhin er­
leidet Murdoch hohe Produktions- und 
Auslieferungsverluste. — (hef)

len Sicherheit", als dessen Bestandteil 
dieses Programm ausgegeben wurde. 
Die westliche Presse feierte jahrelang 
die angeblichen Erfolge, ist in­
zwischen aber merklich kleinlauter 
wie auch bei anderen brasilianischen 
Großprojekten, derer Zustande­
kommen ohne die Imperialisten un­
denkbar gewesen wäre.

Bereits in den 30er Jahre wurden in 
Brasilien in Zeiten sinkender Zucker­
preise auf dem Weltmarkt und stei­
gender für Erdöl dem Benzin bis zu 
20% Alkohol, aus Zuckerrohr ge­
wonnen, beigemischt. Die Allianz von 
den Großagrariern und der ausländi­
schen Automobilindustrie setzte in 
den 70er Jahren das gigantische 
"Proälcool-Programm" durch. Bevor 
1975 die damalige Militärregierung 
die gesetzliche Weichenstellung vor­
nahm, mußte der Widerstand anderer 
Teile der besitzenden Klassen in 
Brasilien gebrochen werden, z.B. des 
mächtigen staatlichen Erdölkonzern 

Petrobras, dessen Führung um ihre 
Pfründe fürchtete, die aber an­
gesichts sinkender Zuckerpreise, stei­
gender Erdölpreise und rückläufiger 
Automobilproduktion schließlich auf 
das Alkohol-Auto aufsprang. Mit der 
Subventionierung von Fusionen, Be­
triebsübernahmen, Einsatz von Ma­
schinerie, Rationalisierungen schafft 
die Militärregierung bereits ab 1971 
wesentliche Voraussetzungen für die 
spätere Expansion der Zucker- und 
Alkoholindustrie und die Verwandlung 
der Zuckerrohrpflanzer in Industrie­
kapitalisten. Die staatlich geschützte 
Vertreibung von Kleinbauern und 
Pächtern von den besten Böden findet 
hier ihren massenhaften Anfang. Die 
Fläche für den Anbau von notwen­
digen Grundnahrungsmitteln schmilzt 
ständig. Das Heer der Vertriebenen 
und Hungernden sammelt sich in den 
Slums der großen Städte und steht als 
Reservearmee bereit. Auf bald 10% 
der landwirtschaftlichen Nutzfläche 

lassen zumeist Großagrarier fast 
700000 Saisonarbeiter zu Niedrig­
löhnen Zuckerrohr schlagen. Die Pro­
duktivität ist trotz übelster An­
treiberei niedrig, nicht einmal ein 
Drittel der von Kuba.

Umgerechnet achteinhalb Mrd. 
US-$ haben die Regierungen seither 
für das Programm ausgegeben. In 
einer ersten Etappe bis etwa 1979 
schrieb das Regierung die Bei­
mischung von 20% Alkohol zum Ben­
zin vor. Die Zuckerbarone bekamen 
das Geld nachgeschmissen — mit 
Krediten zu 25 Prozent Zinsen bei 
einer Inflation von jährlich 100 Pro­
zent wurden Destillerien und Plan­
tagen mit Staatsgeldern errichtet. 
Die Produktionskapazität stieg von 
556 Mio. Liter Äthanol 1975 auf fast 
10 Mrd. zehn Jahre später. "Das Al­
koholauto ist das echte brasilianische 
Wunder", versicherte VW-do-Bra- 
sil-Chef Wolfgang Sauer. Tatsächlich 
war Proälcool ein Rettungsanker für



Politische Berichte 13/86 Auslandsberichterstattung Seite 17

Peru: Hunderte von 
Gefangenen ermordet

Das peruanische Militär richtete am 
18./19.6. unter meuternden Ge­
fangenen ein Blutbad an und er­
mordete ca. 400 Gefangene, zumeist 
Mitglieder der PC del P ("Leuchten­
der Pfad"), die gegen die katastro­
phalen Gefängnisbedingungen pro­
testierten und die Anerkennung als 
politische Gefangene forderten, sowie 
etliche Gefängniswärter. Auf der KZ- 
Insel El Fronton sprengten Spezial­
kommandos der Kriegsmarine den ge­
samten Hauptzellenbau mit 150 Ge­
fangenen in die Luft. - (sie)

Schweden: Tarifkonflikt 
der Akademiker beendet

Nach den Abschlüssen von Lohnrah­
menabkommen der Arbeitergewerk­
schaft LO und der Angestellten- und 
Beamtengewerkschaften TCO und 
SACO/SR wird in den Bereichen um 
die einzelnen Verträge weiterverhan­
delt. Für den Bereich der Lehrer und 
Akademiker, die bei Gemeinden, und 
Provinzen angestellt sind, ist die SA- 
CO/SR-K zuständig. In den Verhand­
lungen um die genaue Ausgestaltung 
des Tarifabkommens gab es keine Ei­
nigkeit. Dehalb rief der Verband zum 
Streik auf, und die Kommunen und 
Provinzialkörperschaften sperrten 
aus. An dem Streik waren 8700 betei­
ligt. Bei der letzten Verhandlung im 
Streik wurde auf den 15. August als 
nächster Termin vertagt. Es stand zur 
Verhandlung die Laufzeit des Vertra­
ges, die Verteilung und Garantierege­
lungen. Die Kommunalverbände boten 
wegen der langen Frist einen Vorschuß 
von 1000 Kronen pro Monat an. Dies 
lehnte die SACO/SR-K aber ab, da sie 
es als Lohnleitlinie ansah. Sie wies 
nochmals darauf hin, daß die Löhne ih­
rer Mitglieder hinter denen der Arbei­

ter und Beamten hinterherhinken. Sie 
brach den Streik trotzdem ab, weil die 
öffentliche Unterstützung fehlte und 
der Streik mit Aussperrung ihnen 35 
Mio. skr. gekostet hat. — (uwb)

USA: Recht auf Abtreibung 
knapp bestätigt

Der Oberste Gerichtshof hat mit 5:4 
Stimmen entschieden, daß ein Gesetz 
von Pennsylvania die Verfassung ver­
letzt, das vor einer Abtreibung Pa­
tient und Arzt einer Reihe von Schika­
nen unter Androhung von Strafrecht 
und Lizenzentzug unterwirft. Seit 
dem Urteil von 1973, das Abtreibung 
in die durch die Verfassung geschützte 

gen den Bergbaugiganten Noranda. In Ost-Montreal, in der Gewerkschaftsgrup­
pe 6887, haben die Mitglieder das Tarifangebot abgelehnt, und die mehr als 900 
Beschäftigten einer Kupferraffinerie haben ihre Gewerkschaftsführung zur 
Einleitung von Kampf maßnahmen ermächtigt. In ganz Nordamerika stehen die 
Beschäftigten dieser Branche in schweren Abwehrkämpfen; seit Jahren sind die 
Kapazitäten auch in den USA nicht ausgelastet, und von einem neuen Tarifab­
schluß mit Kürzungen von Löhnen und Sozialleistungen zwischen 35 und 50 Pro­
zent versprechen sich die Kapitalisten einen Aufschwung der Profite. Und sie 
hoffen auf Durchsetzung ihrer Forderungen, denn mehr als 60 Prozent der Ar­
beiter in der Kupferindustrie sind arbeitslos. Am 30. Juni laufen einige Tarif­
verträge bei amerikanischen Kupfermonopolen aus. - Das Bild zeigt Eisen­
erz-Tagebau in Shawville, Quebec. — (mfr)

Privatsphäre hob, haben die Abtrei­
bungsgegner versucht, über Gesetze 
in einzelnen Staaten diese Entschei­
dung rückgängig zu machen (eine Ver­
fassungsänderung ist ihnen auch unter 
Reagan nicht gelungen). Das Ziel ist, 
daß sich das Oberste Bundesgericht, 
nachdem diese Gesetze in den unteren 
Instanzen regelmäßig als nicht verfas­
sungskonform verworfen worden sind, 
ständig erneut mit dem Recht auf Ab­
treibung befassen muß. Die Abtrei­
bungsgegner versuchen so, einzelne 
Positionen der 1973er Entscheidung 
zu unterminieren und Mehrheitsver­
hältnisse zu ändern. 1973 war die Ent­
scheidung mit 7:2 Stimmen. - (ger)

die Automobilindustrie, die rückläu­
figen Absatz beklagte. Neben Mil­
lionen Subventionen für die Entwick­
lung von Alkoholmotoren finanzierten 
die Militärregierungen auch die Stei­
gerung des PKW-Absatzes und des 
-erwerbs: Speditions-, Taxi- und 
Verleihfirmen erhielten bis zu 40% 
Steuernachlässe; die Industriepro­
duktsteuer wurde um 5% gekürzt und 
der Ratenkauf begünstigt. Die Regie­
rung gibt monatlich umgerechnet 33 
Mio. US-$ aus, um den Alkoholpreis an 
den Tankstellen auf 65% des Benzin­
preises zu halten, denn die Produk­
tionskosten pro Liter Alkohol werden 
auf das Zwei- bis Vierfache eines Li­
ters Benzins geschätzt. 1982 kostete 
das Programm umgerechnet ca. 1,7 
Mrd. US-$, mehralshalbsoviel wie die 
Zentralregierung für Erziehung, Aus­
bildung, Gesundheit, Arbeit und So­
ziales ausgab.

1979 stellte VW als erster Konzern 
einen mit 95%igem Alkohol betriebe­

nen Motor vor und sicherte sich so ei­
nen Vorsprung gegenüber der Konkur­
renz. Von den seit 1980 etwa zwei Mil­
lionen neuzugelassenen (insgesamt 10 
Millionen) PKWs mit Alkohol-Motor 
hat VW 44%, Ford und GM je 21 % und 
Fiat 15% produziert. Im Nutzkraft­
wagenbereich sind die westdeutschen 
Konzerne VW und Daimler-Benz eben­
falls an der Spitze. VW produziert 
Alkoholmotoren für LKWs bis 15 t und 
DB für schwerere und für Busse. Beide 
forschen zur Zeit an der Entwicklung 
von Biotreibstoff für Dieselmotoren.

Wer den Nutzen aus dem Alkohol- 
Programm zieht, wird auch dadurch 
deutlich, daß die Freunde der Allianz 
von Automobil- und Zuckerindustrie 
in den jeweiligen Regierungen die 
wenigen Eisenbahnen verrotten und 
die Binnenschiffe einmotten ließen. In 
Brasilien laufen 16% der Gütertrans­
porte über die Eisenbahn und 75 % über 
die Straße, in der Sowjetunion z.B. 
80% bzw. 7%. Personen werden in 

Brasilien sogar zu 90% mit Bussen 
und PKWs transportiert.

Die Schöpfer dieses Programms 
weisen gern daraufhin, daß Brasilien 
zum zehntgrößten Industriestaat der 
Welt aufgestiegen ist, aber sie ver­
schweigen, daß Brasilien noch weiter 
oben steht, auf der Hungerliste an 5. 
Stelle. Ihre Hinterlassenschaften sind 
eine schwere Bürde für die arbeiten­
den Klassen.
Quellenhinweis: F.O. Lichts Interna­
tionaler Melassebericht, Nr. 21/22; 
M. Schmoltzi: Erzeugung von Agraral­
kohol im brasilianischen Proälcool- 
Programm, in: Agrarwirtschaft 34/ 
85; Brasilien-Dialog 4/85; U. Borges, 
H. Freitag u.a.: Proälcool. Analyse 
und Evaluierung des brasilianischen 
Biotreibstoffprogramms, 1984; Län­
der-Dokumentation Brasilien beim 
HWWA; J. Angel: Alkohol statt Erdöl, 
Beiträge zu Brasilien Nr. 3, 
1980 - (sie)
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* Veröffentlichungen *

Widerstand in 
der US-Armee

Wer interessiert ist an der Entwick­
lung des antimilitaristischen Kampfes 
in den USA, findet in der Broschüre 
einen nützlichen Überblick, nicht über 
Friedensinitiativen, sondern über über 
den Widerstand der einfachen Solda­
ten in der US-Armee. In ausführlichen 
Berichten und Dokumenten wird dar­
gelegt, daß in der US-Armee Wider­
stand gegen die imperialistischen 
Feldzüge herrscht und geherrscht hat. 
Den Hauptteil bestreiten Dokumente 
und Artikel aus der Zeit des Vietnam- 
Kriegs und kurz danach, die von Sabo­
tage-Aktionen, Defaitismus und De­
sertierungen berichten. "Der Wider­
stand der Gis reichte von unerlaubter 
Entfernung von der Truppe, Streiks 
und Demonstrationen bis zu Befehls­
verweigerung ... und Sabotage. Viet­
namesische Beamte schätzen, daß 
diese Opposition die Dauer des Krie­
ges um fünf Jahre verkürzte", schrei­
ben die Verfasser im Vorwort. Aus den 
achtziger Jahren sind vor allem Be­
richte über die Kämpfe der Vietnam- 
Veteranen in den USA enthalten, aber 
auch ein Bericht über Widerstand in 
der Armee gegen die Einsätze im Li­
banon und gegen Grenada und über 
anti militaristische revolutionäre
Gruppen von Soldaten und ehemaligen 
Soldaten in den USA und ihre wütende 
Verfolgung durch die US-Behörden 
und deren Bemühungen, insbesondere 
in lateinamerikanische und Nah-Ost- 
Staaten nur weiße Soldaten zu entsen­
den. Eine Adressenliste von US-Solda- 
tengruppen in den USA und in der BRD 
ist ebenfalls enthalten. (Widerstand in 
d.er US-Armee, GI-Bewegung in den 
siebziger Jahren, zu beziehen über: 
Harald Kater, Görlitzer Straße 39, 
1000 Berlin 36-uld)

Entwicklungshilfe für die 
imperialistische Expansion 

Anfang des Jahres erschien der For­
schungsbericht Nr. 48 der Konrad- 
Adenauer-Stiftung (KAS) "Die not­
wendige Hilfe. Grundlagen, Leitlinien 
und Instrumente der Entwicklungs­
zusammenarbeit". Abgedruckt sind 18 
Artikel u.a. von Bundesminister für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit Jür­
gen Warncke, seinem Staatssekretär 
Volker Köhler, anderen CDU-Mitglie­
dern des Bundestages usw. Die Kapi­
telüberschriften lauten: "Menschen­
rechte - freiheitliche Ordnungspoli­
tik - Friedenssicherung"; "Qualitati­
ve Verbesserung der deutschen Ent­
wicklungspolitik - Zur Effektivität 
der globalen und spezifischen ent­
wicklungspolitischen Instrumente" 
und "Verschuldung der Entwicklungs­
länder - Herausforderung für den 
Nord-Süd-Dialog".

Im Vorwort begründet der Heraus­

geber G. Rüther die Bedeutung des 
Themas damit, daß die Entwicklungs­
hilfepolitik unter stärkerer Kritik 
stehe und die Unterstützung der 
Dritten Welt eine immer größere Zu­
stimmung unter der Bevölkerung fin­
de.

In seinem Beitrag "Die Entwick­
lungspolitik der Bundesrepublik 
Deutschland — Leitlinien, Ziele und 
Schwerpunkte" gibt Minister Warncke 
u.a. als Änderungen seit 1982 an: stär­
kere Kontrolle, Steuerung und Pla­
nung der einzelnen Projekte, Neu­
strukturierung des Deutschen Ent­
wicklungsdienstes, verbesserte Zu­
sammenarbeit von Staat und Wirt­
schaft. Unter dem Motto "Hilfe zur 
Selbsthilfe" forciert^die Bundesregie-

"Hilfe zur Selbsthilfe" - westdeut­
sches Staudammprojekt in Birma wird 
eingeweiht, die Elektrizität kommt 
vor allem ausländischen Firmen zu.

rung die imperialistische Expansion. 
Warncke fordert die "Entwicklungs­
länder" auf, selbst die Rahmenbedin­
gungen sicherzustellen, "die die Ent­
faltung der schöpferischen Kräfte des 
einzelnen ermöglichen und diese 
Kräfte nicht unter staatlicher Bevor­
mundung und bürokratischem Kompe­
tenzwirrwarr ersticken". Der neue 
"Politdialog" zwischen "Geber" und 
"Empfänger" soll direktere Einfluß­
nahme und Einmischung ermöglichen.

In einem weiteren Beitrag nennt 
Prof. W. Lachmann, Uni Mainz, geeig­
nete Instrumente: Ein neuer Entwick­
lungshelfer oder "Fürsorgehelfer", der 
zunächst eine zeitlang als "Unterneh­
mer fungieren könnte, der Produkte 
aufkauf t und andere Kolonialwaren an 
die Dorfbevölkerung verkauft". Große 
Bedeutung mißt er den Nichtregie­
rungsorganisationen zu, die die Regie­
rung unterstützen sollte, denn sie 
würden die Motivation in den Ent­
wicklungsländern fördern, inbesonde- 
re die Kirchen, denn - so Lachmann - 
"durch das Christentum ist erreicht 
worden, daß sich die Arbeitsmentali­
tät geändert hat". - (sie)

BDI-Thesen zur 
Energiepolitik

"Erfolge als Wegweiser für die Zu­
kunft" nennt der Bundesverband der 
Deutschen Industrie im Untertitel die 
BDI-Drucksache 185 vom April 1986. 
In den zehn Thesen und den nachfol­
genden Erläuterungen wird der Struk­
turwandel im Energieverbrauch und 
Energieangebot in der BRD als erfolg­
reich hervorgehoben. Ohne "größere 
staatliche Eingriffe" sank von 1973 bis 
1984 der Anteil des Mineralöls am Pri­
märenergieverbrauch von 55 auf 42 %, 
der Anteil des OPEC-Rohöls an den 
Rohölimporten sogar von 96 auf 55%.

Eine angestrebte weitere Diversifi­
zierung der Energieversorung solle 
auch in Zukunft auf "marktwirt­
schaftlicher Basis" und gestützt durch 
"niedrige Energiekosten" vonstatten 
gehen. Eine Politisierung der Energie­
versorgung wird vom BDI abgelehnt. 
Gefordert wird die Privatisierung als 
"energiepolitisches Ziel" sowie "mehr 
Markt auch in der Energiepolitik von 
Ländern und Gemeinden".

Auf mehreren Seiten werden die 
Energiekosten als Grundlage der 
Wettbewerbsfähigkeit der westdeut­
schen Industrie und deren Beitrag zur 
Energieeinsparung, durch Einsatz von 
Wärme-Kopplung und Produktion von 
energiesparenden Produkten (Auto­
mobile ,Elektrogeräte) beschrieben. 
Nach Ansicht des BDI würden hohe 
Energiepreise das "Energiesparen be­
einträchtigen". "Die beste Maßnahme 
zur Förderung Energiesparender In- 
vestitonen in der Industrie ist ganz 
allgemein die Schaffung eines positi­
ven Investitionsklimas."

Die Schaffung günstiger wettbe­
werbsfähiger Strompreise auf der Ba­
sis von Kohle und Kernenergie bleibt 
erklärtes Ziel des BDI. Auf dem Boden 
der Erkenntnis "Deutsche Kernkraft­
werke sind sicher" fordert der BDI die 
"zügige Verwirklichung des integrier­
ten Entsorgungskonzeptes" bis zum 
Jahre 2000. Als wirksame Maßname 
wird die "Beschleunigung des Geneh­
migungsverfahrens auch für Wieder­
aufbereitungsanlagen" angesehen. Im 
Anhang befindet sich eine Synopse der 
Energieprognosen verschiedener In­
stitute bis zum Jahr 2000. (Markt­
wirtschaftliche Energiepolitik BDI- 
Drucksache 185, Synopse und Beurtei­
lung aktueller Energieprognosen BDI- 
Drucksache 186 - kaq)

Grüne Militärpolitik
von Flensburg bis Dresden

Die Auflistung von Truppenstandorten 
und der Art der Truppen, die dort sta­
tioniert sind, nach Postleitzahlen mag 
nützt vielleicht der einen oder ande­
ren Friedensinitiative, obgleich ge­
wöhnlich die interessierten Leute am 
Ort wissen, welche Militärformatio­
nen sich in der Gegend befinden, und 
allgemeine Daten wie Name der stati­
onierten Truppen, ob sie zu Land-,
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Luft- oder Seestreitkräften gehören 
etc. sind normalerweise auch leicht 
erhältlich. Tatsächlich aber bezwek- 
ken die Autoren mehr als eine Daten­
sammlung. Neben den Militärstandor­
ten in der BRD enthält das Buch eine 
Sammlung von Truppenstandorten in 
der DDR — ebenfalls sortiert nach 
Postleitzahlen und Angaben über die 
Staatszugehörigkeit der Truppen. 
Doch das großdeutsche Verfahren 
bleibt nicht darauf beschränkt. Die 
Verfasser haben "MilitäTregionen" ge­
bildet und in knappen Thesen Empfeh­
lungen für eine ''Abrüstungspolitik" in 
diesen Regionen niedergeschrieben. 
Die Empfehlungen in den BRD-Regio- 
nen sind weitgehend Vorschläge an 
Friedensinitiativen, welche Politik sie 
gegenüber der US-Regierung ein­
schlagen sollen, in den wenigsten Fäl­
len wird die Bundesregierung ange­
griffen. Mit den Vorschlägen, die sie 
machen, greifen sie an keinem Punkt 
die Ausrüstung und Aufrüstung der 
konventionellen Teile der Bundeswehr 
an, sondern verwahren sich einzig ge­
gen die Ausrüstung mit atomaren oder 
chemischen Kampfmitteln und treten 
gegen die atomare Bewaffnung der 
US-Truppen auf. Westberlin ist als ei­
gene Militärregion aufgenommen und 
die Empfehlung lautet: "Schrittweise 
Entmilitarisierung von Berlin (West) — 
Reduzierung der Aufklärungs- und 
Kommunikationseinrichtungen auf 
das Minimum zur Verbindung mit der 
Bundesrepublik Deutschland." Obwohl 
die Verfasser sich den Anschein ge­
ben, als träten sie für die Selbständig­
keit Westberlins ein, legt ihre Emp­
fehlung die Angliederung Westberlins 
an die BRD nahe. Die "Empfehlungen" 
für die DDR beziehen sich weitgehend 
darauf, was mit der NVA zu geschehen 
habe und wie sie sich zu verkleinern 
habe. So lautet beispielsweise die 
Empfehlung für die BRD-Region Öst­
liches Schleswig-Holstein, in dem Ma­
rine-Einheiten und Marineflieger sta­
tioniert sind: "Umrüstung der Luft­
verteidigungs-Aufklärung vom offen­
siv intendierten NADGE-System auf 
ein eindeutig defensiv-orientiertes 
Aufklärungssystem (z.B. das schwedi­
sche STRIL-System)." Für den DDR- 
Bezirk Rostock, Schwerin, Neubran­
denburg, in dem DDR-Marineeinhei­
ten stationiert sind, z.B.: "Abbau of­
fensiver Einheiten der Volksmarine 
(Raketenschnellboote, Marineinfan­
terie) — Abbau von Marinefliegerein­
heiten der DDR." Die GRÜNEN haben 
sich programmatisch auf die Anerken­
nung der DDR festgelegt. Das Buch ist 
zwar von einem Einzelautor geschrie­
ben, Herausgeber ist aber der Bundes­
vorstand der GRÜNEN. Danach muß 
man davon ausgehen, daß jedenfalls 
eine Mehrheit des Bundesvorstandes 
sich befugt fühlt, großdeutsche Poli­
tik zu betreiben. (Burkhard Luber, Mi­
litäratlas von Flensburg bis Dresden, 
Die GRÜNEN (Hrsg.), 16,80 DM 
- uld)

K PD-Partei tag

Die Vereinigung mit der GIM ist nahe, 
und wie soll’s dann weitergehen?

Die Vereinigung von KPD und GIM ist 
nahe. Am 14. und 15. Juni führte die 
KPD ihren außerordentlichen Partei­
tag zur Vorbereitung dieser Vereini­
gung durch, Ende Juni wird die.GIM ih­
re Konferenz abhalten. Im Oktober 
soll der Vereinigungsparteitag seih.

Der Parteitag der KPD hat gezeigt: 
Die meisten Mitglieder haben die Ver­
einigungsdiskussion satt, sie wollen 
nun die Vereinigung. KPD und GIM ge­
hen aus ihren fast zwei Jahre dauern­
den Bemühungen um einen isolierten 
Zusammenschluß keineswegs ge­
stärkt, sondern geschwächt hervor. 
Die KPD hat mehrere Spaltungen er­
litten, bei der GIM steht nun angeblich 
eine bevor; die Mitglieder, die schon 
länger für Zusammenarbeit mit dem 
ökosozialistischen Flügel der Grünen 
eintraten, werden wohl austreten.

Vielleicht die GIM, auf jeden Fall 
aber die Mehrheit der Mitglieder der 
KPD hatte die Vereinigung als Schritt 
zur Überwindung eines Sektierertums 
gewollt, das die KPD als Hauptpro­
blem ihrer Politik erkannt zu haben 
glaubte. Nun zeigt sich, daß dieser 
Vereinigungsprozeß keineswegs zu ei­
ner Verbreiterung der politischen 
Möglichkeiten und Wirkungen beider 
Parteien geführt hat, sondern im Ge­
genteil zu einer weiteren Einengung. 
Die Idee, aus Übereinstimmung über 
"drückende Probleme" und "aktuelle 
Fragen" ein gemeinsames Programm 
zu entwickeln, erweist sich als Irrtum.

In der "Beilage" vom September 
1985 hatte H.D. Koch für die KPD die­
se Idee so beschrieben: "... erscheint 
es uns zweckmäßig, auf der Grundlage 

Die Erfahrungen der KPD im Aufbau einer Einheitsfront gegen Faschismus und 
Reaktion sind in den Dokumenten der gemeinsamen Organisationen kaum noch 
wiederzufinden. Bild: Demonstration in Herne am 30. Januar 1978.

der theoretischen Kritik des Kapita­
lismus durch den Marxismus im Pro­
gramm die Kritik des Kapitalismus 
ausgehend von den drük- 
kenden Problemen, die die ka­
pitalistische Entwicklung für die Ar­
beiterklasse, aber auch für die Bünd­
nisschichten hervorruft, zu entwik- 
keln ... es erscheint uns als aus­
schlaggebender Vorteil, daß die Pro­
grammatik so entwickelt werden kann 
ausgehend von den The­
men, die auch in der Ar­
beiterbewegung insgesamt 
im Zentrum der politi­
schen und strategischen 
Diskussion stehen." Gemeint 
waren Arbeitslosigkeit, Kampf um die 
35-Stunden-Woche u.ä.

Diese Methode der Programmerar­
beitung führte zu programmatischen 
Fehlern. Der vom KPD-Parteitag 
nach kurzer Diskussion bei 2 Enthal­
tungen gebilligte Programmentwurf 
(im wesentlichen der in der "Beilage" 
vom letzten Sommer veröffentlichte 
Text) greift als Hauptübel des Kapita­
lismus die Arbeitslosigkeit und die 
Krisenhaftigkeit der kapitalistischen 
Gesellschaft, nicht aber die Ausbeu­
tung der Arbeiter durch die Kapitali­
sten und das Lohnsystem an und er­
setzt die klare Forderung nach Verbot 
des Akkords durch das vage Verspre­
chen der "schnellstmöglichen Ab­
schaffung".

Die von KPD und GIM gewählte Me­
thode der Programmerarbeitung führt 
aber auch allgemein zu einer Anpas­
sung der theoretischen Grundlagen an 
Tagesfragen, gibt die Wissenschaft-
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lichkeit der Politik auf. Sie wider­
spricht dem Sinn eines Programms, 
das ja wesentlich die Grundlagen für 
die Kritik der herrschenden kapitali­
stischen Ausbeuterordnung formulie­
ren soll und so zur Entwicklung von 
Politik befähigt. Sie ist eklektizi- 
stisch, d.h. beliebig, und schließt an­
dere Erfahrungen als die für "bren­
nend" erklärten Tagesfragen aus. Am 
Ende können Mitglieder von KPD und 
G1M von ihnen als wichtig empfundene 
Aufgaben in einer so verengt, einsei­
tig und beschränkt wirkenden Orga­
nisation nicht mehr einbringen. Spal­
tungen und Verluste treten auf.

Wie kann die neue Organisation aus 
diesen Problemen herausfinden? Nur 
durch eine Fortsetzung der program­
matischen Klärung. Hier schien bisher 
die Festlegung, in zwei Jahren für 
oder gegen die Mitgliedschaft der ge­
meinsamen Organisation in der IV. In­
ternationale zu entscheiden, eine sol­
che Fortsetzung programmatischer 
Klärung zwingend vorzuschreiben. 
Gegen drei Stimmen und bei 1 Ent­
haltung billigten die Delegierten nun 
aber ein von beiden ZKs vorgelegtes 
Papier zur IV. Internationale, das eine 
solche Fortsetzung der programmati­
schen Debatte nicht mehr vor­
schreibt. Nach diesem Papier hört die 
GIM bei Bildung der vereinigten Orga­
nisation auf, als Sektion der IV. Inter­
nationale weiterzubestehen. Ihre Mit­
glieder bleiben individuelle Mitglieder 
der IV. Internationale, beziehen die 
Zeitschrift "Inprekorr", das deutsch­
sprachige Organ des Sekretariats der
IV. Internationale, Redaktionssitz 
Frankfurt, und können von "Inprekorr" 
zu Konferenzen zusammengerufen 
werden. Mitgliedschaft in.der IV. In­
ternationale soll nur möglich sein, 
wenn man gleichzeitig Mitglied der 
neuen Partei ist. Die neue Organisa­
tion hat also keine Einflußmöglichkeit 
auf die IV. Internationale bzw. "Inpre­
korr". Hier entsteht eine besonders 
krasse Variante des in den K-Gruppen 
oft unguten Verhältnisses von "Kader- 
und Massenorganisationen". Außer­
dem ist die Frist für eine Entschei­
dung der gemeinsamen Organisation 
für oder gegen die Mitgliedschaft in 
der IV. Internationale in diesem Doku­
ment ersatzlos gestrichen. Das 
kommt der Neigung vieler Delegier­
ter, die kein großes Interesse zur 
Fortführung programmatischer De­
batten zeigten, entgegen. Ihre damit 
verbundene Hoffnung, endlich wieder 
"mehr Praxis" machen zu können, ist 
aber eine Illusion.

Nach Verabschiedung des Pro­
grammentwurfs billigten die Dele­
gierten nach kurzer Debatte ein neues 
Statut, das u.a. die Bildung "unter­
schiedlicher Strömungen" erlaubt und 
als Grundeinheiten faktisch Ortsgrup­
pen vorsieht. Diese entscheiden auf 
Mitgliederversammlungen, ob Zellen 
und/oder Arbeitsbereiche eingerich­

tet werden. Die Delegierten lehnten 
einen Antrag, die erst im Februar be­
schlossenen Arbeitsgruppen der Par­
tei (Antifaschismus, Kritik des Kon­
servatismus usw.) im Statut zu veran­
kern, mehrheitlich ab.

Diebei 1 Gegenstimme verabschie­
dete Resolution "zum Selbstverständ­
nis" der gemeinsamen Organisation 
entspricht weitgehend der auf dem 
a.o. Parteitag im letzten November 
verabschiedeten Resolution (Pol. Ber. 
23/85, S. 10). Neu ist eine Passage, die 
Arbeiterbewegung "braucht ... das 
Bündnis mit den sozialen Bewegun­
gen", worunter Friedensbewegung, 
Umweltbewegung, Frauenbewegung 
u.ä. verstanden werden. Der Bezug 
dieser Bewegungen zu Klassenkämp­
fen und Klasseninteressen wird nir­
gends beschrieben.

Weitere Entscheidungen des Partei­
tags: Die Urabstimmung in der KPD 
über die Vereinigung, bei der zwei 
Drittel der KPD-Mitglieder zustim­
men müssen, soll bis 2. Juli abge­
schlossen werden. Ein von den ZKs von 
GIM und KPD vorgelegtes "Aufgaben­
papier" und eine Entschließung zu den 
Bundestagswahlen wurden beraten, 
aber nicht beschlossen. Positiv an dem 
"Aufgabenpapier" ist, daß ausdrück­
lich der Kampf gegen die Unterdrük- 
kung ausländischer Arbeiter und 
"Kampf dem Neonazismus" als Aufga­
ben formuliert sind. "Wir treten ein 
für eine Arbeit im Rahmen des Frank­
furter Appells für die Gleichstellung", 
heißt es an einer Stelle. Im Abschnitt 
"Kampf dem Neonazismus" wird auf 
ein weiteres, ungelöstes Problem hin­
gewiesen: die fehlende Einheit über 
Grundlagen und Ziele des antifaschi­
stischen Kampfes und speziell über 
die Mitarbeit in der "Volksfront". Mit 
der Formulierung: "Geklärt werden 
muß die Bündnispolitik der vereinig­
ten Partei in diesem Bereich" bleibt 
die Lösung dieses Problems offen.

Im Abschnitt "Internationalismus" 
ist die Solidarität mit Nikaragua, mit 
dem Befreiungskampf im südlichen 
Afrika und mit Libyen als Aufgabe ge­
nannt, so daß die Zusammenarbeit der 
revolutionären Sozialisten fortge­
setzt werden kann.

Hinsichtlicheiner Mitarbeit der ge­
meinsamen Partei in der Vollver­
sammlung der revolutionären Soziali­
sten und bei der "Beilage" legen sich 
KPD und GIM nicht fest: "Wir werden 
z.B. die Diskussion umgehend führen, 
wie der ’Beilagenkreis’ von der ge­
meinsamen Organisation bewertet 
und die Mitarbeit dort gestaltet wird."

Zu den Bundestagswahlen wollen die 
ZKs von GIM und KPD ohne ausdrück­
liche Kritik an der Urabstimmung in 
der KPD, die gegen eine Wahlbeteili­
gung entschied, "sozialistisch begrün­
dete" Direktkandidaturen anstreben. 
Das politische Problem, daß viele Mit­
glieder der KPD nicht für eine Kandi­
datur der revolutionären Sozialisten 
gewonnen wurden, ist damit nicht ge­

löst. Außerdem ist die nun vorgeschla­
gene Taktik ganz ähnlich wie die der 
Friedensliste und wird vermutlich 
auch genauso folgenlos enden. KPD 
und GIM rufen dazu auf, den "Wende­
parteien" CDU/CSU und FDP "keine 
Stimme" zu geben. Bei der Diskussion 
erläuterten ZK-Mitglieder: Man solle 
"nützlich wählen", also SPD oder Grü­
ne. Vorschläge, sich statt auf solche 
Propaganda auf die Festigung von Zu­
sammenschlüssen gegen die Reaktion 
zu konzentrieren, führten zu keinem 
Beschluß.

Daß das jetzt beschlossene Pro­
gramm nicht zur Kritik und Politik 
hinführt, zeigt sich bereits bei der er­
sten politischen Bewährungsprobe: 
Eine Debatte über die geplante Zei­
tung fand nicht statt. Fest steht, daß 
die Zeitung vierzehntäglich erscheint. 
Uber Aufgabenstellung, Machart, 
Mitarbeiter, Zusammenarbeit usw. 
liegt noch nichts vor. Das Projekt ist 
unbegründet geblieben.

Die Debatte über den Namen der 
neuen Partei bestand darin, daß ca. 20 
Vorschläge aufgeworfen und kurz be­
raten wurden. Vertreter des ZK emp­
fahlen "Demokratische Kommuni­
stinnen und Kommunisten".

Von Seiten der "Demokratischen So­
zialisten" liegt der KPD und der GIM 
der Vorschlag vor, über ein gemeinsa­
mes Eingreifen in die Bundestagswah­
len—die DS wollen Initiativen für ein 
"rot-grünes Bündnis" bilden — und all­
gemein engere Zusammenarbeit zu 
beraten. Sollten KPD und GIM mei­
nen, das wäre ein weiterer Schritt weg 
vom Sektierertum, so irren sie sich.

Unserer Meinung nach werden die 
Erfordernisse der politischen Praxis 
die neue Organisation schon bald 
zwingen, einige theoretische Klärun­
gen vorzunehmen. Solche Klärungen 
dürften sein: klassenmäßige Bestim­
mung der "sozialen Bewegungen", 
Tendenz des Kapitalismus zum Fa­
schismus, Antifaschismus und Volks­
frontpolitik und viele Fragen mehr. 
Diese Klärung muß, das zeigen wohl 
die Erfahrungen, unter einer mög­
lichst breiten Beteiligung versucht 
werden. Wir waren und sind der An­
sicht, daß im Bestand der praktischen 
Erfahrungen und der theoretischen 
Kenntnisse, wie sie bei allen Vollver­
sammlungsorganisationen und an­
deren revolutionären Sozialisten zu­
sammen vorliegen, eine ausreichende 
Basis für eine solche Programmdis­
kussion bestünde. Immerhin haben die 
Delegierten des KPD-Parteitags die 
Teilnahme der neuen Organisation an 
dem für Herbst geplanten Kongreß re­
volutionärer Sozialisten gebilligt. Das 
kann ein Weg sein, die theoretische 
und programmatische Debatte von 
GIM und KPD mit allen revolutionären 
Sozialisten fortzusetzen und die ge­
fährliche Einengung zu überwinden. 
Quellenhinweis: Dokumente des Par­
teitages: Verlag Roter Morgen, Post­
fach 300526, 4600 Dortmund 30 — (rül)
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NRW-Demonstration 
gegen die FAP 

Duisburg. Rund 4500 Antifaschi­
sten demonstrierten am 21.6. in Duis­
burg gegen die faschistische FAP. Die 
Demonstration war von der Ruhr­
gebietskonferenz antifaschistischer 
Initiativen und Organisationen und der 
"Landesweiten Initiative für ein Ver­
bot der FAP" beschlossen worden, um 
der Forderung nach Auflösung und 
Verbot der FAP Nachdruck zu verlei­
hen. Sie wurde getragen von VVN/ 
BdA, DKP, Jusos, Falken, einzelnen 
Kreisverbänden der Grünen, Volks­
front, KPD, GIM, MLPD und auslän­
dischen Organisationen wie FIDEF, 
DIDF, ATIF, Devrimci Isci, KOM- 
KAR, PKK. Die Autonomen beteilig­
ten sich mit einem eigenen Block mit 
600 bis 700 Teilnehmern.

Eine Sprecherin der autonomen An­
tifaschistischen Aktion betonte bei 
der Auftaktkundgebung, daß sich der 
antifaschistische Kampf gegen den 
bürgerlichen Staat richten muß. Ein 
Vertreter der Dortmunder Antifa- 
Initiative, Mitglied der Volksfront, 
griff die staatliche Förderung faschi­
stischer Politik an. Insgesamt blieb 
die Kritik daran in den Reden jedoch 
eher schwach.

Der SPD-Landtagsabgeordnete B. 
Champignon verwies positiv darauf, 
daß NRW-Innenminister Schnoor 
(SPD) zur Zeit die Frage eines Ver­
botsantrages gegen die FAP als ver­
fassungsfeindlich beim Bundes­
verfassungsgericht prüft. P. Gingold 
vom Präsidium der VVN/BdA wies 
nach, daß die Faschisten die Interes­
sen des Monopolkapitals vertreten und 
verwies im Gegensatz zu Champignon 
auf die Urteile des Frankfurter Ver­
waltungsgerichtes gegen die NPD, 
nach denen die Alliierten Kontroll­
ratsbestimmungen gegen faschisti­
sche Organisationen entsprechend 
Art. 139 Grundgesetz weitergelten. 
Er legte jedoch ebenfalls die "Vertei­
digung des Grundgesetzes" nahe.

Ein Vertreter der DIDF kritisierte 
die Ausländerpolitik der Bundesregie­
rung. Ein Vertreter der Bonner Initia­
tive gegen Neofaschismus (VVN/BdA) 
protestierte dagegen, daß der gewerk­
schaftsnahe Bund-Verlag in das vor 
kurzem veröffentlichte "Lexikon zum 
Sozialismus" einen Artikel des natio­
nalrevolutionären Publizisten Hen­
ning Eichberg aufgenommen hat.

Die Teilnehmerzahl war erfreulich, 
umso mehr, als in Detmold/Ostwest- 
falen am gleichen Tag zu Aktionen ge­
gen eine "Sommersonnenwendfeier" 
der Nazis mobilisiert wurde. Die Be­
teiligung von SPD und Grünen war je­
doch viel schwächer, als von manchen 
erhofft. Umso ärgerlicher ist es, daß 
sich eine Sprecherin der Demonstrati­
onsleitung von dem autonomen Block 
distanzierte, der zeitweilig eine ande­
re Route ging und angeblich einige 
Absprachen nicht hielt. — (wof)

Duisburg. 4500 Antifaschisten demonstrierten am 21.6. für das Verbot der 
FAP und aller anderen faschistischen Organisationen. Das Bild zeigt einen 
Block der türkischen Organisation ATIF. Antifaschistische Organisationen der 
ausländischen Lohnabhängigen hatten einen großen Anteil an der Mobilisierung 
und erfolgreichen Durchführung der Demonstration, — (rül)

Mißlungener Burschen-
Auf marsch zum 17. Juni

Goslar. Gerade drei Wochen, nach­
dem sie ihren Verbandstag in Celle be­
gleitet von öffentlichen Protesten ab­
gehalten hatte (siehe PB Nr. 11/86), 
hatte die Deutsche Burschenschaft zu 
"Kundgebung und Seminar zum Tag 
der Deutschen Einheit" eingeladen.
U.a. auf dem Programm am 16. Juni: 
"Informationsfahrt zur innerdeut­
schen Demarkationslinie", Infostände 
inkl. "symbolischem Mauerbau", 
Kundgebung mit dem nds. Landtags­
präsidenten Edzard Blanke (CDU): 
"Was ist der 17. Juni uns noch wert ?" 
Falken, VVN/BdA, Volksfront, DIDF, 
DKP, SDAJ u.a. mobilisierten dage­
gen: 2000 Flugblätter wurden in der 
Innenstadt verteilt, die Forderung 
nach Anerkennung der DDR und der 
bestehenden Nachkriegsgrenzen wur­
de erhoben, der "symbolische Mauer­
bau" verhindert. Die Rede vor 150 
"Burschen" und "Alten Herren" (und 
kaum Goslarern) ging in Pfiffen und 
Sprechchören der 70 Gegner unter - 
massiv gegen alle drei Strophen des 
"Deutschlandlieds". - (mio)

Antifaschistische 
Aktionskonferenz 

München. Am 7. Juni fand in Kauf- 
beuren/Allgäu eine antifaschistische 
Arbeitskonferenz statt. Eingeladen 
hatte die VVN/BdA, Landesverband 
Bayern. Ca. 90 Mitglieder der VVN 
und anderer antifaschistischer Orga­
nisationen erschienen. Helmut Stein 
vom Präsidium der VVN hielt das Ein­
gangsreferat. Herausgearbeitet wur­
den die gemeinsamen Merkmale aller 
faschistischen Strömungen: Volksge­
meinschaft, Sozialdarwinismus, Füh­
rerprinzip verbrämt als "Elitegedan­
ke" und die daraus resultierenden 
Forderungen nach einer "grundlegen­
den Reform des Parteienstaats", nach 
"volkstreuen" Gewerkschaften und ei­

nem reinrassigen Großdeutschland. Es 
wurde betont, daß diese Ideologie er­
wächst aus der Herrschaft des Mono­
polkapitals, daß Rechtskonservatis­
mus und Neofaschismus nur zwei Vari­
anten derselben Grundposition sind 
und daß darin die eigentliche Gefahr 
liegt. In vier Untergruppen wurde die 
weitere Arbeit geplant. - (kaz)

CDU: "Tannenberg" dient 
Völkerverständigung 

Westberlin. Die CDU-Mehrheit in 
der Steglitzer Bezirksverordneten­
versammlung lehnte einen Antrag der 
Schulkonferenz (drittelparitätisch 
Lehrer, Eltern, Schüler) des Tannen­
berg-Gymnasiums auf Namensände­
rung der Schule ab. Der DGB-Landes- 
vorstand protestierte hiergegen öf­
fentlich: "Nach seiner (des DGB, d. 
Red.) Auffassung ist die Namensände­
rung der Schule überfällig ... Der 
Name Tannenberg ist Sinnbild für die 
Tradition des antidemokratischen Na­
tionalismus, der Kriegsverherrlichung 
und des Dranges der herrschenden 
Kreise nach Ausweitung der Grenzen 
im Osten ... Die Haltung der Konser­
vativen in Steglitz passe zu den Rede­
beiträgen des Bundeskanzlers und an­
derer Politiker aus den Reihen der 
CDU/CSU auf Veranstaltungen der 
Vertriebenenverbände." Der Vorsit­
zende der CDU-Fraktion im Abgeord­
netenhaus, Buwitt, warf hierauf den 
Lehrern der Schule und dem DGB "ein 
erschreckendes Maß an Geschichtslo- 
sigkeit" vor. Nach Ansicht von Buwitt 
trage der Schulname "besonders gut 
zur Völkerverständigung bei". Bei der 
"Schlacht von Tannenberg" 1914 trieb 
die deutsche Armee Tausende von rus­
sischen Soldaten in die Sümpfe. Der 
Schule wurde 1933 der Name "Tannen­
berg" von den Nazis gegeben, nach 
Kriegsende von den Alliierten verbo­
ten, und 1953 wieder unter der Hand 
von der Schulverwaltung einge­
führt. - (kla)
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Massenfestnahme Hamburg

"Noske, Zörgiebel, Lange — 

Personen wechseln, SPD bleibt SPD"

Hamburg. 25 Km vor Brokdorf 
stoppte am 7. Juni die schleswig-hol­
steinische Polizei den Hamburger 
Konvoi, der zur Kundgebung am KKW 
wollte. Ohne jeden rechtsstaatlichen 
Schnickschnack wurden die Demon­
stranten an der Spitze des Zuges aus 
den Autos gezerrt und zusammenge­
schlagen. Von der Brutalität dieses 
Überfalls zeugen viele Schlüsselbein­
brüche, verursacht durch Knüppel­
schläge, die von Helmen abglitten und 
nur deshalb keine Schädelbrüche hin­
terließen. Beim KKW selbst zerschlug 
die Polizei nach einer unverhüllten 
Provokation mit brutalstem Einsatz 
die friedliche Kundgebung. Wie schon 
in Wackersdorf machte die Reaktion 
deutlich, daß sie sich bezüglich des 
Kernenergieprogramms, das nach 
Tschernobyl kurzfristig unter schwe-

Hamburger Heiligengeistfeld: Vermummte Gewalttäter umzingeln Demonstra­
tion.

ren Druck zu geraten drohte, keine 
Schwachheiten erlauben werde.

Als am nächsten Tag in Hamburg 
gegen diesen nackten Terror demon­
striert werden sollte, schlug die Poli­
zei nicht minder hart zu. Mit buch­
stäblich mehreren hundert Metern 
Anlauf wurde die Demonstration an­
gegriffen. Nach einer wilden Knüppel­
orgie, die in der Umgebung bis in die 
Nacht andauerte, wurden mehrere 
hundert Menschen von der Polizei ein­
gekesselt und mußten teilweise bis zu 
13 Stunden ohne Versorgung stehen­
bleiben. Ein Großteil wurde vorbeu­
gend in eine Turnhalle verfrachtet, 
wobei Ausschreitungen und Schikanen 
der Polizei anhielten. Die Knüppel­
garde war so entfesselt, daß selbst der 
sonst eisenharte Korpsgeist der Poli­
zei nicht hielt. “Eine Provokation hat 
seitens der Demonstranten nicht vor­

gelegen, eine Warnung für den Schlag­
stockeinsatz erfolgte nicht ... Wir 
hoffen, daß sich entschiedener Wider­
stand auch in der Beamtenschaft regt, 
damit Herr Lange weiß, daß er nicht 
alles mit uns machen kann. Ansonsten 
wissen wir nicht, wie weit es noch bis 
zu einem zweiten Chile ist“, schrieben 
mehrere Polizisten anonym an die 
“taz" (11.6.). Ein Zufall, daß das Wo­
chenende ohne Toten abging, zumal 
Strauß mit seinem Gerede von Polizi­
sten in Notwehrsituation willigen Be­
amten praktisch Schießerlaubnis ge­
geben hatte.

Durch diese rücksichtslose Unter­
drückung hat der Hamburger SPD-Se­
nat gezeigt, daß er srch bei der be­
dingungslosen Durchsetzung seiner 
"Standort-Politik“ durch wahltakti­
sche Überlegungen hinsichtlich der

GAL nicht hindern läßt. Innensenator 
Lange hat schon dementiert, was noch 
gar keiner behauptet hatte: eine Gro­
ße Koalition werde in Hamburg nicht 
angepeilt. Dabei existiert in Hamburg 
schon längst eine faktische Große Ko­
alition für optimale Kapitalverwer­
tungsbedingungen. Der den Kapitali­
sten von Bürgermeister v. Dohnanyi 
zugesicherte “Standort Hamburg" ist 
ohne die KKWs in der Umgebung 
nichts wert. Zwar hat Hamburg den 
höchsten Anteil an Atomstrom und die 
für Kleinverbraucher höchsten Strom­
tarife in der BRD. Die kapitalisti­
schen Großabnehmer zahlen jedoch 
aufgrund ihrer Sondertarife nur einen 
Bruchteil. Die rechte Hamburger SPD 
will für den Fall des Verlustes der ab­
soluten Mehrheit bei den Bürger­
schaftswahlen im November einen 
SPD-Minderheitssenat für die CDU 

tolerierbar machen. Und bedingungs­
lose Knüppelei für Kapitalinteressen 
toleriert die CDU allemal.

Die entsprechende Propagandalinie 
stammt vom Hamburger Verfassungs­
schutz-Chef Lochte. Meinte er mit 
seiner Erfindung “legale RAF" zu­
nächst nur die Bewohner der besetz­
ten Häuser in der Hafenstraße, soll 
mittlerweile jeder dazugehören, der 
eine Polizeisperre nicht als Argument 
gegen seine Interessen ansieht. Da de­
ren Zahl wächst, wird sich auch die 
Anwendung der Mittel häufen, die der 
Staatsapparat gegen “Terroristen" an­
zuwenden pflegt, d.h. alle Mittel bis 
hin zur physischen Vernichtung. Da 
die Spaltung zwischen “friedlichen" 
und “gewalttätigen“ Demonstranten 
abnimmt, soll eben jeder mindestens 
mit dem Polizeiknüppel rechnen müs­
sen.

Die Überschrift zitiert ein Transpa­
rent, das auf der Demonstration von 
über 40000 Menschen nach der Mas­
sengeiselnahme in Hamburg getragen 
wurde. Es geht nicht darum, das 
Grundgesetz gegen Innensenator Lan­
ge zu verteidigen. Zu bekämpfen sind 
vielmehr Kapitalinteressen, für die 
Lange wie seine sozialdemokratischen 
Vorgänger Noske und Zörgiebel bereit 
ist, den Staatsapparat mit äußerster 
Härte einzusetzen. Wohlwissend, daß 
die SPD um Ersatz nicht verlegen sein 
wird, demonstrierten die 40000 auch 
für den sofortigen Abgang Langes. 
- (joj)

Ausländerpolitik
Demonstration gegen 

reaktionäre Ausländerpolitik

Elmshorn. Am 14.6. gingen ca. 500 
Leute wegen der ausländerfeindlichen 
Übergriffe und der ausländerfeindli­
chen Politik im Kreis Pinneberg auf 
die Straße. Aufgerufen hatten die 
Volksfront, die VVN/BdA, DKP, die 
Grünen, GEW, DGB-Jugend, SDAJ, 
Jusos, DIDF, FIDEF, BWK. In dem 
Aufruf wurde der Zusammenhang zwi­
schen Übergriffen von Neofaschisten 
und ausländerfeindlichen Schlägern, 
die sich in Elmshorn und Pinneberg er­
eigneten und der ausländerfeindli­
chen und rassistischen Kampagne, die 
die Reaktion im Kreis Pinneberg ins­
besondere über die Asylpolitik veran­
staltet, dargestellt. In den ab­
schließenden Kundgebungsreden wur­
de deutlich, wofür diese Demonstrati­
on stand: Für die Entwicklung einer 
Bewegung, die den Kampf gegen die 
reaktionäre Ausländerpolitik mit der 
Hauptforderung nach der rechtlichen 
und politischen Gleichstellung der 
Einwanderer führt. DGB-Vorsitzender 
E. Sommer forderte in seiner Rede un­
ter anderem die Einführung des kom­
munalen Wahlrechts für Ausländer im 
Hinblick auf ihre völlige politische
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und rechtliche Gleichstellung. Er griff 
bei der Ausländerpolitik insbesondere 
die Interessen der Kapitalisten an und 
betonte, daß die BRD ein Einwande­
rungsland ist. Inwieweit sich die Ein­
wanderer selber noch mehr an dieser 
Bewegung beteiligen, hängt davon ab, 
inwieweit es gelingt, Erfolge gegen 
die Spaltung der deutschen und aus­
ländischen Arbeiterklasse in den Be­
trieben zu erzielen. Entgegen allen 
Wahlaussagen hat die SPD kein Inter­
esse, sich für die politischen und 
rechtlichen Belange der Ausländer 
einzusetzen. Keine Beteiligung an der 
Demonstration, stattdessen wird Ver­
ständigung mit den Berufsrassisten 
von der CDU gesucht: Den Rechts­
streit um das Sammellager will die 
SPD mit dem CDU-Landrat nicht 
mehr wie angekündigt bis zur letzten 
Instanz durchfechten. Als "Argument" 
für die "vorübergehende" Internierung 
von Asylsuchenden in das Sammella- 
ger nimmt die SPD jetzt deren mise­
rablen Wohnbedingungen (Obdachlo­
senasyle). So etwas erleichtert natür­
lich der Jungen Union, öffentlich die 
aufrufenden Organisationen davor zu 
warnen, der CDU rassistische Ambiti­
onen zu unterstellen. Aber nicht nur 
die Junge Union warnte: Neofaschi­
sten klebten den Kundgebungsplatz 
mit Aufklebern der Nationalistischen 
Front voll und zerstörten den Schau­
kasten, in dem der Arbeitskreis Aus­
länderpolitik Informationsmaterial 
ausgestellt hatte. - (arr)

Boehringer Mannheim
Neues Schichtmodell 

in Kraft

Mannheim. Im April hat der Be­
triebsrat der "versetzten Arbeitszeit" 
zugestimmt. Er hat damit einem 
zweiten Einigungsstellentermin vor­
gegriffen, von dem anzunehmen war, 
daß das neue Schichtmodell durch­
kommt (s. Politische Berichte 9/86). 
Die Boehringer-Kapitalisten haben 
damit ein für sie wichtiges Ziel durch­
gesetzt: Die tägliche Anlagennut­
zungszeit wird ausgedehnt. Die 
Tränk- und Beschichtungsanlage 
(TBA), auf der die Teststreifen ent­
wickelt und hergestellt werden, kann 
jetzt von 6.15 Uhr bis 20.00 Uhr ge­
fahren werden (1. Gruppe von 6.15- 
15.15 Uhr, 2. Gruppe von n.00-20.00 
Uhr). Raubach von der Personalabtei­
lung lobte die Vereinbarung in der 
Hauspostille BMZ als "eine interes­
sante Variante zum Thema ’Flexibili- 
sierung der Arbeitszeit’". Dafür wa­
ren die Kapitalisten bereit, für jede 
"versetzt" gearbeitete Woche vier 
Stunden Freizeitausgleich oder 50.- 
DM rauszurücken. Weil das kein Pap­
penstiel ist, haben auch viele Kollegen 
erklärt, daß sie dann "versetzt" arbei­
ten würden. Dennoch konnten die 

Boehringer-Kapitalisten bis heute 
noch keine einzige Schicht mit ver­
setzter Arbeitszeit durchziehen.

Ein Teil der von der Erfahrung her 
wichtigen Arbeiter an der TBA will 
nicht versetzt arbeiten und beruft 
sich auf den Passus der Betriebsver­
einbarung: "vorwiegend Freiwillige 
sind heranzuziehen", "bei Streitigkei­
ten ist der Betriebsrat einzuschal­
ten". Auf der Betriebsversammlung 
am 19.6.86 berichtete ein Vertrauens­
mann der Abteilung: Der Abteilungs­
leiter, der gleichzeitig Betriebsrat ist 
(Verband angestellter Akademiker, 
VAA), versucht mit Drohungen, die 
Personalabteilung einzuschalten, und 
Versprechungen, die übertariflichen 
Zulagen zu erhöhen, die Kollegen zu 
spalten und die Freiwilligkeit zu er­
zwingen.

Für die Boehringer-Kapitalisten soll 
die Vereinbarung Signalwirkung ha­
ben. Sie haben auch schon mit einem 
zweiten Antrag in einer neuen Abtei­
lung nachgesetzt. Dort soll ein "be­
fristeter Großauftrag" die Begrün­
dung für versetzte Arbeitszeit herge­
ben. Würde die jetzige Betriebsver­
einbarung "Schule machen", so wären 
auch schwerwiegende^Spaltungslinien 
festgelegt und den Kapitalisten enor­
me Flexibilisierungsmöglichkeiten 
gegeben. Denn die Betriebsvereinba­
rung sieht auch vor: "Neueinstellun­
gen sind primär an der Teilnahme zur 
versetzten Arbeitszeit zu verpflich­
ten." Für die Vergütung in Freizeit 
gilt: "Der Zeitpunkt der Inanspruch­
nahme ist mit dem zuständigen Vorge­
setzten abzustimmen. Dabei haben 
betriebliche Belange Vorrang." Ein­
mal "freiwillig" bereit, versetzt zu ar­
beiten, entscheidet die Firma, wann 
der Betroffene den Zeitausgleich be­
kommt. Solange Betriebsvereinbarun­
gen noch nicht schlechter sein dürfen 
als Tarifverträge (was Blüm & Co ja 
ändern wollen), gilt noch die Aus­
schlußfrist des Manteltarifvertrags 
der Chemischen Industrie: d.h. Zeit­
ausgleich spätestens nach drei Mona­
ten. Damit läßt sich aber ganz schön 
flexibilisieren. — (itt)

Landtag
Viele Überstunden, aber 
keine Stelle mehr dafür

Heidelberg. Anläßlich einer Anfra­
ge der SPD-Fraktion im Landtag von 
Baden-Württemberg erklärte das Wis­
senschaftsministerium, daß an den 
neun Universitäten und vier Universi­
tätskliniken zwar eine beträchtliche 
Anzahl an Überstunden abgeleistet 
wird, aber "Zusätzlich eingestelltes 
Personal wäre durch die Wahrneh­
mung der bei den Überstunden anfal­
lenden Aufgaben bei weitem nicht 
ausgelastet", heißt es weiter in der 

Stellungnahme zur Mehrarbeit.
1985 wurden an den Universitäten 

(Stichtag 30. November) folgende 
Überstunden vergütet: Universitäten 
Hohenheim und Stuttgart 23736 und 
17000. Ander Mannheimer Uni waren 
es 1567, in Ulm 1530, Konstanz 744 
und Freiburg 960. Von Heidelberg, Tü­
bingen und Karlsruhe liegen keine An­
gaben vor, da dort keine Überstunden 
aufgelistet werden. Die bekanntge­
wordenen Überstunden schlagen sich 
im Haushalt mit 1,5 Millionen DM nie­
der.

Die Zahl der bezahlten Überstunden 
im ärztlichen Dienst der Universitäts­

kliniken erreichte schon 1983 eine Ge­
samthöhe von 248000 Stunden (Frei­
bürg 54000, Heidelberg 40000, Tübin­
gen 120000, Ulm 34000). Im Jahr 1984 
hat sich die Zahl auf 271000 Mehrar­
beitsstunden erhöht. Die entsprechen­
den Zahlen für die Pflege-, Funktions­
und sonstigen Dienste liegen 1984 bei 
113 000 Überstunden (Freiburg 24000, 
Heidelberg 20000, Tübingen 48000, 
Ulm 21000).
_ Wohlgemerkt sind die angegebenen 
Überstunden nur solche, die vergütet 
werden. Es kann ohne Übertreibung 
angenommen werden, daß die tatsäch­
liche Zahl der Mehrarbeitsstunden 
zwei- bis dreimal so hoch liegt. Die 
Überstunden, die durch Freizeitaus­
gleich und einen Abschlag abgegolten 
werden, sind nicht in der Aufzählung 
enthalten. Die Überprüfung der Über­
stunden an den Unikliniken Heidelberg 
durch den Personalrat deckte jetzt 
auf, daß die Überstunden im Pflegebe­
reich seit Jahren nicht mehr tarifge­
recht bezahlt werden. Der Überstun­
denzuschlag von 25 Prozent des Brut­
tostundenlohns wurde nie ausgezahlt. 
Wenn jetzt alle, betroffenen Beschäf­
tigten ihre Überstundenbezahlung 
rückwirkend fordern, ist damit zu 
rechnen, daß der Haushalt platzt. Der 
Personalrat strebt eine Vereinbarung 
an, die z.B. regelt, daß beim Abfeiern 
von Überstunden ein "Erholungswert" 
garantiert sein muß. -(irs)
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WAÄ Wackersdorf

Nötig nach Tschernobyl: Kritik des 

imperialistischen Energieprogramms

Regensburg. Zum Widerstand ge­
gen die Wiederaufarbeitungsanlage in 
Wackersdorf hatten wir in den Politi­
schen Berichten 19/85 festgestellt, 
daß er stark von konservativen Kräf­
ten getragen wird und daß es in dieser 
Lage nötig sei, die Widersprüche zwi­
schen dem Widerstand und der CSU- 
Regierung zu verschärfen, um im 
Kampf gegen die WAA weiter zu kom­
men.

Seit Herbst !8 5 hat sich einiges ge­
ändert. Die bayerische Staatsregie­
rung wurde durch die Hartnäckigkeit 
des Widerstandes gegen die WAA 
überrascht. Trotz Forderungen aus 
der CSU nach einer "Denkpause" zeigt 
sich der Parteivorstand aber unbeein­
druckt und tritt für eine härtere Linie 

Devise der Bürgerinitiativen: Präsenz am Bauzaun, aber auch mehr politische 
Informationsarbeit in ganz Bayern.

ein.
Nach dem Kernunfall in Tscher­

nobyl stand die CSU anfangs unter 
Rechtfertigungszwang. Jetzt nimmt 
sie den Reaktorunfall zum Anlaß für 
eine erneute ideologische Offensive 
für das gesamte imperialistische 
Energieprogramm. Chauvinistisch und 
sozialdemagogisch umriß Strauß den 
Kurs: 1. Gefordert ist eine "weltweite 
Lösung" auf der Basis, daß westliche 
"Technik der sowjetischen überlegen 
ist". "Wenn wir den Ausstieg planen 
..., so würde die UdSSR kein einziges 
Kraftwerk abschalten." 2. "Ein Ver­
zicht auf die Kernenergie“ ist unmög­
lich. “Wer unsere Energiepolitik be­
kämpft, der bekämpft auch unsere so­
ziale Sicherheit." 3. “Es gibt keinen 
geschlossenen Kreis der Entsorgung 
ohne Wiederaufarbeitungsanlage.“ 
Verbunden ist diese Offensive mit ei­
ner Hetze gegen die "Feinde des 

Rechtsstaates“ in der Absicht, den 
konservativ motivierten Widerstand 
wieder an die CSU zu binden. Die 
Überlagerung der WAA-Diskussion 
durch die Ereignisse in Tschernobyl 
hat die Aufgaben der Opposition nicht 
erleichtert.

Seit dem CS-Gaseinsatz an Ostern 
und nach Tschernobyl wird die Forde­
rung “Keine WAA" von immer mehr 
Kräften getragen (inzwischen hat sich 
auch der DBG-Landesvorstand gegen 
die WAA ausgesprochen). Neue Bür­
gerinitiativen (Bis) wurden gegründet, 
die Mitgliederzahl steigt. Die Bürger­
initiativen haben sich kaum, jeden­
falls nicht schriftlich, zu Tschernobyl 
geäußert. Ausdrücklich abgrenzende 
oder hetzende Positionen gegen die

Sowjetunion sind im untersuchten Ma­
terial nicht aufgetaucht, auch keine, 
die ein schärferes Eingreifen des 
Staates zum Ziel hatten.

Bei den Forderungen der Bis sind 
Schwerpunkte erkennbar: Forderun­
gen gegen die Kriminalisierung der 
WAA-Gegner, gegen die Polizeimaß­
nahmen, für den sofortigen Rücktritt 
des verantwortlichen Innenministers 
Hillermeier, Forderungen nach wahr­
heitsgetreuer Berichterstattung in 
der Presse und — allerdings nicht un­
gebrochen — Forderungen für den so­
fortigen Stopp aller Atomanlagen. 
Landwirte aus Kölbdorf fordern ihre 
Kollegen in der Umgebung auf, die 
Bundeswehr bei ihren Manövern nicht 
mehr mit Essen und Unterbringung zu 
unterstützen. Auch der Kampf gegen 
die Atomindustrie wird von Teilen der 
Bis geführt (Demonstration gegen Sie­
mens, KWU und WAA in Erlangen Mit­

te Mai).
Die Aktivitäten der Bis sind vielfäl­

tig unter dem Motto, jeder solle die 
Form von Widerstand wählen, die er 
vor sich verantworten kann. Die sonn­
täglichen Gottesdienste am Baugelän­
de haben eine relativ starke Bedeu­
tung. Sie geben vielen der mehr kon­
servativ motivierten WAA-Gegner 
Rückhalt. Die Pfarrer, die diese Got­
tesdienste durchführen, und Gliede­
rungen der Kirche, die sich gegen die 
WAA aussprechen, werden zur Zeit 
immer mehr unter Druck gesetzt 
durch offizielle Rügen von Strauß. 
Den vielfältigen Versuchen, sie in 
"Gewalttätige" und "Gewaltlose" zu 
spalten, sind die Bis bisher in ihren 
Stellungnahmen immer erfolgreich 
entgegengetreten.

Ein wichtiger Punkt in der aktuellen 
Auseinandersetzung sind die Wahlen, 
zu denen die Bürgerinitiativen ihre In­
formationsarbeit ausdehnen wollen 
und sich zum Ziel gesetzt haben, der 
CSU Stimmenverluste zuzufügen. Die 
SPD wird dabei als Wahlalternative 
gesehen und gilt -obwohl sie wesent­
liche Teile des imperialistischen 
Kernenergieprogramms trägt — als 
WAA-Gegner, weil die Kritik dieses 
Programms in den Bürgerinitiativen 
nicht entwickelt ist. Die GRÜNEN ar­
beiten in den Bis auch auf die Wahl hin 
und unterstützen die Aktion Volksent­
scheid. Die Bürgerinitiativen wün­
schen, daß sich die “Anti-WAA-Par- 
teien" im Wahlkampf nicht gegensei­
tigdiffamieren, um die Zusammenar­
beit im Widerstand nicht zu erschwe­
ren. Die “Liste freies Wackerland" ist 
Ausdruck dieser Bestrebungen. Ver­
trauen darauf, daß bei einer Wahlnie­
derlage der CSU die WAA verhindert 
werden könnte, ist in den Bürgerin­
itiativen aber nicht verbreitet.

Unter den revolutionären Kräften 
gibt es verschiedene Vorstellungen 
über die Schwerpunkte der Arbeit. 
Unterscheiden kann man dabei drei 
Strömungen: a) Kritik am Zusammen­
hang WAA und Atombombe, verbun­
den mit einer Kritik der Polizeimaß­
nahmen (DKP, Arbeiterbund, Anti- 
Strauß-Komitee): b) Kritik am Staat 
und den Illusionen über Wahlen (Anti- 
Nato-Initiative, MG); c) Präsenz am 
Bauzaun und grundsätzliche Kritik am 
System (Autonome).

Zusammengefaßt: Die Widersprü­
che zur Regierung haben sich ver­
schärft — auch im konservativen La­
ger —, bisher aber nur auf der Ebene 
der “Demokratie" und der Polizeiein­
sätze. Die Kritik am imperialistischen 
Kernenergieprogramm ist weiterent­
wickelt worden an dem Punkt "Stopp 
aller Atomanlagen", sie ist aber im­
mer noch wenig verbreitet, so daß der 
ideologischen Offensive der bayeri­
schen Staatsregierung gerade für die­
ses Programm wenig entgegengesetzt 
werden kann. Das wäre unserer Mei­
nung nach aber eine wichtige Aufga­
be. - (ola, uth)
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Karstadt
Per Einigungsstelle 

Arbeit auf Abruf verhindert

Hannover. Arbeit auf Abruf ist nach 
Paragraph 4 des Beschäftigungsför­
derungsgesetzes zulässig.

Der Kaufhauskonzern Horten hatte 
für seine Teilzeitbeschäftigten neue 
Arbeitsverträge eingeführt, in denen 
sie zu Arbeit auf Abruf verpflichtet 
werden. Es heißt darin: "Arbeits­
einsatz sowie Lage und Dauer der 
Arbeitszeit erfolgen entsprechend 
dem Arbeitsanfall." Der Horten- 
Betriebsrat klagte, bekam in erster 
Instanz recht, die Horten-Geschäfts- 
leitung zog vor das niedersächsische 
Landesarbeitsgericht und gewann. 
Das Mitbestimmungsrecht des Be­
triebsrates beziehe sich nur auf die 
Betriebszeit, nicht aber auf die 
Frage, wie diese Zeit durch indivi­
duelle Arbeitszeiten ausgefüllt wer­
de, war die Begründung. Bei Peek & 
Cloppenburg gibt es bereits Arbeit auf 
Abruf: ein bis zwei Tage vor Einsatz 
kommt der Telefonanruf, die monat­
lichen Arbeitszeiten liegen zwischen 
o und 170 Stunden, wird man einmal 
nicht erreicht, kann man damit rech­
nen, sechs Wochen ohne Arbeit zu 
sein.

Im Gegensatz zu Horten und Peek & 
Cloppenburg ist es bei Karstadt dem 
Betriebsrat und der HBV gelungen, per 
Einigungsstelle eine Betriebsverein­
barung zur Teilzeitarbeit durchzuset­
zen, die Arbeit auf Abruf verhindert. 
Im Gegensatz zum Spruch des Landes­
arbeitsgerichtes heißt es in den Para­
graphen 6 und 7:

"Eine vorübergehende Veränderung 
der vertraglich festgelegten Arbeits­
zeit oder Veränderung der Arbeitsta­
ge unterliegt dem Mitbestimmungs­
recht des Betriebsrates. ... Eine Zu­
stimmung des Betriebsrates zur Ver- 
schiebung/Verlegung der Arbeitszeit 
bedarf es nicht, a) wenn diese auf per­
sönlichen Wünschen des Mitarbeiters 
bzw. der Mitarbeiterin beruht oder b) 
in begründeten Ausnahmefällen (kurz­
fristige Erkrankungen von Mitarbei- 
ter/innen bzw. sonstiger vorüberge­
hender Personalbedarf) ... Eine dau­
erhafte Abweichung von vorstehenden 
Regelungen (bei Dauer oder Lage der 
Arbeitszeit) bedarf der Zustimmung 
des Betriebsrates nach § 87, Abs. 1, 
BetrVG."

Arbeitsverträge, die Arbeit auf Ab­
ruf beinhalten, sind damit generell un­
möglich. Die Betriebsvereinbarung 
legt weiter fest, daß die wöchentliche 
Arbeitszeit für Teilzeitbeschäftigte 
regelmäßig auf höchstens fünf Tage 
pro Woche verteilt werden darf und 
daß die tägliche Arbeitszeit 3,5 Stun­
den nicht unterschreiten darf. Für 
Verkäuferinnen sind zwei Schichten 
festgelegt, innerhalb derer ihre Ar­
beitszeit, sofern sie kürzer als die be­

triebsübliche ist, zu liegen hat: zwi­
schen 8.55 und 15.00 Uhr oder zwi­
schen 11.00 und 18.30 Uhr. Damit ist 
arbeitsvertraglich Mindestarbeits­
zeit, Lage und Dauer der Arbeitszeit 
festgelegt. Weiterhin mußte sich die 
Geschäftsleitung in der Betriebsver­
einbarung verpflichten, "die Klauseln 
über anderweitige Arbeitseinsatz­
möglichkeiten, die anläßlich der Ar­
beitszeitverkürzung per 1.1.86 in 
einige individuelle Arbeitszeitverein­
barungen eingefügt worden sind, er­
satzlos zu streichen, da sie im Wider­
spruch zu dieser Betriebsvereinbarung 
stehen." Wenn das Beispiel Horten je­
doch Schule macht, wird diese Be­
triebsvereinbarung kaum haltbar 
sein. — (rec)

Berufsverbote
Prozeß gegen
Kieler Lehrer

Kiel. Seit 1982 versucht das schles­
wig-holsteinische Kultusministerium, 
den Kieler Studienrat z.A. Thomas 
Bürger wegen angeblicher Mitglied­
schaft in der DKP aus dem Schuldienst 
zu entlassen. Am 4.6.86 ersetzte das 
Verwaltungsgericht Schleswig die zur 
Entlassung erforderliche Zustimmung 
des Schulpersonalrats durch Richter­
spruch. Bürger hat Widerspruch vor 
dem Oberverwaltungsgericht in Lüne­
burg angekündigt.

Der "Fall Bürger" ist gegenwärtig 
das letzte schwebende Berufsverbots­
verfahren in Schleswig-Holstein, min­
destens 50 Berufsverbote wurden seit 
1972 verhängt.

1982 sollte Bürger nach drei Jahren 
Schuldienst verbeamtet werden. Das 
Kultusministerium fragte, der Verfas­
sungsschutz antwortete: "Nach hier 
vorliegenden Erkenntnissen muß da­
von ausgegangen werden, daß Bürger 
seit dem Herbst 1978 Mitglied der 
DKP ist." Auf die Ankündigung der 
Entlassung zum 30.6.83 folgten Prote­
ste von Eltern, Lehrern, Schülern, 

Personalrat, GEW, Landtagsfraktion 
der SPD. Im ersten Durchgang stol­
perte das Kultusministerium über ei­
nen Formfehler: Es hatte "vergessen", 
den Personalrat einzuschalten. Rück­
nahme der Entlassungsverfügung, 
neue Entlassungsankündigung, Be­
nachrichtigung des Personalrats. Die­
ser lehnte die Kündigung ab, die Grün­
de seien zu "dürftig". Anrufung des 
Schleswiger Verwaltungsgerichts, die 
Zustimmung des Personalrats durch 
Gerichtsbeschluß zu ersetzen. Schles­
wig lehnte ab, das Kultusministerium 
ging zum OVG in Lüneburg. Dort ent­
schieden die Richter andersherum: 
Entlassung möglich, zurück nach 
Schleswig. Die Schleswiger Richter 
haben nun begriffen und beschlossen. 
Die Zustimmung des Personalrats sei 
nicht nötig. Eine Fortsetzung des Be­
schäftigungsverhältnisses sei dem Mi­
nisterium nicht zuzumuten. Bürger 
sei "den von ihm zu erbringenden Be­
weis seiner Eignung schuldig geblie­
ben". Zweifel an der fachlichen Eig­
nung wurden von niemandem, nicht 
einmal aus dem Ministerium geäu­
ßert. Bürger selbst erklärte mehr­
fach, daß er für die Grundwerte des 
Grundgesetzes eintritt. Er weigert 
sich aber beharrlich, die Frage nach 
einer Mitgliedschaft in der DKP zu 
beantworten und sich von der DKP zu 
distanzieren. Das reicht dem Ministe­
rium, um an der Kündigung festzuhal­
ten: "Die politische Treuepflicht eines 
Beamten fordert es nach der Recht­
sprechung des Bundesverfassungsge­
richts, daß er sich eindeutig von Grup­
pen und Bestrebungen distanziert, die 
diesen Staat, seine verfassungsmäßi­
gen Organe und die geltende Verfas­
sungsordnung angreifen, bekämpfen 
und diffamieren." (Kultusministe­
rium, 30.8.82)

Bei allen bisherigen — und sicher 
auch bei noch folgenden — Prozeßter­
minen wurde Bürger von einer breiten 
Öffentlichkeit unterstützt. (Broschü­
ren u. Kieler Nachrichten v. 4.6. und 
20.6.86) — (pem)

Aus "Dokumentation der Kieler Bür­
gerinitiative gegen Berufsverbote"
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Kommunalpolitisches Forum

Zusammenarbeit der kommunalen Opposition:
Ansprüche werden gestellt

Mannheim. Am Samstag, den 21. Juni, führte das Kom­
munalpolitische Forum auf dem Paradeplatz den "1. Mann­
heimer Markt der Möglichkeiten” durch. Die Veranstaltung 
diente der Propagierung eines "Alternativen Stadtquali- 
tätsprogrammes". Konkreter Anlaß für die Aktion war die 
Absicht der Stadtverwaltung, auf dem zentral gelegenen 
Quadrat N 1 mit Unterstützung des "Stadtqualitätspro­
gramms" der Landesregierung einen Prunkbau für 120 Mio. 
DM zu errichten (vergl. Pol. Ber. 01/86). Dagegen gibt es 

eine vielfältige Opposition in der Stadt. Der "Markt der 
Möglichkeiten" sollte diese Opposition zusammenfassen 
und solchen Forderungen Nachdruck verleihen, die auf eine 
tatsächliche Verbesserung der Stadtqualität für die Werk­
tätigen abzielen. An dem "Markt" beteiligten sich neben 
GRÜNEN, DKP, SDAJ und BWK elf Gruppen und Initiati­
ven wie z.B. Stadtelternbeirat städtischer Kindergärten, 
GBG-Mieterinitiative, Mieterverein, Arbeitsloseninitiati­
ve im DGB, Initiative gegen den Panzerwald etc.

Das Zustandekommen des "Marktes 
der Möglichkeiten" ist als Erfolg zu 
werten für die kontinuierliche Arbeit 
des Kommunalpolitischen Forums, das 
nun seit gut eineinhalb Jahren exi­
stiert. In seiner Gründungserklärung 
heißt es: "Ziel des Kommunalpoliti­
schen Forums ist es, Gegenöffentlich­
keit zu schaffen gegen die an den In­
teressen von Industrie und Großban­
ken orientierte Große Koalition der 
etablierten Parteien im Mannheimer 
Gemeinderat und die Entwicklung von 
Ansatzpunkten für eine alternative 
eigenständige Kommunalpolitik." Der 
"Markt der Möglichkeiten" und die 
Herausgabe der Broschüre "Alternati­
ves Stadtqualitätsprogramm" (s. Ka­
sten) waren bestimmt nützliche 
Schritte in diese Richtung.

Die Kooperation der 
Oppos i t ion wird 

immer dringender 
Daß eine Verbesserung der Zusam­
menarbeit zwischen den verschiede­
nen Strömungen und Gruppierungen 
der politischen Opposition auf kom­
munaler Ebene dringend erforderlich 
ist, machen die immer schärfer her­
vortretenden Folgen der Haushalts- 
konsolidierungspolitik deutlich, die 
von einer überwältigenden Mehrheit 
aus SPD, CDU und Mannheimer Liste 
(ML) im Gemeinderat abgedeckt wird. 
Durch die Personalkürzungen sind in 
den Ämtern mit Publikumsverkehr, im 
städtischen Klinikum, in den Kinder­
gärten Zustände erreicht, die selbst 
die Verwaltungsspitze dazu veranlas­
sen, da und dort mit einem "Sofortpro­
gramm" die schlimmsten Löcher zu 
stopfen — um sie an anderer Stelle 
umso stärker aufzureißen. Auch die 
Kürzungen bei den Sachausgaben hin­
terlassen immer deutlichere Spuren: 
Die städtischen Einrichtungen begin­
nen zu verrotten. Die Lebensverhält­
nisse für die Werktätigen verschlech­
tern sich in der Stadt zusehends.

Um diese Politik ungehindert fort­
setzen zu können, versucht sich nun 
auch OB Widder (SPD) in der Entrech­
tung der Gemeinderatsopposition. Auf 
der letzten Gemeinderatssitzung 
drohte er, künftig nur noch Anträge 
zuzulassen, die die Unterstützung von 
mindestens zwölf Gemeinderatsmit­

gliedern haben. Die einzig konsequen­
ten Oppositionellen in dem Gremium 
(Grüne und DKP) halten aber zusam­
men nur sechs Sitze; ein paar nicht 
ganz konforme SPD’ler verstärken 
dies Lager im besten (aber seltenen)

Fall um drei bis vier Stimmen.
Das "Forum" weist noch 

Lücken auf
Wesentlich für die Bedeutung des 
Kommunalpolitischen Forums und für 
das Gelingen der Aktion "Markt der 
Möglichkeiten" (der "Mannheimer 
Morgen" konnte sie immerhin nicht 
verschweigen) ist sicherlich, daß hier­
in DKP und GRÜNE eine Form gefun­
den haben, in der sie Zusammenarbei­
ten können und in der die Abgrenzung 
von revolutionären Sozialisten kein 
Thema ist. Für die GRÜNEN ist dabei 
nach eigenem Bekunden wichtig, daß 
zahlreiche Initiativen das Bündnis po­
sitiv werten und teilweise auch aktiv 
mitarbeiten. Die wenigen oppositio­
nellen SPD-Gemeinderäte und ihre 
traditionell widerspenstigen Stadt­
teilgruppen haben sich jedoch zur Mit­
arbeit noch nicht herbeilassen kön­
nen, obwohl sie z.B. die geplante N 1- 
Wiederbebauung mit einer Reihe der 
Gegenvorschläge kritisieren, wie sie 

auch vom Kommunalpolitischen Fo­
rum vertreten werden.

Noch mißlicher ist, daß bisher auch 
keine gewerkschaftlichen Gliederun­
gen einbezogen werden konnten. Im­
merhin schaltet sich die ÖTV in letz­

ter Zeit vermehrt in die kommunalpo­
litische Auseinandersetzung ein - die 
Zustände im Kindergarten- und Kli­
nikbereich sind zu kraß geworden. 
Leider ist es auch noch nicht gelun­
gen, Ausländer-Organisationen für die 
Mitarbeit zu gewinnen.

Die bisherige Arbeit 
des "Forums"

Seit seiner Gründung im November 
1984 (vergl. Pol. Berichte 3/85) arbei­
tet das Kommunalpolitische Forum in 
Arbeitsgruppen und trifft sich ca. alle 
sechs Wochen im Plenum zur weiteren 
Planung der Arbeit.

Die Arbeitsgruppen haben jeweils 
das Ziel, ein bestimmtes kommunal­
politisches Thema für eine Veranstal­
tung vorzubereiten. Die Ergebnisse 
wurden meist in Materialmappen fest­
gehalten. So liegen jetzt z.B. Materia­
lien vor zur Situation des Sozialen 
Wohnungsbaus in Mannheim, zum 
Müllentsorgungskonzept der Stadt,
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zur kommunalen Energieversorgung 
und zum Zivilschutz als Kriegsvorbe­
reitung.

Auf der Veranstaltung zu letzterem 
Thema gelang es erstmals, Gemein­
samkeiten in einer Resolution festzu­
halten: Die Versammelten forderten 
OB und Gemeinderat auf, die Stadt 
nicht an Zivilschutzmaßnahmen zu 
beteiligen. Die Resolution war ein 
wichtiger Schritt, das "Forum" nicht 
nur als Diskussionsplattform zu nut­
zen, sondern gemeinsame Ansichten 
auch gemeinsam festzuhalten.

Für 1986 hatte das Plenum Konzen­
tration auf zwei Themen beschlossen:. 
"N i-Bebauung = beschleunigter So­
zialabbau in Mannheim" und "Indu­
striestandort Mannheim — Wirt­
schaftsförderung".
Die Kritik an der Ni-Be- 
bauung erfordert Kritik 
an den Grundsätzen der 
bürgerlichen Kommunal­

politik
Es ist für die Entfaltung der kommu­
nalpolitischen Opposition ein günsti­

ger Umstand, daß sich viele Kräfte in 
der Ablehnung der hochfliegenden 
Pläne zur Bebauung des zentralen 
Stadtquadrates treffen. Sie greifen 
die Diskrepanz an zwischen der offen­
sichtlichen Nutzlosigkeit des Bauvor­
habens für die Bevölkerung-und dem 
teilweise schon jahrelang angemelde­
ten Bedarf an sozialen Einrichtungen 
in den Wohngebieten.

Tatsächlich würde der geplante Bau 
ausschließlich den Ansprüchen der 
Bourgeoisie in der Stadt dienen: Sie 
fordert den Ausbau der "City" zu ei­
nem regionalen "Einkaufs- und Er­
lebniszentrum"; N i soll da neue. Ak­
zente setzen. Es geht ihnen wesent­
lich um die Konkurrenz hinsichtlich 
der Kaufkraftströme in der Region.

Die 120-Millionen-Planung liegt auf 
der politischen Linie, die OB Widder 
bei seiner letzten Haushaltsrede ver­
kündete: "Die Stadt muß die Fähigkeit 
zurückgewinnen, notwendige Investi­
tionen in angemessenem Umfange aus 
laufenden Einnahmen zu finanzieren. 
Dabei muß ... gefragt werden, wo die 
Grenzen zwischen tatsächlichen Inve­

stitionen und falsch deklariertem 
Konsum liegen." Die o.a.Broschüre 
des Kommunalpolitischen Forums 
stellt dazu fest: "Zweifellos: N 1 ist 
eine tatsächliche Investition’. Neue 
Kindergärten sind nur ’falsch dekla­
rierter Konsum’, denn sie tragen nicht 
’zur Erzielung von Einkommen/Ge- 
winnen bei’, sondern gehen in die Le­
benshaltung der arbeitenden Bevöl­
kerung ein."

Die Stärke der Opposition gegen die 
N i-Bebauung kommt aus dem Behar­
ren auf den Ansprüchen der Werktäti­
gen an die Kommune, die diesen Bour­
geois-Ansprüchen direkt entgegenste­
hen. Die gewonnene relative Einheit 
der kommunalen Opposition in dieser 
grundlegenden Frage wird sich bei den 
im Herbst anstehenden Auseinander­
setzungen um den nächsten Doppel­
haushalt der Stadt zu bewähren haben. 
Das alternative Investitionsprogramm 
ist ein guter Ansatz. Warum sollte es 
nicht zu ähnlicher Übereinstimmung 
in bezug auf den Verwaltungshaushalt 
kommen? - (tht)

"Alternatives Stadt­
qualitätsprogramm"

Im folgenden zitieren wir auszugs­
weise aus der gleichnamigen, vom 
Kommunalpolitischen Forum er­
stellten Broschüre:
Vorwort
Wir verstehen dieses Programm als 
einen wichtigen Schritt zu einer ver­
stärkten kommunalpolitischen Zu­
sammenarbeit aller oppositioneller 
und alternativer Kräfte in Mannheim 
... Wir wünschen uns, daß es insbe­
sondere für Initiativen von Betroffe­
nen Anregungen liefert, das KOM­
MUNALPOLITISCHE FORUM ver­
stärkt zu unterstützen, und zwar vor 
allem bei der Überarbeitung, Wei­
terentwicklung und Zusammen­
führung der aufgestellten Forderun­
gen.

Eben darin sehen wir unsere 
Hauptaufgabe, denn schon beim 
nächsten Doppelhaushalt wird bei 
Realisierung des N i-Projektes des­
sen "Nachfinanzierung" noch mehr 
Einsparungen im sog. konsumtiven - 
sprich sozialen — Bereich bringen, 
wenn wir unsere gemeinsamen Al­
ternativen nicht laut und vernehm­
lich vortragen!!!
Wohnungsbau
Für den Bau neuer Mietwohnungen, 
für die Sanierung von Gebäuden, für 
Instandhaltungsmaßnahmen und Mo­
dernisierungen von Wohnungen be­
dürfte es in Mannheim Millionen von 
Mark, um nur die notwendigsten Ar­
beiten durchzuführen, die für die 
Qualität der Mannheimer Wohnun­

gen nötig sind ...
Die Zahl der dringlichen Fälle Woh­

nungssuchender stieg von 1984 auf 
1985 erneut um 6% auf nunmehr 4919 
Fälle an; 75 % davon sind sogenannte 
minderverdienende Haushalte.
Städtische Kindertages­
stätten
Laut Kindergartenbedarfsplan fehlen 
in Mannheim 2400 Kindergartenplät­
ze • • •

Am schlechtesten ist die Situation 
der ausländischen Kinder ...

Deshalb fordern wir Eltern im 
Stadtelternbeirat der städtischen 
Kindertagesstätten in Mannheim 
Kindergartenplätze für alle Kinder 
/ nicht mehr als 15 Kinder pro Grup­
pe / zwei Fachkräfte pro Gruppe / 
Kindergärten zum Nulltarif / aus­

reichendes Angebot an Krippen- und 
Hortplätzen.

Dazu sind sofort 30 Millionen DM 
für Neueinrichtungen und Ausbau 
bereitzustellen.
Begegnungsstätten
... Wir fordern deshalb die Stadt 
auf, die bestehenden Initiativen in 
ihren ohnehin bescheidenen Forde­
rungen zu unterstützen und außer­
dem dafür zu sorgen, daß in jedem 
Stadtteil ein für die Bevölkerung ak­
zeptabler Treffpunkt besteht, der 
Jungen und Alten, Frauen und Män­
nern, Deutschen und Ausländern/ 
Ausländerinnen, Behinderten und 
Nichtbehinderten die Möglichkeit 
bietet, sich im wahrsten Sinne des 
Wortes zu begegnen, sich kennenzu­
lernen, sich auszutauschen, ihre 
Kreativität zu pflegen, zu diskutie­
ren und schlicht und einfach über den 
täglichen Alltag hinaus Dinge zu tun, 
die Spaß machen ...
Beispiel für Stadtteilkultur: 
VVN-Bund der Antifaschisten, 
Kreisvereinigung Mannheim: 10000 
DM für eine ständige Ausstellung 
über die Zwangsarbeiter/innen in 
Mannheim und die Situation der 
Häftlinge des KZ-Außenlagers 
Mannheim-Sandhofen. Standort: Gu­
stav-Wiederkehr-Schule, ersatzwei­
se ein Raum im zukünftigen Museum 
für Technik und Arbeit.*
Es werden außerdem Forderungen 
aufgestellt zu den Bereichen: Kin­
derspielplätze, Schulen, Verkehr, 
Luftverschmutzung, Müllverwer- 
tung/Fernwärme, Naherholung/Be- 
grünung/Entsiedelung.
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Konkurs bei 
Progamma 

Gerstetten. Der Autora­
diohersteller Progamma 
meldete am 2.6. "wegen 
mangelhafter Auftragslage" 
Konkurs an. Danach wurden 
der Betriebsrat informiert 
und die 60 Leute der Beleg­
schaft heimgeschickt. Vor 
einem halben Jahr hatten 
die meisten Arbeiter über 
sieben Wochen für die Aner­
kennung des Metalltarifver­
trages gestreikt. Für die 
Vertriebsgesellschaft Facon 
wurde kein Konkursantrag 
gestellt. Die IGM prüft, ob 
ein betrügerischer Konkurs 
vorliegt, da, wie im Streik, 
über Facon ungehindert alle 
Geschäfte abgewickelt wer­
den könnten. — (elr)

4,5 % bei Chemie — 
kein Erfolg !

Hannover. Bereits in der 
zweiten Verhandlungsrunde 
ließ sich die IG Chemie-Pa­
pier-Keramik für 660000 
Arbeiter, Angestellte und 
Auszubildende in der chemi­
schen Industrie auf einen 
Tarifabschluß von 4,5 % bei 
12 Monaten Laufzeit ein. 
Der neue Tarif tritt je nach 
Bezirk am 1.7., 1.8. oder 
1.9.86 in Kraft. Die Min­
destverdienstsicherung für 
Facharbeiter und Handwer­
ker in den beiden oberen 
Lohngruppen wird ab 1.1.87 
auf einen Betrag zwischen 

In Port-au-Prince, der Hauptstadt Haitis, streikten am 
10.6. 1986 die Belegschaften der Betriebe und die Busfah­
rer. Die meisten Schulen und Geschäfte blieben geschlos­
sen. Die Demontranten forderten den Rücktritt der Regie­
rungsmitglieder, die den Kurs des gestürzten Duvalier 
durchsetzen wollen. Am 26.4., dem Gedenktag für das von 
Duvalier verschuldete Massaker 1963, schossen Soldaten in 
die Menge von Demonstranten, die vor das Fort Dimanche, 
das Hauptquartier der Armee gezogen waren, und töteten 
mindestens elf von ihnen (s. Bild). Am Vortag hatten weite­
re Demonstrationen stattgefunden, darunter eine von Ar­
beitslosen und eine von entlassenen Frauen. - (anl)

In Mülheim/Ruhr streikte 
am 16.6.die Belegschaft des 
pharmazeutischen Großhan­
delsbetriebes Hageda für ei­
nen Tag (Bild). Die HBV for­
dert für die 260000 Be­
schäftigten des Großhandels 
in NRW eine Tariferhöhung 
von 6,5%, mindestens aber 
120 DM, Laufzeit zwölf Mo­
nate, 38,5-Stundenwoche 
verteilt auf fünf Tage. Die 
Kapitalisten bieten 3,8%, 
Laufzeit 24 Monate, die 
38,5-Stundenwoche bei bis 
zu zehn Stunden täglich und 
an sechs Tagen in der Wo­
che. Eine weitere Schlich­
tung ist am 1. Juli. - (gba) 

0,30 DM und 0,80 DM ange­
hoben, aber erst nach fünf 
bzw. 10 Jahren in der jewei­
ligen Gruppe. Damit wird 
nicht nur die Lohndifferenz 
zwischen der niedrigsten 
und der höchsten Lohngrup­
pe vergrößert, sondern auch 
innerhalb der Facharbeiter­
lohngruppen nochmals dif­
ferenziert. Die von den Ka­
pitalisten beabsichtigte ge­
ringere Anhebung der Aus­
bildungsvergütungen konnte 
die IG CPK verhindern. Ob­
wohl sie einen "Nachholbe­
darf" festgestellt hatte, 
wertet die IG CPK den Ab­
schluß als Erfolg. Bei 93,96 
DM mehr brutto in Lohn­
gruppe i (Niedersachsen - 
jetzt 12,48 DM) zu wenige 
Pfennige in Richtung 1980er 
Reallohnniveau ! — (mio)

Hoechst: Riesenprofit 
aus der Dritten Welt

Ein Viertel ihres Gesamt­
umsatzes erzielt Hoechst 
mit dem Bereich "Life 
Sciences", davon ein Viertel 
in der Dritten Welt (Medika­
mente, Pflanzenschutz, 
Impfstoffe). Hoechst be­
treibt in 27 Ländern der 
Dritten Welt 51 Firmen für 
Arznei- und Pflanzen­
schutzmittel; Brasilien liegt 
an 3. Stelle mit 5% am Welt­
umsatz (*85 37,1 Mrd. DM), 
Indien an 9. mit 1,9%. Vom 
Umsatz an Pflanzenschutz­
mitteln entfallen ca. 12% 
auf Entwicklungsländer und 
13% auf Schwellenländer. 
Hoechst setzt etwa 9% in 
Entwicklungsländern und 
22% in Schwellenländern 
um. -(mil)

Landesschlichter 
bei Sterkel 

Ravensburg. Beim seit 
dem 22.5. dauernden Streik 
von 46 Beschäftigten der 
Pinselfabrik Sterkel um die 
Anerkennung der Tarife für 
die Holzindustrie hatte die 
Gewerkschaft Holz und 
Kunststoff in Verhandlun­
gen am 12.6. mit dem Ge­
schäftsführer Lehr die An­
erkennung fast aller Forde­
rungen erreicht. Am 13.6. 
wurde bekannt, daß die Kon­
zernzentrale Coronet in 
Waldmichelbach bei Heidel­
berg nichts davon aner­
kennt, da Lehr keine Befug­
nisse habe. Vielmehr schick­
te die Zentrale 24 Streik­
brecher aus Waldmichel­
bach, droht mit dem Einsatz 
von "schwarzen Sheriffs" 
und mit der Stillegung der 
Produktion in Ravensburg. 
Am 16.6. demonstrierten 
hundert Leute, die Streiken­
den bekräftigten ihre For­

derungen. Seit dem 19.6. ist 
ein Landesschlichter am 
Werk, Staatssekretär Mühl­
beyer vom Arbeits- und So­
zialministerium. Er fordert, 
daß bei der zweiten Ver­
handlung am 23.6. Konzern­
chef Weihrauch teilnehmen 
muß. - (elr)

60 Mio. DM für BASF- 
Arbeiter in USA!

Ludwigshafen. Aus An­
laß der Hauptversammlung 
der BASF hat ein Vertreter 
der US-Chemie-Gewerk- 
schaft OCAW sein Kommen 
angekündigt. In dieser Ge­
werkschaft sind die seit 2 
Jahren ausgesperrten Ar­
beiter des BASF-Werkes 
Geismar/Louisiana organi­
siert. Auf der Hauptver­
sammlung soll der Konzern 
aufgefordert werden, 60 
Mio. DM an die Ausgesperr­
ten als Entschädigung zu 
zahlen. Der OCAW-Vertre- 
ter wird in Ludwigshafen 
von einem Solidaritätskomi­
tee unterstützt. Er will auf 
einer Pressekonferenz zu 
dem Strafprozeß der BASF 
gegen OCAW Stellung neh­
men. - (tht)

Streik gegen Lohn­
kürzungen bei Audco

Pinneberg. Mit einer 
knapp einstündigen Arbeits­
niederlegung haben rund 
90% der knapp 200 Beschäf­
tigten der Deutschen Audco 
Prisdorf gegen von der Ge­
schäftsleitung beschlossene 
Lohnkürzungen protestiert. 
Unter Anrechnung außerta­
riflicher Zulagen will diese 
von der 4,4%-Lohnerhöhung 
nur 1,5% auszahlen und die 
einmalige Zahlung für April 
von 230 DM auf 160 DM kür­
zen. Nach ersten Protesten 
hat sie letzteren Betrag auf 
180 DM erhöht. - (alb)
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IG Druck und Papier Bayern

Landesbezirkstag gegen Flexibilisierung, 
Nacht- und Schichtarbeit

München. Am 31.5. und 1.6.86 tagte 
der 15. ordentliche Landesbezirkstag 
der IG Druck und Papier Bayern, auf 
dem 100 Delegierte die knapp 23000 
Mitglieder vertraten. 1985 verzeich­
nete Bayern bei über 2500 Neueintrit­
ten einen realen Mitgliederzuwachs 
von i 500.

Uber den Geschäftsbericht des Lan­
desbezirksvorstandes, der mit großer 
Mehrheit wiedergewählt wurde, gab 
es kaum Diskussion. Lediglich das 
Thema "Gewerkschaftliche Betriebs­
arbeit" wurde kritisch diskutiert, da 
sowohl ein Rückgang der Zahl der ge­
werkschaftlichen Vertrauensleute als 
auch des Besuchs gewerkschaftspoli- 
scher Kurse festzustellen ist. Es wur­
de auf die Gefahren hingewiesen, die 
angesichts der zunehmenden Ver­
rechtlichung der Auseinandersetzun­
gen in den Betrieben entstehen, wenn 
weiterhin der Schwerpunkt auf die Tä­
tigkeit der Betriebsräte gelegt wird.

Unten sind einige der behandelten 
und beschlossenen Anträge dokumen­
tiert. Recht erfreulich sind die Be­
schlüsse zur Arbeitszeit. Zur 35-Stun- 
denwoche lag ursprünglich nur ein An­
trag vor, der den Vorrang der Wochen­
arbeitszeit in der Tarifpolitik fest­
schreiben wollte. Dies wurde im Än­
derungsantrag der Delegierten aus 
Oberbayern relativiert, wie darin 
auch die Hauptstoßrichtung gegen die 
Flexibilisierung angelegt ist. Dieser 
Antrag wurde schließlich einstimmig 
beschlossen. Da dies auch auf anderen 
Landesbezirkstagen problematisiert 
wurde, ist auf dem Gewerkschaftstag 
im Oktober gerade auch angesichts 
der Diskussion in der IG Metall mit in­
teressanten Auseinandersetzungen zu 
rechnen. Ebenfalls an den Gewerk­
schaftstag weitergeleitet werden die 
Beschlüsse zum "Nachtarbeitsverbot" 
und "Rentenalter", wobei letzterer ei­
ne Flanke zur Senkung der Rentenzah­
lungen offenläßt.

Recht gemischt waren die Anträge 
und Beschlüsse zum Thema Aufrü­
stung und Kriegsvorbereitung. Wäh­
rend im beschlossenen Antrag gegen 
ein neues Zivilschutzgesetz die Ab­
sichtender Regierung als "Kriegsvor­
bereitung" bewertet werden, geht der 
allgemeine Beschluß zu "Frieden und 
Abrüstung" von "Vasallentreue zur 
USA" aus und fordert von der Regie­
rung friedensstiftenden Einfluß bei 
den Genfer Verhandlungen. Ein alter­
nativer Antrag der Jugend, der auch 
die Kürzung des Rüstungsetats for­
derte und die Verlängerung von Wehr­
und Zivildienst ablehnte, fiel dafür 
unter den Tisch. - (chs)

3 5-Stunden woche
Die IG Druck und Papier stellt sich als 
wesentliche tarifpolitische Aufgabe, 
die Wochenarbeitszeit weiter zu ver­
kürzen. Eine für die Beschäftigten 
sinnvolle und wirksame Arbeitszeit­
verkürzung ist nur gewährleistet bei 
Abwehr der Flexibilisierungsbemü­
hungen der Unternehmer. Daher ist 
bei weiterer Verkürzung der Wochen­
arbeitszeit unverzichtbar:
— Grundsätzliches Ziel ist der regel­
mäßige 7-Stundentag von Montag bis 
Freitag. Ausweitung von Samstags­
und Sonntagsarbeit sowie Nacht- und 
Schichtarbeit sind zu verhindern.
— Der volle Lohnausgleich bei Ar­
beitszeitverkürzung ist zu gewährlei­
sten, anzustreben sind Regelungen 
über Personalausgleich.
- Verrechnungen der Arbeitszeitver­
kürzung mit bezahlten Pausen im 
Schichtbetrieb sind auszuschließen.
- Eine Verrechnung mit anderen Ta­
rifforderungen (z.B. Lohn/Gehalt) 
darf nicht erfolgen.

Nachtarbeitsverbot
Der Gesetzgeber wird aufgefordert, 
das Nachtarbeitsverbot, das bis heute 
lediglich für Arbeiterinnen gilt, wei­
ter auszubauen zum Schutz der Ge­
sundheit von Frauen wie von Männern. 
Die gesellschaftlich nicht notwendige 
Nachtarbeit muß für Arbeiter, Arbei­
terinnen und für Angestellte gleicher­
maßen verboten werden.

Soweit Nachtarbeit in unvermeid­
baren und unvorhersehbaren Fällen 
erforderlich erscheint, so ist neben 
der Genehmigung durch die Gewerbe­
aufsicht auch die ausdrückliche Zu­
stimmung des Betriebsrats und der im 
Betriebsrat vertretenen Gewerk­
schafterforderlich. Die auf einer sol­
chen Genehmigung basierende Arbeit 
in der Nacht darf für den einzelnen 
Arbeitnehmer die Dauer von 4 Stun­
den nicht übersteigen.

In der Arbeitszeitordnung muß die 
5-Tage-Woche und der 8-Stunden-Tag 
als tägliche Höchstarbeitszeit endlich 
gesetzlich verankert werden.

Rentenalter
Die IG Druck und Papier lehnt nach 
wie vor die Tarifrente ab. Der Gesetz­
geber wird aufgefordert, das Renten­
alter generell auf 58 Jahre herabzu­
setzen. Eine Sonderregelung für 
Schichtarbeiter ohne Rentenkürzung 
ist anzustreben.

Begründung:
In unserem Gewerbe erreichen die we­
nigsten Kolleginnen und Kollegen das 
jetzige Rentenalter. Durch techni­
sche und organisatorische Rationali­

sierung und die damit verbundene er­
höhte Streßsituation wird sich dies in 
der Zukunft noch verstärken.

Zivilschutzgesetz
Die Delegierten des Landesbezirksta­
ges wenden sich mit aller Entschie­
denheit gegen die geplante Änderung 
des Zivilschutzgesetzes. Dieses ge­
plante Gesetz ist eine Maßnahme zur 
Kriegsvorbereitung. Dieses geplante 
Gesetz verharmlost die tödlichen Ge­
fahren eines Atomkrieges. Es schützt 
nicht die Bevölkerung bei einer von 
der NATO derzeit betriebenen Vertei­
digungsstrategie, die auf dem Erstein­
satz von Atomwaffen basiert.

Wir fordern die Gremien der IG 
Druck und Papier und des DGB auf, 
sich gegen das geplante Zivilschutz­
gesetz zu wenden und sich statt des­
sen für ernsthafte Abrüstungsver­
handlungen einzusetzen.

Begründung:
Zivilschutz ist kein erweiterter Kata­
strophenschutz, er ist integrierter Be­
standteil der das ganze Land einbe­
ziehenden Verteidigung oder Kriegs­
führung und damit ein nicht ablösba­
rer Teil der gesamten Kriegsstrate­
gie. Er basiert nicht auf freiwilliger 
Selbsthilfe von Bürgern für Mitbürger. 
Zivilschutz setzt den Krieg und seine 
Folgen denknotwendig voraus, also 
auch eine gescheiterte Friedenspoli­
tik ...

Die Betrieben sollen ehrenamtliche 
Mitarbeiter bereithalten, ausbilden 
und mit den notwendigen Geräten aus­
statten. Daß schon beim Aufbau die­
ser "Selbstschutztruppen" die Rechte 
des Betriebsrates außer Kraft treten, 
läßt sich nachweisen. Schon in Frie­
denszeiten verfügt der Unternehmer 
über eine Truppe, die von ihm ausge­
sucht und geschult wird und die in sei­
nem Interesse agiert. Also auch bei 
Streiks o.ä. eingesetzt werden kann. 
Nach § 38 ist vorgesehen, daß darüber 
hinaus im Spannungs- und Verteidi­
gungsfall alle Nichtwehrpflichtigen 
über 18 Jahre zwangsweise herange­
zogen werden können.

"Den ganzen Tag am 
Computer, das schafft. 
Da brauche ich abends 
mein Schaumbad in

algemarin''
Traute J., Datentypistin 
algemarin - ergiebig, weil 
konzentriert, algemarin -das 
sind wertvolle Stoffe wie 
Meersalz und weitere Mine­
ralien und Spurenelemente 
aus dem Meer, algemarin ist 
mehr als ein gutes Schaum­
bad. algemar in ist Meer. I

aloemarin t
Bildschirmarbeit darf die Hälfte der 
täglichen Arbeitszeit nicht über­
schreiten, wird in einem Antrag ge­
fordert.
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3 Männer und ein Baby

Weder sinnvoll 
noch originell

Können drei Männer eine Mutter ersetzen?

unmütterliche Züge. Auch 
die Variation Hausmann mit 
Kind und geldverdienende 
Ehefrau ist schon filmisch 
vermarktet worden ("Mr. 
Morn"). Durch die Verdrei­
fachung der Vaterfigur wird 
die Sache auch nicht besser. 
Daß fehlende gesellschaftli­
che Einrichtungen für Er­

ziehung und Unterbringung 
der Kinder für alleinerzie­
hende Elternteile noch kras­
sere Probleme schaffen als 
bei verheirateten oder zu­
sammenlebenden Paaren, 
vom fehlenden Geld ganz zu 
schweigen, ist natürlich 
nicht witzig. Das wäre ja 
auch trister Alltag. — (ans)

Meier

BRD-Film über die DDR:

Spießig, aber nicht spaßig

Wie sich aus der Sicht einer 
Karrierefrau das Problem 
der Kinderaufzucht stellt, 
zeigt der Film "3 Männer 
und ein Baby". Die Dreh­
buchautorin und Regisseurin 
Coline Serreau bekam drei 
Cesars für den zweifellos 
witzigen Film, in dem drei 
eingefleischte Junggesellen 
in einer schicken Pariser 
Altbauwohnung "ein Baby 
bekommen". Frauen haben 
dort nur für einen Zweck 
und für eine Nacht Zutritt. 
Ein Päckchen, das einer von 
ihnen für ein paar Tage auf­
bewahren soll, entpuppt sich 
als vier Monate altes Baby 
mit Nahmen Marie.

Es kommt, wie es kommen 
muß, das Baby verursacht 
einen Umsturz in dem Män­
nerhaushalt, in dem zu­
nächst einer abwesend ist - 
der leibhaftige Vater näm­
lich, der als Steward der Air 
France in der Welt herum­
fliegt. Nach einigen An­
fangsschwierigkeiten mei­
stern die beiden Ersatzväter 
das Problem mit den Fläsch­
chen, Schnullern mit drei 
Saugstufen, Windeln, Baby­
wäsche und allem drum und 
dran. Da sie dabei vierzehn 
Tage rund um die Uhr einge­
spannt sind, leidet vor allem 
ihr Schlafkonsum; ihre be­
rufliche Existenz ist zwar 
beeinträchtigt, aber keines­
wegs gefährdet, da einer 
Architekt und der andere 
freiberuflicher Zeichner 
ist.

Offenbar traute die Re­
gisseurin dem Baby nicht

zu, für 104 Minuten ausrei­
chende Unterhaltung zu sor­
gen, und so wird über ein 
zweites Päckchen eine Dro­
gengeschichte in den Firn 
eingebaut. Der heimgekehr­
te Vater versucht als erstes, 
das Baby wieder loszuwer­
den. Aber die Mutter ist als 
Fotomodell für sechs Mona­
te in den USA unterwegs, 
und die Oma schickt sich 
gerade an, eine Kreuzfahrt 
in die Karibik anzutreten. 
So teilen sich dann die drei 
in die Babyarbeit und kom­
men dabei trotz mancher 
Entbehrungen — was ihre 
Frauengeschichten betrifft 
— ganz gut zu Rande. Als die 
"Rabenmutter" das Baby 
schließlich zurückholt, will 
keiner zugeben, daß er sich 
nur schweren Herzens von 
der süßen Marie trennen 
kann. Aber hinterher wer­
den alle drei von schwersten 
Depressionen heimgesucht, 
die nur dadurch kuriert wer­
den können, daß Mariechen 
eines Tages wieder vor der 
Tür steht. Ihre Mutter ist 
sichtbar erledigt und fertig 
mit den Nerven durch die 
Doppelbelastung Beruf und 
Kind. Wen wundert’s.

Coline Serreau behandelt 
das Problem, Kinder groß zu 
ziehen, als neuen Aufguß 
des Themas Rollentausch. 
Sollen doch die Männer 
nachts aufstehen, die Fla­
sche fertig machen oder 
Tricks anwenden, damit das 
Kind wieder einschläft. In 
ihrem Film tragen dement­
sprechend alle Frauen ganz

Die Story: Meier, Chef einer 
DDR-Malerbrigade, erbt 
30000 Westmark, erfüllt 
sich einen Herzenswunsch, 
Weltreise, besorgt sich ei­
nen Westpaß und für das 
restliche Geld Westtapete — 
Rauhfaser. Die ist doppelt 
so schnell zu vertapezieren 
wie die DDR-Mustertape- 
ten, und er wird Held der 
Arbeit. Sein Versuch, sich 
nach dem letzten Tapeten­
coup illegal einschleusen zu 
lassen, um nicht als West­
bürger ohne Ausreise nach 
der Einreise aufzufallen, 
mißlingt. Der Staatssicher­
heitsdienst erwischt, ver­
tuscht - weil Held der Ar­
beit -, und zu guter Letzt 
stellt sich auch noch heraus, 
daß die Tapete aus dem We­
sten exklusiver Exportarti­
kel aus Karl-Marx-Stadt 
war. Man kann die soge­
nannten Pointen ruhig preis­
geben, denn von einem Be­
such des Films kann dem Le­
ser getrost abgeraten wer­
den. Die transportierte 
Ideologie mobilisiert alle 
Spießervorurteile über die 
DDR und stößt ab. Nicht, 
weil alles so verlogen wäre. 
Die Versorgungsprobleme, 
die penetranten Planerfül-

lungs-, Prämien-, Titel- und 
Leistungskampagnen gibt es 
ja und wohl zum Teil auch 
ähnlich, wie im Film darge­
stellt. Der fade Geschmack 
kommt von der herausglän­
zenden "Wir-im-Westen- 
doch-besser"-Perspektive. 
Jeder Witz schwimmt wie 
ein Fettauge auf der reak­
tionären Grundsuppe "An­
sichten über die DDR in der 
BRD" daher. "Abenteuer ei­

nes braven Deutschen - ein­
fach zum Lachen" (so die 
Ankündigung)? Das einzig 
Lachhafte ist das offizielle 
Prädikat für den Film: Be­
sonders wertvoll, -(doz)

Fernsehdiskussion

Forschungsminister Riesenhuber 

sammelt Punkte

In der Fernsehsendung "Vo­
tum" am 12.06.86 sollte 
Forschungsminister Riesen­
huber einem ausgesuchten 
Publikum ("Redakteure von 
Schülerzeitungen, Mitglie­
der eines überparteilichen 
europäischen Studentenver­
bandes, junge mittelständi­
sche Unternehmer, Lehrlin­

ge aus der Computerindu­
strie") Rede und Antwort 
stehen. Zu Beginn der Sen­
dung bezeugten 45% dieses 
Publikums Zustimmung zu 
seiner Politik. Der erste 
Block "Technologiepolitik" 
wurde bestimmt von Fragen 
zur Reaktorsicherheit, Gen­
technologie und Folgen des
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Einsatzes von Mikroelektro­
nik. Mit Antworten wie: der 
Unfall in Tschernobyl sage 
etwas über die Leichtfertig­
keit im Umgang mit dieser 
Technologie, nichts über 
ihre Sicherheit aus und in 
der BRD ginge Sicherheit 
vor wirtschaftlichem Ge­
winn, konnte er auch bei 
diesem Publikum keine 
Punkte sammeln. Anders 
bei der Forschungspolitik. 
Mit der Propagierung alter­
nativer Technologien und 
Schwerpunktsetzung auf die 
Expansionsinteressen des 
westdeutschen Kapitals bei 
der Forschungspolitik (z.B.

habe er nichts gegen einen 
Auslandsaufenthalt von 
Wissenschaftlern, diese
sollten aber mit den im Aus­
land gewonnenen Erfahrun­
gen zurückkommen) stieß er 
auf mehr Zustimmung im 
Studio. In der Schlußabstim­
mung äußerten sich denn 
auch 53% des Publikums zu­
stimmend. Drei Tage vor 
der niedersächsischen Land­
tagswahl, deren Wahlkampf 
auch entscheidend vom The­
ma Sicherheit von Kern­
kraftwerken bestimmt wor­
den war, eine gute Propa­
gandaveranstaltung der Re­
aktion. — (sae)

Ausstellung

Was fordert die Luftwaffe 

von der Industrie?

Vom 6.-15.6.86 fand in 
Hannover die Internationale 
Luftfahrtausstellung, ver­
anstaltet von der Deutschen 
Luftfahrt-, Raumfahrt- und 
Ausrüstungsindustrie sowie 
der Deutschen Messe AG, 
statt. Proteste gegen den 
militärischen Teil der Luft­
fahrtausstellung — wie 1984 
- fanden nicht statt. Daß 
aber die Luftfahrtschau un­
trennbar mit den Mitteln 
zur Kriegsführung bestückt 
ist, wurde aus dem Beitrag 
der ARD am 14.6.86 in der 
Sendung "Schaufenster 
Himmel — von Riesen und 
Zwergen" deutlich. Frage an 
den Bundesverteidigungsmi­
nister Wörner: "Was fordert 
die Luftwaffe von der Indu­
strie"? Antwort: "Die Luft­
waffe verlangt ... Flugzeu­
ge, mit denen man Mitte der 
90er Jahre den mitteleuro­
päischen Raum verteidigen 
könnte, Mitte der 90er Jah­
re heißt, daß dann ca. 5000 
Kampfflugzeuge des War­
schauer Pakts kampfflugar­
tig hier hereinbrechen wür­
den, dagegen können wir nur 
mit Qualität antworten, das 
heißt also mit einem 
Höchstleistungsjäger, der in 
der Lage ist, bei jedem Wet­
ter, bei Tag und bei Nacht, 
mehrere Ziele außerhalb der 
Sichtweite gleichzeitig zu 
erfassen und zu bekämpfen, 
der zugleich extrem manö­
vrierfähig ist und der 
gleichzeitig in den Unter­
haltskosten wirksam ist."

Diesen Forderungen ent­
sprechen die Entwicklungen

und Tests der Flugzeugher­
steller vollauf. So verloren 
sich die Sprecher in Schwär­
mereien über die Technik 
von Porsches Digital-Rech- 
nerder zweiten Generation, 
Elektroniksteuerung von 
AEG Nachtflugsichtgerä­
ten, über hochempfindliche 
Kameras, die durch Kopfbe­
wegung des Piloten gesteu­
ert werden und bei Nacht 
sein Sehvermögen ersetzen 
oder die Entwicklung von 
Porsche mit dem Flugzeug­
motor 4 S 36000, der 10-25% 
weniger Sprit verbraucht.

Mit Vokabeln wie "Vogel 
in der Luft", "jüngster Sproß 
der Familie" (gemeint war 
der Airbus, "edle Stücke 
der Privatfliegerei" ver­
suchten die Reporter, von 
den militärischen Tatsachen 
abzulenken. - (bee)

Vergewaltigung in der Ehe

Zu einem besonders widerlichen 

Kapitel/bürgerlicher Justiz

In der Zeitschrift für Rechtspolitik (ZRP) ist erneut eine 
Debatte in Gang gekommen zur Frage der Nötigung des 
Ehegatten zum Geschlechtsverkehr.

Ausgangspunkt ist folgende Überlegung: Eheleuten ist in 
§1353 I 2 BGB die Pflicht "zur Herstellung der ehelichen 
Lebensgemeinschaft" aufgetragen. Nach wohl noch in der 
Mehrheit befindlicher Meinung umfaßt diese Pflicht auch 
die Pflicht zum Geschlechtsverkehr. Zitiert wird ein Ur­
teil des BGH von 1966:

"Die Frau genügt ihren ehelichen Pflichten nicht schon 
damit, daß sie die Beiwohnung teilnahmslos geschehen 
läßt. Wenn es ihr infolge ihrer Veranlagung oder aus ande­
ren Gründen ... versagt bleibt, im ehelichen Verkehr Be­
friedigung zu finden, so fordert die Ehe von ihr doch eine 
Gewährung in ehelicher Zuneigung und Opferbereitschaft 
und verbietet es, Gleichgültigkeit oder Widerwillen zur 
Schau zu tragen ..."

Dieser Rechtsanspruch des Mannes soll nach der in der 
ZRP mehrfach geäußerten Ansicht dem Mann das Recht 
geben, die Frau notfalls zum Verkehr zu zwingen. Zivil­
rechtlich ist dieses Konstrukt nicht haltbar: Die "Rechts­
pflicht zum Geschlechtsverkehr" ist zwar, wie alle Pflich­
ten aus §1353 BGB, mit der Feststellungsklage einklagbar, 
sie ist aber gemäß §888 II ZPO nicht vollstreckbar. Fehlt es 
an einer Möglichkeit zur Vollstreckung eines Titels, 
schließt dies nach überwiegender Meinung die Anwendung 
von Selbsthilferechten aus. Die zivilrechtlichen Selbsthil­
ferechte sollen nur zum Tragen kommen, wenn bei gegebe­
ner Gefahrsituation rechtzeitige staatliche Hilfe nicht er­
reichbar und Abhilfe anderweitig nicht möglich ist. Ist 
staatliche Hilfe ausgeschlossen, kann auch ein Selbsthilfe­
recht nicht bestehen, ganz davon abgesehen, daß höchst 
zweifelhaft ist, ob überhaupt eine Situation besteht, auf 
die die Selbsthilferechte (wie auch andere Möglichkeiten 
erlaubter Eigenmacht) zugeschnitten sind. Dennoch sind 
einige Autoren der Auffassung, Erzwingung des ehelichen 
Geschlechtsverkehrs sei zivilrechtlich gedeckt und straf­
rechtlich nicht verfolgbar: Für eine Nötigung nach §240 
StGB soll es an der "Verwerflichkeit" der Gewaltanwen­
dung fehlen, eine Körperverletzung soll nach einer (aller­
dings isolierten) Meinung durch "Notwehr" gerechtfertigt 
sein, da die Frau mit ihrer Weigerung einen "gegenwärti­
gen, rechtswidrigen Angriff" begehe.

Zwar gelten obige Ausführungen auch für die zwangs­
weise Durchsetzung des Geschlechtsverkehrs seitens der 
Frau, jedoch belegen kriminologische Studien, daß dieser 
Fall in der Praxis keine Rolle spielt.

Dem Wortlaut nach nicht anwendbar ist der Vergewalti­
gungsparagraph 177 StGB, da dort vom Zwang zum "außer­
ehelichen" Verkehr die Rede ist.

Weiter wird argumentiert, der grundgesetzliche Schutz 
von Ehe und Familie (Art.6 GG) verbiete eine weitgehende 
Einmischung des Staats in die Ehe; diese sei aber zwangs­
läufig, wenn die Staatsanwaltschaft eine Nötigung zum 
Geschlechtsverkehr aufklären solle. Hier lassen sich wie­
der Rückgriffe auf das Zivilrecht nehmen, denn beispiels­
weise lehnt die Rechtsprechung vollstreckbare Ansprüche 
gegen einen Ehegatten in weiten Bereichen ab mit der Be­
gründung, die Zulässigkeit der Zwangsvollstreckung führe 
zur Erschütterung der Ehe.

Die einzige in der ZRP zu Wort gekommene Frau, Prof. 
Jutta Limbach, hat u.a. vorgeschlagen, das Verfahren we­
gen Nötigung zum ehelichen Verkehr vom Straf- auf das 
Familiengericht zu übertragen unter Ausschluß des Staats­
anwalts; mehr helfender als sanktionierender Charakter 
des familiengerichtlichen Rechtsschutzes; Beiziehung 
sachverständiger Beisitzer.
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Die "Linke" tut sich schwer mit dem Thema. Stärkt man 
den bürgerlichen Staat, oder schwächt man "das Patriar­
chat" mit einer Forderung nach Strafbarkeit der Vergewal­
tigung in der Ehe nach §177 StGB? Meines Erachtens 
spricht mehr für die zweite Annahme: Einer möglichen 
Kompetenzerweiterung der Strafverfolgungsorgane würde 
die zunehmende Entziehung der ideologisch-politischen 
Rechtfertigung der besonderen geschlechtlichen Unter­
drückung von Frauen gegenüberstehen.

Zivilrechtlich notwendig sind darüber hinaus Forderun­
gen nach Erleichterung der Scheidung.
Quellenhinweise: ZRP 10/85, 11/85, 5/86; BGH NJW 67, 
1079; Mak, NAP v. 27.6.86. — (Mak)

Waldheim

Förderung von Chauvinismus 

und Antisemitismus

Waldheim hat bisher jede Mittäterschaft, ja das Wissen 
von den Massakern abgestritten. Daß er Tagesberichte an 
die Wehrmachtszentrale mitunterzeichnet habe, würde 
gar nichts bedeuten. Die Aussagen der Kriegsverbrecher 
im Prozeß 1947 in Jugoslawien bezeichnete er als "erfun­
den", dies sei nur ein Beweis dafür, daß diese im Prozeß un­
ter Druck gestanden hätten.

Offensichtlich ist auch in Jugoslawien selbst umstritten, 
wie weitgehend man Waldheims Tätigkeit im 2. Weltkrieg 
angreifen soll. Nach der Veröffentlichung der oben zitier­
ten Dokumente im April erschien Mitte Mai die Erklärung 
eines Sprechers der Regierung Jugoslawiens, man habe 
Waldheim niemals direkter Kriegsverbrechen beschuldigt. 
Auch die ersten jugoslawischen Kommentare zur Wahl 
Waldheims kann man eher als zurückhaltend bezeichnen. 
Quellenhinweis: (1) Vjesnik 28.4.86, Vecerni Novosti 26./ 
27.4.86, mehrere Ausgaben von Danas und SZ

Wahlsieg Waldheims 
ermöglicht Ruck nach rechts

Jugoslawische Dokumente: 
Waldheim bei Massakern beteiligt

Im April ’86 veröffentlichten mehrere jugoslawische Zei­
tungen Dokumente über die Tätigkeit Kurt Waldheims als 
Offizier während der faschistischen Besatzung des Gebiets 
des heutigen Jugoslawien.

Waldheim war zweimal während des 2. Weltkrieges in 
diesem Gebiet eingesetzt. Vom 20. April bis Mitte Juni 
1942 war er Ordonnanzoffizier und Übersetzer für die 
"Kampftruppe General Bader" in der Region um Sarajevo, 
Dubrovnik und Pljevlja. Diese "Kampftruppe", die sich aus 
Italienern und Deutschen zusammensetzte, bekämpfte die 
Partisanen in diesem Gebiet. Berichte über "Säuberungs­
aktionen", die der Wehrmachtszentrale zugeleitet wurden, 
trugen u.a. auch Waldheims Unterschrift. Nach zwei Ver­
nichtungsschlachten in Kozara und Sjuteska, die auf Seiten 
der Partisanen mehr als 18000 Tote forderten, wurden 
60000 jugoslawische Zivilisten in Konzentrationslager 
verschickt. Das mit den Faschisten kollaborierende "Usta- 
scha-Regime" in Kroatien verlieh Waldheim einen Orden 
für "tapfere Haltung" in diesen Kämpfen gegen die Parti­
sanen, einen von nur zehn entsprechenden Orden, die die 
Ustascha in dieser Zeit verliehen hat.

Nach seinem Einsatz in Griechenland war Waldheim ab 
April 1943 wieder im Gebiet des heutigen Jugoslawien tä­
tig. In einem Dokument von 7 Seiten, das heute im Archiv 
der Kommission der UNO für Kriegsverbrechen in London 
liegt, sind unter der Nummer "F-25572" Zeugenaussagen 
eines Kriegsverbrecherprozesses von 1947 in Jugoslawien 
über die Tätigkeit Waldheims festgehalten. Nach der Aus­
sage des gefangenen Leutnants Johann Meier, der mit 
Waldheim im Stab des Generals Löhr arbeitete, soll Wald­
heim "Befehlsvorlagen für das Verhalten bei Geiselnah­
men, Vergeltungsmaßnahmen und für das Verhalten ge­
genüber Kriegsgefangenen und Zivilisten" (1) ausgearbei­
tet haben. Im Herbst 1944 wurde Waldheim im Gebiet des 
heutigen Kossovo eingesetzt. Dort wurden als "Vergel­
tungsmaßnahme" gegen die Kämpfe der Partisanen durch 
die faschistischen Besatzer drei Dörfer dem Erdboden 
gleichgemacht. Nach den Aussagen des ebenfalls von den 
Partisanen gefangenen Stabsoffiziers Egberts-Hilker 
(1947) kann man die "Verantwortung Kurt Waldheims auch 
für die Massaker Ende 1944 auf der Straße von Kocana 
nach Stipa feststellen, als 3 Dörfer niedergebrannt und 114 
Einwohner umgebracht wurden." (1)

Drei Tage nach seinem Sieg als Bundespräsident gab Kurt 
Waldheim erstmalig eine Pressekonferenz, zu der nicht nur 
ausgewählte Journalisten eingeladen waren. Er erklärte, 
die Hauptursache seines Wahlerfolges sei "der Wunsch der 
österreichischen Bevölkerung nach Erneuerung der morali­
schen Werte". Gegen den Vorwurf des Antisemitismus sag­
te er: "Ich werde mich in besonderer Weise um den Dialog, 
vor allem mit unseren jüdischen Mitbürgern, bemühen und 
alles unternehmen, um Antisemitismus und jeder Art von 
religiöser, rassischer und ethnischer Diskriminierung ent­
gegenzutreten. Ich habe diese Lehren schon aus meiner Er­
fahrung in der mir aufgezwungenen Dienstleistung in der 
Armee eines unmenschlichen Regimes gezogen." Demge­
genüber hatte Waldheim während des Wahlkampfes wie­
derholt erklärt, er habe als Soldat seine "Pflicht getan wie 
Hunderttausende andere Österreicher auch". Auf der Pres­
sekonferenz erklärte er ferner, er sei zu "Gesten der Ver­
söhnung" gegenüber den KZ-Opfern und österreichischen 
Widerstandskämpfern bereit, etwa durch einen Besuch des 
KZ Mauthausen. Auch gegen eine internationale Kommis­
sion zur Untersuchung seiner Vergangenheit habe er keine 
Einwände, nur müsse diese Kommission "korrekt und ob­
jektiv" sein — darunter versteht er, sie solle "Verständnis 
für die Probleme der Deutschen Wehrmacht, die Hierar­
chie und die Macht der Offiziere" haben.

Sicher ist, daß der Wahlsieg Waldheims der Regierung 
ermöglicht, deutlich nach rechts zu rücken. An die Stelle 
des als unentschlossen und profillos geltenden Bundeskanz-
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lersSinowatz trat der bisherige Finanzminister Vranitzky, 
enger Freund des früheren Vizekanzlers und jetzigen Ge­
neraldirektors der Creditanstalt-Bankverein, Hannes An­
drosch. Vranitzky gilt als "Macher" und "starker Mann". Er 
berief vier neue Minister:

Außenminister wurde der bisherige außenpolitische 
Sprecher der SPÖ, Dr. Peter Jankowitsch. Während der 
Amtszeit Waldheims als UNO-Generalsekretär war er 
UNO-Botschafter. Der bisherige Außenminister Gratz trat 
zurück, weil er nicht "Waldheims Ministrant" sein wollte.

Neuer Landwirtschaftsminister ist der bisherige Staats­
sekretär im Handelsministerium, Erich Schmidt. Ihm sagt 
man voraus, daß er für die Konflikte mit den Bauern "rei­
che Erfahrung in Sozialpartnergesprächen" besitzt.

Neuer Finanzminister wurde der bisherige Verstaatlich- 
ten-Minister, Ferdinand Lacina, der zunächst nach seinem 
Rücktritt erklärte, er werde sich ganz aus der Politik zu­
rückziehen und "in die Industrie gehen".

Der neue Minister für Verstaatlichte Industrie und 
Verkehr ist der bisherige Generaldirektor des Steyr-Daim- 
ler-Puch-Konzerns, Dr. Rudolf Streicher. Er hat sich seine 
Sporen als Sanierer der Austria Metall AG verdient. Ihm 
wird zugute gehalten, er habe "gegenüber politischen Ein­
flüsterern und widerspenstigen Betriebsräten den notwen­
digen Umgangston".

Einen Tag nach Bekanntgabe der neuen Regierung stellte 
Vranitzky sein Regierungsprogramm für die nächsten zehn 
Monate vor. Dazu gehört u.a. eine Reform der Verstaat- 
lichten-Dachorganisation ÖIAG, eine Reform der Körper­
schaftssteuer und die Novellierung des Versicherungsauf­
sichtsgesetzes. Ferner legte Vranitzky Wert darauf, daß 
die Zusammenarbeit mit der EG intensiviert werden müs­
se, wenn er auch bedauernd feststellte,.daß eine Vollmit­
gliedschaft Österreichs aus neutralitätspolitischen Grün­
den nicht zur Diskussion stehe. Der westdeutschen Regie­
rung versprach er, er werde sich im Gegensatz zum bishe­
rigen Bundeskanzler Sinowatz nicht gegen die Inbetrieb­
nahme der WAA Wackersdorf einsetzen.
Quellenhinweis: Salzburger Nachrichten, Die Presse, 
Neue Kronenzeitung, div. Ausgaben

Stellungnahmen jüdischer 
Organisationen und Institutionen

Israels Premierminister Peres und Außenminister Schamir 
haben am Morgen nach der Wahl Waldheims den Rückruf 
des Botschafters aus Wien beschlossen. Die israelische Re­
gierung erwägt, keinen neuen Botschafter zu entsenden, 
sondern diesen durch einen Geschäftsträger oder durch ei­
nen Botschafter bei den Vereinten Nationen in Wien zu er­
setzen. Der israelische Staatspräsident Herzog warnte vor 
"Überreaktionen", Außenminister Milo nannte die Wahl ei­
nen "Alptraum für jeden Juden und für jeden Israeli". So die 
Berichterstattung in der bürgerlichen Presse, die einzelne 
Äußerungen von Politikern gegeneinanderstellt. Ausgeko­
stet wird die spalterische Wirkung des Vorwurfs gegenüber 
den Juden, international statt national zu sein. Dies läßt 
sich an der merkwürdigen Zusatzspekulation erkennen, 
speziell die Juden in den USA hätten die Schuldvorwürfe 
gegen Waldheim aufgebracht, weil sie ein Interesse daran 
hätten, von dem Fall des jüdischen Amerikaners Pollard 
abzulenken, der angeklagt ist, für Israel spioniert zu ha­
ben. Dieses "Argument" findet sich sowohl in der österrei­
chischen Presse als auch in der FAZ, deren Sprachgebrauch 
sich auf das faschistische Klischee von der jüdischen Welt­
verschwörung hinbewegt, wenh sie den israelischen Bot­
schafter bei den Vereinten Nationen "im Bannkreis der jü­
dischen Organisationen in Amerika" wirken sieht.

Jüdische Zwangsarbeiter im Lager in Sarajevo

Die Spaltung fruchtet leider auch in den Reihen des Jüdi­
schen Weltkongresses. Vom 23. bis 26. Mai tagte der Euro­
päische Jüdische Kongreß in Genf. Der Präsident des Welt­
kongresses erschien nicht. Werner Nachmann, einer der Vi­
zepräsidenten und zusammen mit Alexander Ginsburg Ver­
treter des Zentralrats der Juden in Deutschland auf dem 
Kongreß, kritisierte, daß das Büro des Generalsekretärs 
des Weltkongresses sich weder mit der deutschen Sektion 
noch mit den europäischen Mitgliedern beraten habe, be­
vor es mit den Vorwürfen gegen Waldheim an die Öffent­
lichkeit getreten sei. Die Form sei politisch nicht ge­
schickt gewählt, selbst wenn man davon ausgehe, daß mit 
den vorgelegten Dokumenten ein schuldhaftes Verhalten 
eindeutig nachzuweisen sei. Er gab zu bedenken, daß das 
Problem Waldheim auch durch seine Nichtwahl nicht ge­
löst wäre. Auch dann hätten sich fast die Hälfte aller 
Österreicher nicht davon abschrecken lassen, ihm die 
Stimme zu geben. Waldheim hat den Antisemitismus be­
wußt als Mittel eingesetzt, um die kleinen Eigentümer und 
die Mehrheit der Akademiker davon abzulenken, daß der 
Kapitalismus ihre Interessen nicht fördert, sie aber den­
noch an die Interessen der Eigentümer zu binden.

Ähnliche Erwägungen stellt die in New York erscheinen­
de Zeitschrift "Aufbau" an. Sie erklärt den Wahlsieg Wald­
heims nicht primär als Wirkung des Antisemitismus, son­
dern führt die Schwäche der österreichischen Sozialdemo­
kraten mit ihren vielen Skandalen an sowie die Abgrenzung 
gegen den Kommunismus aufgrund der geographischen La­
ge Österreichs. Der "Aufbau" argumentiert, daß andern­
falls der rechtsradikale Kandidat Scrinzi mehr als ein Pro­
zent der Stimmen hätte bekommen müssen. Dem letzten 
Argument können wir insofern nicht folgen, als wir darin 
nur eine Konstellation erkennen können, die es Waldheim 
erlaubt, sich als Mann der Mitte auszugeben.

Daß ein gewisses Zurückweichen vor den antisemiti­
schen Anwürfen gerade bei den Vertretern der Juden in der 
BRD eintritt, ist erklärlich durch den besonderen Druck, 
den die westdeutsche Bourgeoisie auf sie ausübt durch Ak­
tionen wie Ehrung von SS-Gräbern in Bitburg, durch unge­
strafte antisemitische Äußerungen von Politikern in der 
Öffentlichkeit und durch ihr ständiges Verlangen, die Ju­
den sollten mehr Versöhnungsbereitschaft zeigen, indem 
sie sich der reaktionären nationalen Identität der Deut­
schen unterwerfen. Genau in dieser Absicht hat Bundes­
kanzler Kohl erklärt, Waldheim sei ein "großartiger 
Mensch", und hat die Bundesregierung ihm zur Wahl gratu­
liert.
Quellenhinweis: Allgemeine Jüdische Wochenzeitung vom 
6. u. 13.6. 1986; Aufbau vom 23.5. 1986; FAZ vom 10. bis 
18.6.1986 - (lsc, rua, anl)
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EG

EG, EWS und europäische Währungsunion —gegen wen 

richtet sich der "Stabilitätspakt EWS"?

Welche Bedeutung eine einheitliche Währungspolitik oder 
sogar eine einheitliche Währung für die weitere Festigung 
des imperialistischen Großwirtschaftsraums EG einnimmt, 
ist unter der mit der wissenschaftlichen Beobachtung die­
ser Einigung beauftragten bürgerlichen Fachwelt seit lan­
gem umstritten. Grob gesagt bestehen zwei "Schulen". Die 
"monetaristische" propagiert die Einführung und schritt­
weise Ausweitung einer einheitlichen Währung für alle EG- 
Staaten — eine Zeitlang parallel zu den nationalen Währun­
gen, später an deren Stelle — als eines der entscheidenden 
Kettenglieder, um aus dem imperialistischen Bündnis eine 
sowohl wirtschaftlich wie auch politisch nur noch gewalt­
sam zu sprengende Großmacht zu machen. Die andere — 
"ökonomistische" — Schule verlangt eine weitgehend ein­
heitliche Wirtschafts-, Steuer- und Finanzpolitik, im 
Grunde also die Schaffung kompletter Staatsorgane auf 
EG-Ebene, als Vorbedingung für eine einheitliche Währung

"Unaufhaltsamer Aufstieg" 
von EWS und ECU?

"Der unaufhaltsame Aufstieg einer 
Kunstwährung", unter dieser Über­
schrift berichtete im April das von der 
EG-Kommission herausgegebene "EG- 
Magazin" von einer zunehmenden Ver­
wendung der "Europäischen Wäh­
rungseinheit" (European Currency 
Unit) "ECU". Die 1979 als Währungs­
korb von inzwischen zehn Währungen 
geschaffene "ECU" finde imm^r mehr 
Verwendung. Anfangs fast nur als 
Rechnungseinheit für den Haushalt 
der EG, zwischen den EG-Zentralban­
ken und für EG-Einrichtungen wie die 
Europäische Investitionsbank (EIB) 
verwendet, werde die "ECU" nun auch 
zunehmend von privaten Banken und 
Anlegern nachgefragt: "Am Euro­
markt gehört sie schon zu den vier 
wichtigsten Währungen —nach Dollar, 
DM und Pfund Sterling. Seit dem 21. 
März 1981, als erstmals ein (italieni­
scher) Emittent eine öffentliche Anlei­
he in ECU anlegte, sind über 250 ECU- 
Anleihen mit einem Wert von fast 40 
Mrd. DM begeben worden. Weltweit 
liegt der ECU bei den Emissionswäh­
rungen auf Platz 5, knapp hinter Yen, 
Pfund Sterling und D-Mark — die Spit­
ze hält natürlich der Dollar." (1)

Auch das Kölner "Institut der deut­
schen Wirtschaft" des BDI meldet: "Im 
Außenhandel, vor allem bei Großpro­
jekten, werden die Rechnungen ver­
einzelt bereits auf ECU geschrieben 
... Als Zahlungsmittel, also zur Til­
gung von Geld- und Schuldverhältnis­
sen, dient die ECU vor allem französi­
schen und italienischen Außenhänd­
lern ... Inzwischen haben sich über 50 
europäische Banken zu einem Verband 
zusammengeschlossen, dessen Ziel die 
Errichtung eines ECU-Verrechnungs- 
systems ist. Es soll seine Tätigkeit im 
Oktober 1986 unter der Federführung 
der Bank für Internationalen Zah­
lungsausgleich (BIZ) aufnehmen. (2)

Das sind Anzeichen, daß der 1979 
durch Beschluß der Notenbanken und 
Regierungen der EG geschaffene ECU 
Schritt für Schritt die Funktionen 
einer gewöhnlichen imperialistischen 
Währung übernimmt, zusätzlich zu 
den in den einzelnen EG-Ländern be­
reits bestehenden Währungen. Den 
Kapitalisten erwachsen dadurch ver­
schiedene Vorteile. So ist der ECU- 
Kurs stabiler als der der einzelnen 
EWS-Währungen untereinander. Das 
senkt das Kursrisiko bei jeder Art von 
Außenhandelsgeschäften der Kapita­
listen. Vor allem die Kapitalisten aus 
Staaten, die mit Abwertungen ihrer 
Währungen gegenüber dem Dollar 
oder der D-Mark rechnen mußten, ha­
ben deshalb in den letzten Jahren auf 
ECU-Finanzierungen zurückgegrif­
fen, um sich so gegen Abwertungs­
verluste zu schützen. Aber auch in den 
sogenannten "Hartwährungsländern" 
BRD und Niederlande wächst das In­
teresse am ECU. ECU-Anleihen wer­
den nämlich mit dem gewichteten 
Durchschnitt der in den EWS-Ländern 
geltenden Bankzinsen verzinst. Da 
diese Zinsen in den meisten EG-Staa­
ten höher liegen als in der BRD und 
den Niederlanden, konnten z.B. west­
deutsche Banken nach Berechnungen 
des IdW bei Vergabe von ECU-Anlei- 
hen eine um 1,7 bis 2,9% höhere Ren­
dite erzielen, verglichen mit DM-An- 
leihen.

Bundesbank: Nichts ohne 
unsere Zustimmung!

Trotz solcher Vorteile: Die Reaktio­
nen in der BRD auf die zunehmende 
Verwendung der ECU sind scheinbar 
widersprüchlich. Daimler-Benz Fi­
nanzchef Edzard Reuter verlangt 
mehr Währungszusammenarbeit: 
"Eine Angebotspolitik für die Zu­
kunftsindustrien Europas könne nur 
auf der Grundlage einer integrativen 
europäischen Währungspolitik be­
trieben werden, sagte Reuter, der

und eine "europäische Zentralbank". Die westdeutsche Re­
aktion hat in der Vergangenheit bei beiden "Schulen" Vor­
schläge übernommen, um die "europäische Einigung" und 
ihre Vormachtstellung in der EG Schritt für Schritt voran­
zutreiben. Der BWK hat auf seine letzten Delegiertenkon­
ferenz seinen Standpunkt dargelegt. Dabei blieben einzel­
ne Fragen umstritten. Die folgenden Aufsätze versuchen, 
die Rolle des EWS und des ECU für den Aufbau der impe­
rialistischen Großmacht EG genauer zu untersuchen. Wäh­
rend der erste Aufsatz die Gesichtspunkte zusammen­
trägt, die dafür sprechen, daß EWS und ECU bereits relativ 
weit entwickelte Ansätze zu einer "EG-Währung" darstel­
len, sind zum Schluß Gesichtspunkte züsammengetragen, 
die dagegen sprechen. Eine weitere Klärung dieser Frage 
wollen wir durch die Untersuchung der Rolle einheitlicher 
Währungen für andere imperialistische Großwirtschafts­
räume gewinnen. — (rül)

fürchtet, daß die wirtschaftliche Inte­
gration Europas ohne gemeinsame 
Währung nur im Schneckengang vor­
ankommen könne" (Handelsblatt, 7.4. 
86). Dieses Interesse ist allen großen 
Monopolen in der EG gemeinsam. Je 
mehr sie ihre Warenexporte und Ka­
pital in die anderen EG-Staaten aus­
dehnen, umso mehr steigt auch ihr In­
teresse an einer einheitlichen Wäh­
rung, um Transaktionskosten zu sen­
ken, einheitlich kalkulieren zu kön­
nen, Beeinträchtigungen ihres Ge­
schäfts durch Wechselkursänderungen 
auszuschalten usw.

Scheinbar im Gegensatz dazu lehnt 
die Bundesbank bis heute die Zulas­
sung der ECU als für Private ungehin­
dert leih- und verleihbare Devise be­
harrlich ab und sperrt sich auch gegen 
die Forderung, dem im Rahmen des 
EWS wirkenden "Europäischen Fonds 
für Währungspolitische Zusammenar­
beit" (EWFZ) mehr Funktionen einer 
"europäischen Zentralbank" zu verlei­
hen. "In jedem EG-St at kann die - de 
jure oder de facto als Devise angese­
hene — ECU bei Banktransaktionen 
verwendet werden, mit Ausnahme der 
Bundesrepublik Deutschland", klagt 
das "EG-Magazin". Ganz offensicht­
lich wilLdie Bundesbank, wollen die 
BRD-Imperialisten einen weiteren 
Ausbau der Währungsunion, aber zu­
gleich für die BRD eine Sonderstel­
lung. Warum?

1978: Ein "Stabilitätspakt” 
wird gegründet

"Wir sind fest entschlossen, den dau­
erhaften Erfolg des EWS durch eine 
auf größere innere und äußere Stabili­
tät gerichtete Politik sowohl für Defi­
zit- als auch für Überschußländer zu 
gewährleisten." Mit dieser Erklärung 
begründeten die Regierungschefs der 
EG am 5. Dezember 1978 das "Europä­
ische Währungssystem" EWS. Die teil­
nehmenden imperialistischen Staaten 
verpflichteten sich, die Kurse ihrer
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Unterschiedliche Interessen hindern 
britische EWS-Vollmitgliedschaft

Diebritischen Imperialisten nehmen 
bislang nicht vollständig am Europä­
ischen Währungssystem (EWS) teil. 
Das Pfund Sterling ist nicht Bestand­
teil des Verbundes, d.h. sein Kurs ist 
nicht gegenüber den anderen Wäh­
rungen in der EG fixiert und wird 
nicht gestützt. Gleichzeitig aber 
stellt die britische Regierung wie die 
anderen EWS-Mitglieder auch 20% 
ihrer Gold- und Dollarreserven dem 
Europäischen Fonds für Währungspo­
litische Zusammenarbeit (EFWZ) zur 
Verfügung, der mit Darlehen an No­
tenbanken für Interventionskäufe 
die Wechselkurse innerhalb des EWS 
stabil halten soll. Außerdem ist das 
Pfund Bestandteil des Währungs­
korbs ECU. Auch an den Konferen­
zen, bei denen die Wechselkurse in­
nerhalb des EWS-Systems festgelegt 
werden, nimmt Großbritannien teil, 
ohne daß die eigene Währung, das 
Pfund, dabei zur Debatte steht.

Vor allem die westdeutschen Im­
perialisten treten seit der EWS- 
Gründung 1979 für die volle Mit­
gliedschaft Großbritanniens ein. Die 
"Times” (30.11.1985) zitiert Bundes­
bankpräsident Pöhl, der "vom deut­
schen Standpunkt aus” glaubt, "es sei 
wichtig, daß ein Mitglied der Euro­
päischen Gemeinschaft sich voll­
ständig an dem beteiligt, was zü 
einem Eckpfeiler Europas geworden 
ist. Er meinte weiter, es sei in 
Deutschlands langfristigem Interes­
se, daß das System nicht von der 
Mark dominiert werde, mit dem 
Pfund Sterling sei es weniger asym­
metrisch. Mit dem Pfund Sterling 
könne sich das Pfund ’zu etwas ent­
wickeln’, sagte Herr Pöhl. Er glaubt 
insbesonders, daß es dabei hilft, die 
Devisenbeschränkungen in Europa 
niederzureißen, was für ihn die 
grundlegende Voraussetzung für die 
Entwicklung des EWS sei."

Die Regierung Thatcher hat sich 
stets vehement gegen Forderungen, 
z.B. von Industriekapitalisten, nach 
voller Beteiligung am EWS ge­
stemmt. Aber seit 1985 gibt es in­
nerhalb der britischen Bourgeoisie 
eine neue, hitzige Debatte über die 
Teilnahme oder Nichtteilnahme am 
direkten Währungsverbund.

Die ursprünglichen Argumente für 
oder gegen eine Beteiligung spielen 
dabei keine große Rolle mehr. Das 
zeigte sich vor allem an den Ver­
handlungen eines Sonderausschusses 
des britischen Schatzamtes, der im 
letzten Jahr Vor- und Nachteile un­
tersuchte und den Nichtbeitritt em­
pfahl. Das von Industrieverbänden 
vorgebrachte Argument, man solle 
Mitglied werden, weil nur stabile 
Wechselkurse für gesicherte Märkte 

in Europa sorgen könnten, sei nicht 
stichhaltig: Es gebe "keinerlei tat­
sächliche Beweise, daß Maßnahmen in 
Bezug auf Wechselkursveränderungen 
bedeutende Auswirkungen auf die 
Handelsströme Großbritanniens ha­
ben, weder mit Europa noch mit dem 
Rest der Welt."

Aber auch bisherige Gegenargu­
mente sind unwichtiger geworden, 
z.B. daß das Pfund wegen Großbritan­
niens Nordseeöl eine "Petrowährung" 
sei und seine Wechselkurse starken 
Schwankungen infolge von Ölpreisän­
derungen ausgesetzt seien, und zwar 
entgegen den Bewegungen der ande­
ren EWS-Währungen. Mit dem Beitrag 
von weniger als 5% zum Bruttosozial­
produkt sei die Ölproduktion nicht 
entscheidend, erklärte selbst die Bank 

von England.
Es waren hauptsächlich drei Grün­

de, die zur Empfehlung des Sonderaus­
schusses führten und die auch in der 
öffentlichen Debatte die Hauptrolle 
spielen.

1. Großbritannien verliert an "wirt­
schaftspolitischer Souveränität";

2. Es ist sehr schwierig, den richti­
gen Einstiegskurs für das Pfund fest­
zulegen, eventuell ist man dann nicht 
mehr konkurrenzfähig;

3. Mit dem Pfund als Mitglied ände­
re sich der Charakter des EWS, denn 
dann sind zwei internationale Reser­
vewährungen (Pfund und DM) Mit­
glied, statt vorher nur der DM, um die 
sich die anderen bewegen. Diese "Bi­
polarität" sei das Hauptproblem.

Selbst die "Financial Times", die ei­
gentlich den Beitritt befürwortet, 
schreibt am 8.1.1986: "Der Europä­
ische Wechselkursmechanismus, wie 
er zur Zeit besteht, ist in Wahrheit in 
DM-Block, bei dem die anderen Wäh­

rungen eng um die DM bei ihren Be­
wegungen in bezug auf den Dollar 
schwanken". Das Pfund sei aber eine 
der fünf internationalen Investi­
tionswährungen (neben Dollar, YenJ 
DM und Schweizer Franken), deren 
Wechselkurse frei gegeneinander 
fluktuieren.

Mit der Anbindung an das EWS-Sy- 
stem würde das Pfund also zumin­
dest teilweise seinen Charakter als 
internationale Spekulationswährung 
verlieren oder müßte sich gegen die 
DM als Leitwährung im EWS durch­
setzen. Sehr unterschiedliche Inter­
essen stehen sich dabei gegenüber: 
Die Bundesrepublik hat einen hohen 
Exportüberschuß (1984 67 Milliarden 
DM), während Großbritannien ein 
Minus von 17 Mrd. DM verbuchte. 
Die britischen Imperialisten erziel­
ten einen Überschuß von 25 Mrd. DM 

aus Versicherungs- und anderen Fi­
nanzdienstleistungen, hier war das 
BRD-Saldo negativ (minus 14 Mil­
liarden). Dazu kommt, daß die bri­
tischen Imperialisten zu den größten 
Gläubigern der Welt gehören.

Deswegen eilt es Thatcher nicht 
mit dem Beitritt. Ihre Kritiker argu­
mentieren, es sei höchste Zeit, wolle 
man nicht politischen und wirt­
schaftlichen Einfluß in der EG ver­
lieren. "Europa kann man nicht nach 
Speisekarte aussuchen", erklärte ein 
Zeuge vor dem Ausschuß. Bundes- 
bank-Pöhl jedenfalls sieht der 
zwangsläufig einem Beitritt folgen­
den Auseinandersetzung gelassen 
entgegen.

Quellenhinweis: A. Scott, Britain 
and the EMS, Journal of Common 
Market Studies, March 1986, Finan­
cial Times, Times, Economist, 
verseh. Ausgaben - (hef)
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Währungen künftig innerhalb fester, 
gemeinsam beschlossener Paritäten — 
von denen nur um kleine, festgelegte 
"Bandbreiten" abgewichen werden 
durfte — zu halten. Sollten die Devi­
senkurse darunter fallen oder darüber 
steigen, so waren die Notenbanken ge­
zwungen, mit An- bzw. Verkauf von 
Devisen gegen diese Kursänderung zu 
intervenieren und den Kurs innerhalb 
der beschlossenen Bandbreiten zu hal­
ten. Zur Unterstützung solcher Inter­
ventionen wurden dem 1973 gegründe­
ten "Europäischen Fonds für wäh­
rungspolitische Zusammenarbeit" (der 
von einem Verwaltungsrat aus Gou­
verneuren der Notenbanken der EG- 
Staaten geleitet wird) von jedem am

die Lohnabhängigen in den EWS-Ländern. Bild: Demonstration belgischer Stahl­
arbeiter in Brüssel gegen Massenentlassungen und Lohnsenkungen, 11.2.1982.

EWS teilnehmenden Staaten 20% der 
Gold- und Dollarreserven leihweise, 
aber zinslos "übertragen" — insgesamt 
40 Mrd. ECU, das entsprach damals 
ca. 100 Mrd. DM. Dieser "Fonds" 
konnte, falls die kurzfristig zwischen 
den Notenbanken arrangierten Devi­
senkredite nicht ausreichten, im Rah­
men eines "kurzfristigen Beistands" 
bis zu 14 Mrd. ECU (ca. 35 Mrd. DM), 
im Rahmen eines "mittelfristigen Bei­
stands" weitere ii Mrd. ECU (ca. 27,5 
Mrd. DM) an Notenbanken verleihen, 
um diesen bei der Verteidigung ihres 
Devisenkurses zu helfen. Spätestens 
wenn eine Notenbank den "mittelfri­
stigen Beistand" benötigte, sollten da­
mit wirtschaftspolitische Auflagen 
wie die IWF-Auflagen verbunden sein.

Der EWS funktionierte so als Bei­
standsabkommen der westeuropäi­
schen Imperialisten gegen Störungen 
ihrer Geschäfte auf dem Weltmarkt 
durch den US-Dollar — ein Beistands­
abkommen, mit dem die beteiligten 
Notenbanken und Regierungen sich 
freilich auch über den EG-Vertraghin- 
ausreichender Rechte auf gegensei­
tige Einmischung einräumten.

Diese Einmischungsrechte mußten 
absehbar der stärksten EG-Macht 
auch die meisten Vorteile verschaf­
fen. Tatsächlich waren die westdeut­
schen und französischen Imperialisten 
auch die Hauptbetreiber des EWS. Ihre 
Absicht: Die Vorherrschaft des US- 
Dollar auf den internationalen Waren- 
und Kapitalmärkten zu schwächen und 
ihre eigene Vormachtstellung inner­
halb der EG auszubauen.

EWS: Beistandspakt 
gegen die Lohnabhängigen

Die Aussicht, mit Hilfe des EWS die 
Stellung aller großen Monopole in 
der EG gegenüber den US- und japani­
schen Monopolen verbessern und welt­

weit expandieren zu können, stachelte 
die westeuropäischen Imperialisten in 
der Folge zu schweren Angriffen ge­
gen ihre Arbeiterbewegung an. Mit 
den Worten des damaligen SPD-Bun­
desfinanzministers Matthöf er: "Die 
Einbindung in ein System relativ fe­
ster Wechselkurse übt einen verstärk­
ten Druck zur Preisstabilisierung auf 
die Länder aus, die gegenwärtig noch 
unbefriedigend hohe Preissteige­
rungsraten haben." (3) Vor allem die 
"Preissteigerungsrate" der Ware Ar­
beitskraft, also die Löhne, sollte ge­
senkt werden. Beseitigung der Lohnin­
dexierung in Italien und Belgien, Ab­
bau von Lohnkosten und Lohnnebenko­
sten in allen EG-Ländern waren von 
Anfang an wesentliche Ziele aller 
am EWS beteiligten Imperialisten. 
Wieder Matthöfer: "Die Verpflich­
tung, den Kurs der Währung innerhalb 
der festgelegten Bandbreiten zu hal­
ten, zwingt die Regierun­
gen zum Handeln und gibt 
ihnen zudem die Rücken­
deckung, die sie für eine 
wirksame Stabilisierung 
brauchen." (3)

Wenn in der Vergangenheit eine der 
Bourgeoisien Westeuropas Rückschlä­
ge gegen ihre Lohnabhängigen hatte 
hinnehmen müssen, hatte dies in der 
Regel zu Abwertungen ihrer Währung 
geführt. Ausländische Konzerne konn­
ten ihren Absatz auf dem Markt eines 
solchen Landes steigern, die "inländi­
schen" Monopole dagegen mußten im 
Export Verluste hinnehmen. Das erste 
steigerte die Nachfrage nach auslän­
dischen Devisen, das zweite senkte 
die Nachfrage nach der eigenen. So 
erlittene Devisenverluste führten 
stets rasch zu einer Abwertung.

Das sollte nun anders werden. Die 
EWS-Mitgliedsstaaten verpflichteten 
sich, die Kurse ihrer Devisen zueinan­
der stabil zu halten. Solange dies ge­
schah, konnte jede der beteiligten im­
perialistischen Bourgeoisien steh des 
"Beistands" der anderen Notenbanken 
sicher sein, wenn ihr durch kurzfristi­
ge Devisenspekulationen Schaden für 
ihre Weltmarktgeschäfte drohte. Die­
ser "Beistand" bestand freilich in Kre­
diten. Sobald also eine der am EWS be­
teiligten Mächte über längere Zeit 
Defizite im Außenhandel hinnehmen 
mußte, stieg auch ihre Auslandsschuld 
bei den "Partnern" im EWS rapide an. 
Die Lohnabhängigen in so einem Land 
— beispielsweise in Belgien — sahen 
sich sehr schnell sowohl mit der gebie­
terischen Forderung der eigenen Aus­
beuter nach "Kostensenkung" auf al­
len Gebieten konfrontiert wie auch 
einer Phalanx ausländischer Gläubiger 
gegenüber, die ebenfalls eine "Sanie­
rung" der Wirtschaft verlangten.

Mit "Notstandsvollmachten" wie in 
Belgien oder mit anderen Mitteln er­
öffneten in den Jahren nach Bildung 
des EWS dann auch die herrschenden 
Finanzbourgeoisien schwere Angriffe 
gegen ihre Lohnabhängigen, senkten 
die Löhne, steigerten das Arbeits­
tempo, dehnten die Arbeitszeit aus. 
Heute ist z.B. in allen EWS-Ländern 
die "Lohnindexierung", d.h. die tarif­
vertraglich verankerte automatische 
Anhebung der Löhne entsprechend der 
amtlichen Teuerungsrate, beseitigt. 
In allen EWS-Ländern sind die Ein­
kommen großer Teile der Lohnabhän­
gigen gesenkt, in Belgien etwa nach 
Schätzung der Gewerkschaften um 
20%, ist der Versicherungsschutz 
schwächer, die Arbeitszeit länger und 
"flexibler", konnten die Kapitalisten 
die Laufzeiten ihrer Maschinen in die 
Nacht und ins Wochenende ausdehnen.

BRD-Vormacht 
gefestigt

Die westdeutschen Imperialisten wa­
ren — manchmal in aller Öffentlich­
keit, manchmal "diskret" — an solchen 
Angriffen stets beteiligt. Als größte 
Handelsmacht der EG und als diejeni­
ge EG-Macht, die zusätzlich über die 
größten Kapitalanlagen in den ande­
ren EG-Staaten verfügte, waren sie 
auf vielfältige Weise Nutznießer die­
ses "Stabilitätpaktes". Sie konnten ih-
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re Exporte in die anderen EG-Staaten 
von 131 Mrd. DM 1978 auf 267 Mrd. 
DM 1985 verdoppeln, ihren Export­
überschuß im gleichen Zeitraum sogar 
verdreifachen: von 10,8 Mrd. DM 1978 
auf 31,6 Mrd. DM 1985. Dabei war ih­
nen das EWS auch eine willkommene 
Tarnung, um ihre Einmischung in an­
dere Länder voranzutreiben, ihre Vor­
machtstellung auszubauen, ohne da­
bei als "D-Mark-Imperialisten" unter 
große öffentliche Kritik zu kommen. 
Der niederländische Zentralbankchef 
Duisenberg im Mai dieses Jahres: "Der 
ECU kann — in den Augen der öffentli­
chen Meinung — den Unterschied do­
kumentieren zwischen einem D-Mark- 
Block und einem europäischen Sy­
stem. Die öffentliche Meinung mag 
die Disziplin des letzteren akzeptie­
ren, aber nicht die des ersteren." (4)

Diese Vormachtstellung will die 
Bundesbank auch beim Ausbau des 
EWS mit allen Mitteln verteidigen.

Pläne zum Ausbau 
des EWS

Im Februar hat das Europäische Parla­
ment die Pläne für diesen Ausbau des

Große, langfristige Rohstoffgeschäfte der westeuropäischen Konzerne will das 
Europäische Parlament künftig in ECU abgerechnet haben, um den Druck der 
EG auf die Lieferländer zu steigern. Bild: Abtransport von Holz aus Zaire für 
den Export in die EG.

EWS in einem Bericht zusammenge­
faßt. Seine Forderungen im einzelnen:

— die gemeinsamen Zentralbankre­
serven im EWS sollen von jetzt 50 
Mrd. ECU auf 70 bis 80 Mrd. ECU (ca. 
171 Mrd. DM) angehoben werden. Zu­
sätzlich sollen die Gold- und Dollarre­
serven der EWS-Zentralbanken, die 
dem "Europäischen Fonds für wäh­
rungspolitische Zusammenarbeit" 
(EWFZ) bisher leihweise übertragen 
sind, diesem endgültig übergeben wer­
den. Diese Forderung erheben insbe­
sondere die kleinen EWS-Staaten, 
aber auch Frankreich, um so mit dem 
ECU und einem gestärkten EWFZ eine 
stabile, gegen Devisenspekulationen 
geschützte Währung für ihre interna­
tionalen Geschäfte zu gewinnen, die 

nicht — wie die D-Mark — allein von 
der Bundesbank kontrolliert wird.

— Sodann sollen alle EWS-Staaten 
sich uneingeschränkt dem EWS an­
schließen. Damit ist Großbritannien 
gemeint, aber auch die neuen EG-Mit­
glieder Griechenland, Portugal und 
Spanien. Während der Beitritt Groß­
britanniens die Interventionsmöglich­
keiten der EWS-Zentralbanken gegen­
über Dollar und Yen bedeutend stei­
gern würde, hätte der EWS-Beitritt 
Griechenlands, Spaniens und Portu­
gals deren Unterwerfung unter künfti­
ge "Sanierungsauflagen" der großen 
Gläubigermächte im EWS, also Groß­
britanniens, Frankreichs und der BRD, 
zur Folge.

— Drittens soll die Verwendung des 
ECU weiter ausgedehnt werden. Im 
einzelnen schlägt das Parlament vor, 
Darlehen der EG an Staaten der Drit­
ten Welt künftig weitgehend in ECU 
zu vergeben. Das soll ein einheitliches 
Vorgehen aller EG-Staaten gegen­
über den Empfängern solcher Kredite 
sichern und so die Abhängigkeit z.B. 
der AKP-Staaten von der EG steigern.

— Weiter will das Parlament, "daß 

eine koordinierte Aktion auf Gemein­
schaftsebene zur allgemeinen Ver­
wendung der ECU beim Abschluß und 
bei der Bezahlung großer Lieferungen 
von Energieressourcen, Rohstoffen 
und Nahrungsmitteln (besonders bei 
mittel- und langfristigen Verträgen) 
durchgeführt wird." (5) Das soll hel­
fen, den Dollar als weltweites Zah­
lungsmittel durch den ECU zu ver­
drängen, um allen westeuropäi­
schen Monopolen mehr Kurssicherheit 
für ihre Geschäfte zu verschaffen und 
so deren Expansion auf dem Welt­
markt zusätzlich zu fördern.

Auch die "Europäische Volkspartei", 
der Zusammenschluß westeuropä­
ischer christdemokratischer Partei­
en, hat auf ihrer Tagung im April in 

Den Haag verlangt, den "Gebrauch 
und die Rolle des privaten ECU" in den 
EG-Ländern zu fördern. Dazu sollen 
die Zwangsmittel, die das Europäische 
Währungssystem gegen jede "stabili­
tätsgefährdende" Gegenwehr der 
Lohnabhängigen schon enthält, weiter 
ausgedehnt werden, indem Kredite 
der EG-Notenbanken untereinander, 
aber auch der EG oder einzelner EG- 
Einrichtungen an einzelne EG-Länder 
noch stärker mit wirtschaftspoliti­
schen Auflagen verbunden werden. Es 
gelte, "die Konvergenz (Angleichung, 
d. Red.) der Wirtschaftspolitiken da­
durch zu fördern, daß man bei Finan­
zierungen in größerem Ausmaß auf 
das Prinzip der Konditionalität zu­
rückgreift". (6)

Streitpunkt: ECU als 
Devise oder nicht?

Weiterhin strittig bleibt bei diesem 
Ausbau der währungspolitischen Zu­
sammenarbeit im EWS der Ausbau des 
"Europäischen Fonds für währungspo­
litische Zusammenarbeit" (EWFZ) zu 
einer quasi-Zentralbank und die Aner­
kennung der ECU als Devise durch die 
Bundesbank. Beides lehnt die Bundes­
bank ab. Ihre Begründung, vorgetra­
gen durch den Präsidenten der Lan­
deszentralbank Baden-Württemberg, 
Prof. Kloten: "Den kleineren Ländern 
im EWS wachsen über europäische 
Kollegialorgane Mitspracherechte zu, 
die mehr Einflußmöglichkeiten auf 
das monetäre Geschehen in Europa 
umgreifen als bei nationaler wäh­
rungspolitischer Souveränität. Die 
großen Partner werden eher an Ein­
fluß verlieren, vor allem die Bun­
desrepublik als die - währungspoli­
tisch gesehen - bisherige economie 
dominante" (dominierende Wirt­
schaft, d. Red.). (7)

Auch die Forderung nach Anerken­
nung der ECU als Devise - in den an­
deren EWS-Ländern schon vollzogen - 
ist, zumal in Verbindung mit der ge­
wünschten Auf Wertung des EWFZ, für 
die Bundesbank eine Gefahr für die 
"Stabilität" der europäischen Eini­
gung. Wieder Prof. Kloten: "Was bis­
her vorgeschlagen wurde, gewährlei­
stet weder eine unabhängige Noten­
bank, noch läßt es das Maß an Geld­
wertstabilität erwarten, das vor allem 
aus deutscher Sicht unabdingbar ist 
... Geld verträgt weder Experimente 
noch faule Kompromisse."

BRD: Kein "Kompromiß" 
bei Staat und Geld!

Die Stabilität der D-Mark garantiert 
im Zweifelsfall der westdeutsche Ge­
waltapparat, indem er Steuern ein­
treibt, Polizei und Armee rüstet und, 
wo nötig, auch seinen Gewaltapparat 
einsetzt, um die Lohnabhängigen an 
die Arbeit zu zwingen, Streiks zu be­
kämpfen und überhaupt alles abzu­
wehren, was die "Stabilität" der Herr­
schaft der westdeutschen Bourgeoisie 
und damit auch die Stabilität ihrer
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Währung gefährden könnte. Wer aber 
garantiert im Zweifel die "Stabilität” 
des ECU? Nur Staatsorgane, die EG- 
weit einschreiten können und für "Sta­
bilität" und "Ordnung" sorgen, ant­
wortet die Bundesbank. Und weil ihr 
diese EG-weite Staatsgewalt noch 
nicht genügend stark und von ihr noch 
nicht genügend kontrolliert ist, darum 
erkennt sie auch den ECU nur in Teil­
bereichen, nämlich für den Haushalt 
der EG und ihrer Organe, in den ande­
ren EG-Staaten, im Verkehr zwischen 
den EG-Zentralbanken und bei inter­
nationalen Bankgeschäften, nicht 
aber als eine in der BRD ungehindert 
für Kredite aller Art zu verwendende 
Devise an.

Die Vormachtstellung der BRD in 
Westeuropa auszubauen und eine eu­
ropaweit für Ordnung und "Stabilität" 
von Wirtschaft und Währung sorgende 
Staatsmacht zu stärken, das ist auch 
das Ziel der Vorschläge, die die Bun­
desbank den Forderungen nach sofor­
tiger und vollständiger Anerkennung 
der ECU entgegenstellt.

So müsse die EG vor allem für einen 
"Durchbruch bei der Integration der 
Finanzmärkte" sorgen. Gemeint ist 
der EWS-Beitritt Großbritannien, wo­
durch die Kräfte der "Ordnung", die 
den ECU-Kurs sichern, gestärkt wer­
den sollen. Weiter der EWS-Beitritt 
Griechenlands, Spaniens und Portu­
gals. Drittens die Beseitigung noch 
bestehender Schranken für Kapitalex­
porte. Wo immer sich eine Anla­
gemöglichkeit auftut, wollen die 
BRD-Imperialisten zugreifen können, 
nicht behindert von fremden Staatsor­
ganen, sondern von diesen unter­
stützt. Auf diese Weise könne man 
auch "größere Konvergenz (Anglei­
chung, d. Red.) in der Geld- und Fi­
nanzpolitik der einzelnen Länder" er­
reichen und die "politische Koope­
ration auf allen Ebenen" vorantreiben, 
damit "die Bedingungen für weiterrei­
chende Lösungen erfüllt" (8) werden. 
Quellenhinweis: (1) Ch. Frank, Der un­
aufhaltsame Aufstieg einer Kunst­
währung, in: EG-Magazin 4/1986, S. 
9f; (2) Informationsdienst des Instituts 
der deutschen Wirtschaft, Köln, 22.5. 
1986; (3) Finanzminister Matthöfer 
in: EWS-Informationsbroschüre des 
Finanzministeriums, 1979; (4) Duisen­
berg, Präsident der Niederländischen 
Zentralbank, am 14.5.1986 vor dem 
Internationalen Zentrum für monetä­
re und Bankstudien, Basel, zit. nach 
Presseauszüge der Bundesbank, 21.5. 
1986, S. 3; (5) Dok. A2-196/85 des EP, 
20.2.1986; (6) zit. nach: Arbeit und 
Wirtschaft, Resolution des EVP-Kon- 
greß, 10. bis 12.4.1986, Den Haag; (7) 
Prof. Norbert Kloten, Die ECU: Per­
spektiven der monetären Integration 
in Europa, in: Europa-Archiv 15/1985, 
S. 451 f.; (8) Prof. Kloten, Die monetä­
re Integration: Was steht ihr im We­
ge?, Vortrag vor der List-Gesell­
schaft, zit. nach Presseauszüge der 
Bundesbank, 9.5.1986 - (rül)

Kontinuität großdeutscher Europapolitik: 
Die IG Farben Uber “europäische Währungsunion11

Das folgende Dokument ist dem Buch "Europastrategien des deutschen Kapi­
tals" von Reinhard Opitz entnommen. Es dokumentiert die für manche viel­
leicht verblüffene Kontinuität zwischen den Plänen einer "Neuordnung Eu­
ropas", wie sie das deutsche Monopolkapital mittels seiner faschistischen 
Gewaltmaschinerie im zweiten Weltkrieg zu erreichen suchte, mit den heute 
vom westdeutschen Imperialismus verfolgten Konzepten. Das komplette 
Dokument stammt von 1944, also aus einer Zeit, als das deutsche Monopol­
kapital danach strebte, seine gewaltsam erreichte Position durch den Appell 
an "europäische Gemeinsamkeiten" aller Ausbeuter in Europa gegen den an­
tifaschistischen Befreiungskampf und den Angriff der Anti-Hitler-Koalition 
unter Führung der Sowjetunion zu verteidigen. Wir geben hier nur die wich­
tigsten Auszüge zur Währungspolitik wider.
"Die Errichtung einer Europäischen Clearingstelle und Creditanstalt - Euro­
pabank
Die Abwicklung des Austausches von Waren und Leistungen, der sich zwi­
schen den Mitgliedern des Wirtschaftsbündnisses Europäischer Staaten ab­
spielen soll, macht die Errichtung einer Clearingstelle erforderlich, die den 
Ausgleich der daraus entspringenden Forderungen und Verpflichtungen be­
sorgt, gleichzeitig aber die Aufgabe hätte, die mit dem Clearing zusammen­
hängenden Kreditoperationen durchzuführen ... Sie soll im folgenden Euro­
pabank genannt werden ...

Ihrer Aufgabe entsprechend hätte die Europabank ausschließlich mit den 
Centralbanken der Bündnisstaaten oder mit den ähnliche Funktionen verse­
henden Regierungsstellen ... zu verkehren ...

Die Europabank könnte, wenn man will, als ein Aktienunternehmen aufge­
baut werden, dessen auf Namen lautende Aktien von den Centralbanken der 
einzelnen Bündnisstaaten ... zu übernehmen wären ...

... würde es sich vielleicht empfehlen, die Europabank auf Grund eines 
völkerrechtlichen Vertrages als ein zwischenstaatliches Rechtssubjekt sui 
generis ins Leben zu rufen ...

Die Leitung der Europabank müßte in den Händen eines von den Regierun­
gen der Mitgliedstaaten zu ernennenden Direktoriums liegen, das aus minde­
stens 8 und höchstens 12 Mitgliedern zu bestehen hätte ...

Die Kapitalbeschaffung der Europabank hätte sich derart zu vollziehen, 
daß ihr jeder Bündnisstaat oder seine Zentralbank in der betreffenden Lan­
deswährung einen Kredit in Höhe seines durchschnittlichen Außenhandelsvo­
lumens in den drei Jahren 1936,1937 und 1938 eingeräumt und dafür in deren 
Büchern als Inhaber eines Grundguthabens gleicher Höhe geführt wird ...

Das gegenseitige Wertverhältnis der nationalen Währungen aller dem 
Wirtschaftsbündnisse angehörenden Staaten wäre spätestens gleichzeitig 
mit der Errichtung der Europabank durch eine besondere Vereinbarung ihrer 
Regierungen auf Grund eines Vorschlages festzustellen, den die Präsidenten 
der Notenbanken zu erstatten hätten ...

Um die Durchführung des Clearings und die gegenseitige Verrechnung zwi­
schen den dem Bündnisse angehörenden Staaten zu erleichtern, hätte die Eu­
ropabank auf Grund des von den Regierungen vereinbarten gegenseitigen 
Wertverhältnisses der verschiedenen Landeswährungen ein neues Giralgeld 
zu schaffen, das etwa den Namen Europagulden erhalten könnte. Das Wert­
verhältnis des Europaguldens (EF1) zu den Landeswährungen der einzelnen 
Bündnisstaaten wäre auf Grund des von den Regierungen vereinbarten ge­
genseitigen Wertverhältnisses ihrer Landeswährungen festzusetzen.

Die Konten der einzelnen Mitgliedsstaaten bei der Europabank wären nach 
dieser Relation auf Europagulden umzurechnen und weiterhin in Europagul­
den zu führen.

Die auf diese Weise ermittelte Relation der einzelnen Landeswährungen 
zum Europagulden würde ihren Anfangswert bilden. Der Anfangswert könnte 
von den beteiligten Regierungen nur unter Beachtung der in diesem Vertrage 
oder im Statut der Europabank getroffenen Bestimmungen geändert werden.

Der innere Wert des Europaguldens würde darauf basiert sein, daß jeder 
Bündnisstaat verpflichtet wäre, den Ausgleich seiner Forderungen und Ver­
pflichtungen gegenüber anderen Bündnisstaaten durch Vermittlung der Eu­
ropabank zu bewirken ... Den gleichen Standpunkt nimmt übrigens auch 
Keynes ein. Er scheint zu fühlen, daß selbst England sich zu diesem Prinzip 
bekennen muß, wenn es dem Würgegriff der amerikanischen Shylocks entrin­
nen will..."
Quelle: Richard Riedl, "Weg zu Europa. Gedanken über ein Wirtschaftsbünd­
nis Europäischer Staaten", zit. nach R. Opitz, Europastrategien des deut­
schen Kapitals 1900 bis 1945, S. 990t.
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Zur Diskussion: 
Was ist die ECU?

Das 1979 eingerichtete Europä­
ische Währungssystem EWS soll da­
für sorgen, daß die Währungen in der 
EG zueinander in einem relativ sta­
bilen Verhältnis bleiben und kurz­
fristig nur wenig (2,25%, die Lira 6%) 
schwanken. Um größere Schwankun­
gen durch Interventionskäufe auf­
fangen zu können, hinterlegen die 
EWS-Mitgliedsländer vierteljährlich 
20% ihrer Dollar- und Goldreserven 
in einem zentralen Fond. Zweimal 
täglich stimmen die Devisenmarkt- 
Manager der Notenbanken die 
Marktlage ab und dirigieren dabei 
auch den Einsatz von Fondmitteln. 
Wenn z.B. Banken große Summen 
Belgische Franc verkaufen und in 
Dollar, DM oder Yen umtauschen 
und als Folge der Kurs des Franc 
sinkt, kann die belgische Notenbank 
sich aus dem Fond Geld leihen, um 
Franc zu kaufen und den Kurs zu 
stützen.

Das System kann nur kurzfristige 
Ausschläge auffangen. Die unter­
schiedliche Entwicklung der kapita­
listischen Produktion in den Mit­
gliedsländern führt immer wieder 
(bisher achtmal) zur Notwendigkeit, 
die Wechselkursrelationen zu än­
dern, d.h. die Marktkurse haben sich 
zu weit vom EWS-Kurs entfernt. 
Diese Konferenzen sind politischer 
Ausdruck von Konkurrenzschlach­
ten: Der Grad von Abwertung oder 
Aufwertung einer Währung ist Aus­
druck der Konkurrenzfähigkeit.

Die offizielle ECU (European 
Currency Unit, Europ. Währungsein­
heit) ist die Recheneinheit, mit der 
die Notenbanken ihre gegenseitigen 
Forderungen aus diesen Interventio­
nen ausgleichen. Die ECU wird ge­
wichtet aus den nationalen Währun­
gen, die Faktoren sind Bruttosozial­
produkt, Außenhandel und Geldmen­
ge. Zur Zeit besteht eine ECU aus 
0,719 DM plus 1,31 Franz. Franc, 
0,0878 Brit. Pfund, 140 Lire, 0,256 
Gulden, 3,71 Belg. Franc, 0,219 Dän. 
Kronen, 1,15 Drachmen, 0,0871 Iri­
schen Pfund und 0,14 Luxemb. 
Franc. Täglich um 14.30h wird der 
Preis dieser Beträge in Dollar fest­
gestellt und addiert, das ergibt den 
Tageskurs der ECU in Dollar. Der 
Vergleich des ECU-Kurses in Dollar 
und des DM-Kurses in Dollar ergibt 
dann den ECU/DM-Kurs.

D.h. die DM geht zur Zeit mit 32% 
in die ECU ein, der Franz. Franc mit 
19% usw.

Die Recheneinheit ECU dient auch 
der EG-Komission bei der Haushalts­
aufstellung, wobei sowohl Beiträge 
wie Leistungen in den jeweiligen na­
tionalen Währungen gezahlt werden.

"Für das Funktionieren des EWS 

spielt die ECU weder in ihrer Eigen­
schaft als Recheneinheit für die Wert­
bestimmung von Interventionssalden 
noch als Zahlungsmittel für deren Re­
gulierung eine entscheidende Rolle", 
stellte Leonhard Gleske, Direktions­
mitglied der Bundesbank, fest (Han­
delsblatt, 25.4.1985). "In ihrer Funk­
tion als Zahlungsmittel unter Noten­
banken hat die ECU keinen dauerhaf­
ten Charakter, sie steht gewisserma­
ßen nur stellvertretend für die einge­
brachten Dollar- und Goldbestände." 
Praktisch gebe es keine Netto-ECU- 
Bestände bei den Notenbanken. "Jede 
Notenbank hat also nur die gegen ei­
gene Dollar- und Goldübertragung ge­
schaffenen ECU im Bestand."

Der offizielle ECU ist vergleichbar 
mit den Sonderziehungsrechten (Spe­
cial Drawing Rights), die SDR sind 
ebenfalls ein gewichteter Währungs­
korb (zur Zeit Dollar 42%, DM 19%, 
Yen 15%, Franc 12% und Pfund 12%), 
mit dem Notenbanken international 
ihre Bilanzen ausgleichen, in denen 
aber auch IWF-Kredite vergeben wer­
den. EWS- Forderungen der Notenban­
ken werden nur zu 50% in ECU abge­
rechnet, der Rest in SDR und Dollar. 
Die politische Funktion des ECU be­
steht auch darin, den Charakter des 
EWS als DM-Block zu verdecken.

Daneben gibt es private ECU. Seit 
1981 gibt es in ECU aufgelegte Anlei­
hen, Banken geben ECU-Kredite usw. 
Tatsächlich ist eine Anleihe in ECU 
nichts anderes als eine Anleihe in zehn 
verschiedenen Währungen. "Die. ECU 
(erspart) als Währungscocktail sowohl 
dem Schuldner wie auch dem Zeichner 
die groben Schwankungen einer Ein­
zelwährung", sagte Commerzbank- 
Chef Seipp. "Sie überträgt also das 
Grundprinzip eines Investmentanteils 
vom Wertpapier- auf den Devisen­
markt: Ohne einen originären Wert zu 
verkörpern, hat die ECU einen, rech­
nerisch gewogenen Mittelwert der 
einbezogenen Währungen, undentspre- 
chend diesem Durchschnittswert 
wirft die ECU auch eine mittlere Ren­
dite ab" (am 4.2.85 in Frankfurt). D.h.: 
Verschuldet sich ein italienischer 
Konzern mit 100 Mio. ECU, hat er sich 
tatsächlich mit 23 Mio. DM, 25 Mio. 
Franc usw. verschuldet.

Die EG-Kommission erklärt, der 
ECU sei inzwischen die "viertwichtig­
ste Währung" am Euromarkt. Die Bank 
für Internationalen Zahlungsausgleich 
beschrieb im Februar 1985, wie sich 
die gewaltig klingende Summe von 
23,6 Milliarden Dollar in umlaufenden 
ECU-Forderungen plus fünf Milliar­
den Dollar in ECU-Anleihen zusam­
mensetzt (FAZ, 19.2.1985). Nach An­
gaben der BIZ entfallen 15,7 Mrd. Dol­
lar der Mittelherkunft und 15,4 Mil­

liarden der Verwendung auf Positio­
nen zwischen Banken. "Nimmt man 
die Doppelzählungen heraus, bleibt 
per Ende September 1984 ein ECU- 
Markt von etwas mehr als acht Mil­
liarden Dollar." Von diesen acht Mil­
liarden Dollar seien 4.9 Milliarden in 
nationalen Währungen ausgezahlt 
worden, heißt es weiter. "Nur zwei 
Länder hatten an diesen ECU-Kredi- 
ten einen wesentlichen Anteil: Ita­
lien mit 3,6 Milliarden Dollar und 
Frankreich mit 1,4 Milliarden Dollar
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Das Interesse italienischer und 
französischer Kapitalisten an auf 
ECU lautenden Darlehen stammt vor 
allem daher, daß in beiden Ländern 
scharfe Devisenkontrollbestimmun­
gen in Kraft sind, die für ECU-Anlei­
hen teilweise gelockert wurden. ES 
ist leichter, sich über die ECU in DM 
(Pfund, Franc usw.) zu verschulden 
als direkt in diesen Währungen. Au­
ßerdem ergibt die Verspätung, mit 
diedieEWS-Wechselkurse angepaßte 
werden, in der Regel einen kleinen 
Zinsvorteil für sie.

Frankreich und Italien fordern, 
den ECU zu einer "Europawährung" 
zu machen, um Einflußnahme gegen 
die Allmacht der Bundesrepublik in 
der Währungspolitik zu gewinnen und 
gleichzeitig ihre eigenen Devisen­
kontrollen beibehalten zu können. 
Dagegen Commerzbank-Chef Seipp: 
"Wer die ECU heute zur Europa­
währung hochstilisiert, muß ... auch 
eine Zentralbank installieren, die die 
ECU emittiert." Ohne Parallel­
schaltung der Wirtschafts- und Geld­
politik in den Mitgliedsländern keine 
einheitliche Währung, erklärt Seipp. 
"Von einem solchen Zustand trennen 
uns noch viele, viele Jahre". Er for­
dert, wie Bundesbankpräsident Pöhl, 
die Abschaffung aller Vorschriften 
in EG- Ländern, die Kapitalbewe­
gungen hemmen.

Die ECU dient als Verrechnungs­
einheit und soll dabei den Einfluß von 
Dollar und SDR in dieser Hinsicht 
schwächen. Die "private" ECU-Nut- 
zung wird mit der beabsichtigten 
"Niederreißung" (Pöhl) von Devisen­
beschränkungen, vor allem in Italien 
und Frankreich, eher an Bedeutung 
verlieren. Der Schlachtruf der west­
deutschen Banken und Konzerne ist 
jedenfalls nicht "Freizügigkeit für 
die ECU", sondern "Freizügigkeit für 
die DM". In Währungsfragen hat die 
Bundesrepublik kein Stück staatli­
cher Hoheitsrechte an die EG abge­
geben. Es erscheint unwahrschein­
lich, daß die ECU die Keimform 
einer "europäischen Währung" ist, 
wenn es die überhaupt je geben wird. 
Zur weiteren Klärung der Frage pla­
nen wir Untersuchungen über die 
Rolle der Währungen bei der Entste­
hung von Großwirtschaftsräumen. 
- (hef)



Im nächsten Heft

EG-Gipfel
Soll Europa Raketen bauen und/oder 
Raumstationen? Was wird mit dem 
Bau von Langstreckenflugzeugen? 
Wie kann der Rückstand in der Nach­
richtentechnik und Datenverarbei­
tunggegenüber den USA und Japan in 
einen Vorsprung verwandelt werden? 
Welche neuen Programme sollen in 
"Eureka" aufgenommen werden? 

Gleich auf zwei Konferenzen werden 
Vertreter der westeuropäischen Re­
gierungen diese Fragen in den näch­
sten Tagen behandeln: auf dem EG- 
Gipfel in Den Haag und auf der "Eurey 
ka'-Konferenz in London. Die indu­
strielle und die militärische Rüstung 
der europäischen Imperialisten sollen 
gleichermaßen beschleunigt werden. 
Welche Angriffe kommen damit auf 
die Lohnabhängigen zu?

Klassenverhältnisse in Peru und der Kampf der PCdelP
Die Kommunistische Partei Perus, PCdelP ("Leuchtender Pfad"), 1967 gegrün­
det, führt seit 1980 den bewaffneten Kampf mit seiner Basis im Andenhoch­
land. Die peruanischen Großgrundbesitzer, Kapitalisten und das Militär unter­
drücken mit brutalsten Mitteln die Guerilla und die sie unterstützenden Kräfte, 
indianische Bauern, Arbeiter und Intellektuelle. Mit dem Antritt des sozialde­
mokratischen Ministerpräsidenten Garcia verschärfen die Militärs den Terror, 
wie jüngst das Massaker unter politischen Gefangenen. Wie führt die PCdelP 
den Guerillakampf und für welches Programm kämpft sie? Wie entwickeln sich 
die Kräfteverhältnisse im Land?

Bunkerbau in München
Im Dezember 1985 setzten SPD und 
GRÜNE im Münchner Stadtrat den 
Baustopp für Schutzräume bei städ­
tischen Projekten durch. Verschie­
dene Bunkerpläne liegen seither auf 
Eis. Eine Woche nach dem Reaktorun­
fall von Tschernobyl reagierte die 
Münchner CSU. Sie will die Gunst der 
Stunde nutzen und legte dem Stadtrat 

einen Dringlichkeitsantrag vor: Der 
Bau von Bunkern mit öffentlichen 
Geldern soll in München wieder ange­
kurbelt werden. Man sei "vor zivilen 
Katastrophen nicht mehr sicher". Wie 
reagiert die politische Opposition? 
Steht die SPD zu ihrem damals gefaß­
ten Beschluß? Welche Forderungen 
werden von der Friedensbewegung und 
den antimilitaristischen Kräften er­
hoben?

Bundesrat: Kohl hat jetzt freie Bahn für seine Gesetze
Nach dem Erfolg in Niedersachsen ist dem Regierungslager die Mehrheit im 
Bundesrat bis 1988 sicher. Diese für die Lohnabhängigen höchst unerfreuliche 
Tatsache wird vermutlich schon in den nächsten Monaten deutlich spürbar wer­
den, wenn das Regierungslager im Hinblick auf die Bundestagswahlen im Bun­
desrat wie bisher frei schalten und walten kann. Die Lockerung des Laden­
schlußgesetzes etwa soll nun zügig in Kraft treten, Wallmann kann seine Pläne 
zur Zentralisierung von Notstandsvollmachten vorlegen usw. Welche Gesetze 
will das Regierungslager in nächster Zeit durch den Bundesrat bringen, was 
kommt auf die Lohnabhängigen zu?
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